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Die Entscheidung „Centros“ hat das Gesellschaftsrecht innerhalb der europäischen 
Gemeinschaft auf völlig neue Grundlagen gestellt. Nach dieser Entscheidung darf eine – 
innerhalb der Gemeinschaft – wirksam gegründete Gesellschaft im gesamten Gebiet 
Zweigniederlassungen errichten, unabhängig davon, ob aus der Sicht des jeweiligen 
Landes, in dem sich die Zweigniederlassung befindet, überhaupt die Gründung der 
Gesellschaft wirksam vorgenommen wurde. Der OGH folgte für Österreich bereits 
mehrfach der Judikatur des EuGH und modifizierte insoweit die nach österreichischem 
Recht geltende Sitztheorie. 
 
Im vorliegenden Arbeitspapier werden die Auswirkungen der EuGH-Entscheidung 
auf ausgewählte, beitrittswillige Länder untersucht (Bulgarien, Kroatien, Polen, Slowenien, 
Slowakei, Rumänien, Tschechien und Ungarn). Die Auswahl erfasst Länder: 
 
(a) die seit längerem in Verhandlung zum Beitritt zur Gemeinschaft stehen,  
(b) die kürzlich Verhandlungen aufgenommen haben und jeweils auf ein gültiges 
     Assoziierungsabkommen zurückgreifen können, und schließlich 
(c) ein Land, dass zwar den Dialog sucht, aber noch über kein Assoziierungsabkommen  
     verfügt.  
 
Die Auswahl lässt einerseits die grundsätzliche Parallelität der Fragestellungen 
hervortreten, macht aber zugleich das teilweise unterschiedliche Regelungsumfeld und 
Problembewusstsein in den verschiedenen Ländern deutlich. 
 
Da in vielen Ländern die Frage der Anknüpfung für die Anerkennung einer 
Gesellschaft gerade auch im Lichte der Gesetzesnovellen während der letzten Jahre nicht 
aufgearbeitet wurde, widmen sich die Länderberichte ausführlich dieser Fragestellung. Sie 
leisten damit einen ersten grundlegenden Beitrag, der die Basis für weiter gehende 
Überlegungen gerade auch im Hinblick auf die europäische Annäherung sein kann. 
 
Besonderer Dank gilt Elisabeth Müller-Lipold, die den Text lektoriert hat, Nicole 
Vegricht die die Formatierung des Textes durchgeführt hat, und Slavica Vanovac, die die 
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„Centros“1 und die ersten Folgeentscheidungen nationaler Gerichte – insbesondere 
des OGH2 - haben in Europa eine auf verschiedenen Ebenen geführte Diskussion 
ausgelöst3, ob und wie sehr das bisherige Gesellschaftsrecht einem neuen Verständnis zu 
unterwerfen sei und einer Neuorientierung bedürfe. Einerseits eröffnen sich für die das 
Gesellschaftsrecht anwendenden Unternehmen bzw deren Berater neue Möglichkeiten4, 
unter mehreren Rechtsordnung das für die eigenen Zwecke bestgeeignete Regime zu 
wählen, z.B. einen besonders hohen oder umgekehrt besonders niedrigen 
Regelungsstandard für sich nutzbar zu machen (rechtspraktische Ebene). Andererseits 
zwingen gerade diese neuen Wahlmöglichkeiten die zuständigen Gesetzgeber (auch den 
Gesetzgeber auf EU-Ebene) darüber nachzudenken, ob die Vielfalt unterschiedlicher 
Regelungen uneingeschränkt und unverändert belassen werden sollte, was zugleich den 
Wettbewerb verschiedener Normgeber und Regelungskonzepte stimulieren (Wettbewerb 
der Rechtsordnungen) würde5. Andererseits hat er zu überlegen, ob nicht umgekehrt in 
bestimmten Bereichen, wie insbesondere bei Wahrung der Gläubiger-, Gesellschafter- 
oder Arbeitnehmerinteressen, eine Vereinheitlichung oder wenigstens die Festlegung von 
Mindeststandards zu unternehmen sei (rechtspolitische Ebene) 6.  
 
2. Internationales Gesellschaftsrecht  
 
Die Rechtsfähigkeit einer juristischen Person richtet sich nach dem Personalstatut. 
Das Personalstatut wird nach verschiedenen Zuordnungselementen bestimmt. Die 
herausragenden Konzepte bilden die Sitz- und Gründungstheorie.  
 
                                                 
1
 EuGH Rs. C-212/97 (Centros Ltd./Erhvervs- og Selskabsstyrelsen) EuZW 1999, 216. 
2
 OGH 6 Ob 123/99b und OGH 6 Ob 124/99z; s RdW 1999, 719; s dazu Nowotny, RdW 1999, 697 = OGH GesRZ, 
1999 (mit Anm Bachner) = NZG 2000, 36 (mit Anm Kieninger); = JZ 2000, 199 (mit Anm Mäsch); S Bydlinski, Der 
Wirtschaftreuhänder – Millenium 11/1999, 216 ff; Zehetner, ecolex 1999, 771;  Greimel, SWK 1999, 1169 ff; Korn, 
WBl 2000, 56 ff; OGH 6 Ob 122/99 f vom 11.11.1999, Standard vom 1.2.2000, 24. 
3
 Behrens, Das Internationale Gesellschaftsrecht nach dem Centros-Urteil des EuGH, IPRax 1999, 323; Ebke, Das 
Schicksal der Sitztheorie nach Centros, JZ 1999, 656; Freitag, Der Wettbewerb der Rechtsordnungen im 
Internationalen Gesellschaftsrecht, EuZW 1999, 267; Habersack, Europäisches Gesellschaftsrecht, 1999; Hoor, Das 
Centros-Urteil des EuGH und seine Auswirkungen auf die Anknüpfung des Gesellschaftsstatuts, NZG 1999, 984; 
Kieninger, Niederlassungsfreiheit als Rechtswahlfreiheit, ZGR 1999, 724 ff; Kieninger, NZG 1999 (in Druck); Kindler, 
Niederlassungsfreiheit für Scheinauslandsgesellschaften?, NJW 1999, 1993; Korn/Thaler, Das Urteil des EuGH in der 
Rs Centros: Ein Meilenstein für das europäische Gesellschaftskollisionsrecht?, Wirtschaftsrechtliche Blätter (WBl.) 
1999, 247; Michalski, Grundzüge des internationalen Gesellschaftsrechts, NZG 1998, 762; Sonnenberger/Großerichter, 
Konfliktlinien zwischen internationalem Gesellschaftsrecht und Niederlassungsfreiheit, RIW 1999, 721; G. Roth, 
Gründungstheorie: Ist der Damm gebrochen?, ZIP 1999, 861; G. Roth, § 10 IPRG und die europäische 
Niederlassungsfreiheit, RdW 1999, 381. 
4
 S nur S Bydlinski, Der Wirtschaftstreuhänder – Millenium 11/1999, 216; Nowotny, RdW 1999, 697. 
5
 Merkt, RabelsZ 1995, 545 ff; Streit in Cassel, Entstehung und Wettbewerb von Systemen (1996) 223; Kübler, KritV 
1994, 79 ff; Kieninger, ZGR 1999, 748; Romano, The Genius of American Corporate Law (1993) 128 ff; Schlußanträge 
des Generalanwalts E des EuGH Tz 20. 
6
 S zuletzt nur Lutter, ZGR 2000, 9 f. 
7 
Nach der Sitztheorie7 ist für das Gesellschaftsstatut der tatsächliche Sitz der 
Hauptverwaltung maßgeblich, wobei der Tätigkeitsort der Geschäftsführung und der 
Vertretungsorgane entscheidend ist. Verwaltungssitz ist der Ort, wo die grundlegenden 
Entscheidungen der Unternehmensleitung effektiv in laufende Geschäftsführungsakte 
umgesetzt werden (head quarters)8. Die Verlegung des tatsächlichen Verwaltungssitzes in 
einen anderen Staat hat daher nach der Sitztheorie grundsätzlich einen Statutenwechsel 
zur Folge. Das Recht des Zuzugsstaats ist das maßgebliche Gesellschaftsstatut, das über 
den rechtlichen Fortbestand der Gesellschaft entscheidet. Die Sitztheorie schränkt damit 
die Rechtswahlfreiheit der Rechtsunterworfenen ein, weil sie sich eben dem Recht des 
Hauptverwaltungssitzes beugen müssen, sie gewährleistet aber, dass das Recht des 
Staates durchgesetzt wird, dessen Interessen im Regelfall am stärksten betroffen sind9. In 
der österreichischen Rechtsordnung ist durch § 10 IPRG die Sitztheorie verwirklicht. Erfüllt 
eine ausländische Gesellschaft diese Voraussetzungen nicht, weil sie keinen 
Verwaltungssitz hat, ist sie als Nullum oder bei Geschäftstätigkeit als GesBR oder OHG 
anzusehen10. 
 
Nach der Gründungs- oder Inkorporationstheorie11 ist Gesellschaftsstatut das Recht 
des Staates, nach dem eine Gesellschaft gegründet worden ist. Folgt ein Staat der 
Gründungstheorie, wird daher jede nach einer fremden Rechtsordnung wirksam 
gegründete ausländische Rechtsordnung, die innerhalb seines Hoheitsgebiets tätig 
werden will, als solche anerkannt und zwar selbst dann, wenn sie im Gründungsstaat 
keine Tätigkeit entfaltet. Eine einmal wirksame Gründung steht der Sitzverlegung oder 
Eintragung einer Zweigniederlassung im Ausland nicht im Weg.  
 
Zwischen den beiden Polen vermitteln verschiedene Theorien: Zu nennen sind die 
„eingeschränkte Gründungstheorie“12, die für Anwendung des Gründungsrechts mit 
Ausnahme von Schutznormen des Sitzrechts eintritt; die Differenzierungstheorie13, nach 
der für das Innenverhältnis jedenfalls das Gründungsrecht gilt, für das Außenverhältnis 
jedoch das für den Verkehr günstigere Recht Anwendung finden soll, wobei Vornahme-, 
Wirkungs- und Organisationsstatut herangezogen werden können; die 
Überlagerungstheorie14, die in unterschiedlichen Nuancierungen – zu einer alternativen 
Anwendung von Gründungs- und Sitztheorie für verschiedene Fragen führt. Grundsätzlich 
gilt für die Frage der Anerkennung der Gesellschaft das Statut des Gründungsstaats; 
jedoch sollen danach bestimmte zwingende Vorschriften des Sitzstatuts die 
entsprechenden Vorschriften des Gründungsstatuts verdrängen, nämlich wenn der 
tatsächliche Sitz nicht im Geltungsbereich des Rechts des Gründungsstaats liegt und 
wenn sich unmittelbar betroffene Personen wie Gesellschafter, Gläubiger oder 
Arbeitnehmer auf das Sitzstatut berufen. Im Ergebnis verdängt damit die Sitztheorie 
teilweise die Gründungstheorie. 
 
                                                 
7
 Kindler in MüKomm
3
, Internationales Handels- und Gesellschaftsrecht Rz 312 ff. 
8
 Schwimann, Internationales Privatrecht
2
 (1999), 50 f; Zehehtner, ecolex 1999, 771; Roth, GesRZ 1995, 2 f; s bereits 
Doralt, JBl 1969, 183. 
9





 S Bydlinski, Der Wirtschaftstreuhänder – Millenium 11/1999, 216; Hammen, WM 1999, 2491; Kindler, NJW 1999, 
1993 ff; Sonnenschein/Großerichter, RIW 1999, 725 f. 
11
 Vgl Kindler in MüKomm
3
, Internationales Handels- und Gesellschaftsrecht Rz 265 ff. 
12
 Behrens in Hachenburg, GmbHG
8
 (1989) AllgEinl Rz 127 f. Dieser Ansatz ist nahe dem kollisionsrechtlichen 
Gedanken des ordre Public. 
13
 Grasmann, System des internationalen Gesellschaftsrechts (1970). 
14
 Zu dieser von Sandrock, RabelsZ 1978, 227; Sandrock in Beitzke-FS (1979) 669 ff,  entwickelten Theorie s Kindler 
in MüKomm
3
, Internationales Handels- und Gesellschaftsrecht Rz Rz 292. 
8 
Die Kombinationstheorie wählt hingegen den umgekehrten Zugang, indem sie von 
einer einheitlichen Anknüpfung des Gesellschaftsstatuts ausgeht, aber je nach 
wirtschaftlichem Schwerpunkt der Gesellschaft für Einzelfragen eher am Sitz- bzw 
Gründungsstatut anknüpft15. 
 
Unter Geltung der Sitztheorie geht die Konkurrenz der Gesellschaftsrechte in der 
allgemeinen Standortkonkurrenz der Mitgliedstaaten auf16, die mit der Gesamtheit ihrer 
Rechtsordnung um die Ansässigkeit von Unternehmen werben. Darin liegt die Grundidee 
der „institutional competetion“, dh die Konkurrenz immobiler Wirtschaftsfaktoren um mobile 
Faktoren wie insbesondere Kapital und Arbeit. Bei Geltung der Gründungstheorie kann 
hingegen ein Unternehmen die Gestaltungsmöglichkeiten nationaler Gesellschaftsrechte 
in Anspruch nehmen, ohne sich den Gesamtbedingungen einer mitgliedstaatlichen 
Rechts- und Wirtschaftsordnung zu unterwerfen. Die Unternehmen können unter Geltung 
der Gründungstheorie das Angebot an in- und ausländischen Rechtsformen freier und 
flexibler ausnutzen als unter Geltung der Sitztheorie17. Die Gründungstheorie bildet damit 
die Grundlage für eine freie Rechtswahl der Rechtsunterworfenen für die Auswahl der 




Von der eben dargestellten Anerkennung der Rechtspersönlichkeit von 
Gesellschaften ist die Zulassung zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit im Inland und die 
Erlaubnis der Errichtung von Zweigniederlassungen zu trennen18. Gemäß Art 43 EGV 
unterliegt die freie Niederlassung von Staatsangehörigen der EU-Mitgliedstaaten keinen 
Beschränkungen. Die Niederlassungsfreiheit wurde durch das EWR-Abkommen auf die 
EWR-Mitgliedsländer ausgedehnt. Die Niederlassungsfreiheit umfasst neben der 
Aufnahme und Ausübung selbständiger Erwerbstätigkeiten insbesondere die Gründung 
und Leitung von Unternehmen und die Gründung von Zweigniederlassungen und 
Tochtergesellschaften. Die nach den Rechtsvorschriften eines Mitglieds- oder 
Vertragsstaats gegründeten Gesellschaften stehen den natürlichen Personen gleich. 
 
Entsprechend der Konzeption des EGV ist bei der Niederlassungsfreiheit natürlicher 
Personen und gleichgestellter Gesellschaften zwischen primärer und sekundärer 
Niederlassungsfreiheit zu unterscheiden. Die primäre Niederlassungsfreiheit umfasst die 
Aufnahme und Ausübung selbständiger Erwerbstätigkeiten sowie die Gründung und 
Leitung von Unternehmen nach den Bestimmungen des Aufenthaltsstaats für seine 
eigenen Angehörigen (Art 43 Abs 2 EGV bisher Art 52 Abs 2)19. Im Gegensatz dazu 
beschreibt die sekundäre Niederlassungsfreiheit die Gründung von Agenturen, 
Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften (Art 43 Abs 1 S 2 EGV bisher Art 52 
Abs 1 S 2 EGV). Das primäre Niederlassungsrecht von Gesellschaften wurde unter den 
Vorbehalt nationaler Rechtsfolgen der Sitzverlegung gestellt20, was zur Folge hat, dass 
Gesellschaften ihr sekundäres Niederlassungsrecht faktisch nur durch Gründung von 
                                                 
15
 Zimmer, Internationales Gesellschaftsrecht 232; Kindler in MüKomm
3
, Internationales Handels- und 
Gesellschaftsrecht Rz 303 ff. Als Unterfall der Kombinationstheorie kann die von Wiedemann, Gesellschaftsrecht 
(1980),  begründete Theorie des „wirtschaftlichen Schwerpunkts“ eingeordnet werden. 
16
 Schön, ZHR 1996, 234. 
17
 S nur Schön, ZHR 1996, 234. 
18
 S nur Doralt, JBl 1969, 182 f; Schwind, Handbuch des österreichischen IPR 135; s ferner Schimann in Rummel
2 
IPRG 
§ 13 Rz 9 ff. 
19
 OGH GesRZ 1999, 248; Karollus in Eiselsberg, Gesellschaftsrecht in Europa 21; Troberg in 
Groeben/Thiesing/Ehlermann, Kommentar zum EU-/EG-Vertrag
5
 Rz 9 zu § 58; Korn/Thaler, WBl 1999, 247 ff. 
20
 EuGH JZ 1989, 384 (Daily Mail). 
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Agenturen, echten Zweigniederlassungen (neben einer Hauptniederlassung im 
Gründungsstaat) oder Tochtergesellschaften ausüben können21. 
 
4. Die Entscheidung Centros durch den EuGH 
 
Auch wenn die Literatur vor der Entscheidung des EuGH davon ausging, dass die 
Sitztheorie nur eine „Theorie auf Zeit“ sein kann, meinte man doch, sie erst aufgeben zu 
dürfen, wenn die Harmonisierung des materiellen Gesellschaftsrechts auf 
sekundärrechtlicher Ebene ausreichend fortgeschritten wäre22. Die Judikatur auf 
europarechtlicher und nationaler Ebene überholte diese These nun durch mehrere 
Entscheidungen. Zunächst ist auf die Entscheidung des EuGH23 einzugehen: 
 
Ein dänisches Ehepaar hatte in Großbritannien eine private company, mit dem Firmennamen 
Centros Ltd., gegründet, die dort jedoch nur ihren satzungsgemäßen Sitz haben und keinerlei 
Geschäftstätigkeit entfalten sollte. Die Gründung der Gesellschaft in Großbritannien hatte nur den Zweck, 
die dänischen Mindestkapitalvorschriften zu umgehen. Die dänische Registerbehörde verweigerte aber die 
Eintragung einer Zweigniederlassung der Centros Ltd. in Dänemark mit der Begründung, dass die 
Gesellschaft nur zu Umgehungszwecken gegründet worden sei. In zweiter Instanz legte die dänische 
Registerbehörde dem EuGH gemäß Art 177 (jetzt Art 234) des EG-Vertrags die Frage vor, ob es mit der 
Niederlassungsfreiheit vereinbar sei, die Eintragung der Zweigniederlassung unter den genannten und nicht 
strittigen Umständen zu verweigern. Außer Streit stand insbesondere auch, dass die Gründung der 
Gesellschaft in Großbritannien allein dem Zweck dienen sollte, die Mindestkapitalerfordernisse des 
dänischen Rechts zu umgehen.  
 
Seiner Entscheidung legte der EuGH die rechtmäßige Errichtung der Centros Ltd. nach englischem 
Recht zugrunde und gewährte die Rechte der Niederlassungsfreiheit nach Art 52 und 58 (nunmehr Art 43 
und 48) des EG-Vertrags. Im Urteilsspruch heißt es wörtlich: 
 
"Die Vorlagefrage ist demgemäß dahin zu beantworten, dass ein Mitgliedstaat, der die Eintragung 
der Zweigniederlassung einer Gesellschaft verweigert, die in einem anderen Mitgliedstaat, in dem sie ihren 
Sitz hat, rechtmäßig errichtet worden ist, aber keine Geschäftstätigkeit entfaltet, gegen die Art 52 und 58 
EG-Vertrag verstößt, wenn die Zweigniederlassung es der Gesellschaft ermöglichen soll, ihre gesamte 
Geschäftstätigkeit in dem Staat auszuüben, in dem diese Zweigniederlassung errichtet wird, ohne dort eine 
Gesellschaft zu errichten und damit das dortige Recht über die Errichtung von Gesellschaften zu umgehen, 
das höhere Anforderungen an die Einzahlung des Mindestgesellschaftskapitals stellt. Diese Auslegung 
schließt jedoch nicht aus, dass die Behörden des betreffenden Mitgliedstaats alle geeigneten Maßnahmen 
treffen können, um Betrügereien zu verhindern oder zu verfolgen. Das gilt sowohl - gegebenenfalls im 
Zusammenwirken mit dem Mitgliedstaat, in dem sie errichtet wurde - gegenüber der Gesellschaft selbst als 
auch gegenüber den Gesellschaftern, wenn diese sich mittels der Errichtung der Gesellschaft ihren 
Verpflichtungen gegenüber inländischen privaten oder öffentlichen Gläubigern entziehen möchten." 
 
Mit der Aussage, dass die Errichtung einer Zweigniederlassung in einem anderen 
Mitgliedstaat auch dann möglich sein soll, wenn die gesamte Tätigkeit der Gesellschaft 
sich auf die Zweigniederlassung konzentriert, hatte der EuGH nur auf den ersten Blick 
über die sekundäre Niederlassungsfreiheit durch Errichtung einer Zweigniederlassung zu 
entscheiden24. Bei genauerem Hinsehen zeigt sich, dass mit Centros, die eine 
Briefkastengesellschaft25 betrifft, eigentlich die primäre Niederlassungsfreiheit berührt ist26: 
Wo am Satzungssitz keinerlei geschäftliche Tätigkeit ausgeübt werden soll, wird der 
Begriff Zweigniederlassung eigentlich hinfällig, setzt sie doch gerade die räumliche und 
                                                 
21
 Kindler in MüKomm
3
, Internationales Handels- und Gesellschaftsrecht Rz 366. 
22
 Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger Kapitalgesellschaften 74 f; Zimmer, Internationales Gesellschaftsrecht 205; 
Großfeld in Staudinger, IntGesR Rz 118; s bereits Doralt, JBl 1969, 196. 
23
 EuGH EuZW 1999, 216. 
24
 S zB eingehend Kieninger, ZGR 1999, 728 ff; Korn/Thaler, WBl 1999, 250; Leible, NZG 1999, 301 f; aA Ebke, JZ 
1999, 658. 
25
 Briefkastengesellschaften sind Gesellschaften, die in einem Land nur ihren satzungsmäßigen, nicht aber ihren 
tatsächlichen Sitz haben. 
26
 S dazu Kieninger, ZGR 1999, 734, 738.  
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organisatorische Trennung von der Hauptniederlassung voraus27. Genau um die Allokation 
der Haupttätigkeit geht es in der Entscheidung eigentlich28. Der EuGH ist aber nicht auf die 
Frage des Sitzes bzw dessen Verlegung eingegangen, weil er sich unter Ausblendung des 
Verhältnisses Hauptniederlassung und Zweigniederlassung nur mit der faktischen 
Verlagerung der Geschäftstätigkeit beschäftigt. Der Gerichtshof beschränkte sich darauf, 
die Ansässigkeit der Gesellschaft innerhalb der Grenzen der Gemeinschaft zu prüfen und 
genügen zu lassen29 Der EuGH hat damit die kleinen und mittleren Unternehmen 
geradezu ermutigt, statt den relativ aufwendigen Weg der Gründung von 
Tochtergesellschaften zu gehen, die einfacher Etablierungsform in Gestalt der 
Zweigniederlassung zu wählen, sodass wohl mit einem Anstieg von derartigen „Gästen 
aus fremden Rechtsordnungen“30 zu rechnen ist. 
 
Das EuGH-Urteil betraf mit Dänemark ein Land, das der Gründungstheorie folgt31, dh 
dass die Rechtsfähigkeit eines einmal wirksam gegründeten Rechtsträgers jedenfalls 
anerkennt.  
 
In Deutschland gehen die Meinungen auseinander, ob die EuGH-Entscheidung sich 
auf Länder, die der Gründungstheorie folgen, beschränkt, oder ob sie auch die Sitztheorie 
verdrängt oder zumindest berührt. Einerseits wird die Auffassung vertreten, das Urteil 
lasse das Gesellschaftskollisionsrecht unangetastet32, andererseits überwiegt die 
Meinung, dass die Sitztheorie jedenfalls insoweit überholt ist, als die sekundäre 
Niederlassungsfreiheit auch sogenannten Briefkastengesellschaften zu gewähren ist, die 
nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaates wirksam gegründet sind33. Eine dritte 
Gruppe vertritt die Auffassung, dass sich der EuGH für die Überlagerungstheorie 
ausgesprochen habe34.  
 
5. Die österreichischen Auffassungen und die Entscheidungen des OGH 
 
Im Gegensatz zu Deutschland ist man sich in Österreich fast völlig einig, dass nicht 
allein Staaten, die der Gründungstheorie folgen, sondern auch jene, die – wie Österreich - 
der Sitztheorie anhängen, von dem EuGH-Urteil unmittelbar betroffen seien. Bereits vor 
Veröffentlichung bzw vor bekannt werden der Entscheidungen des Obersten Gerichtshofs 
wurde in der Literatur die Meinung vertreten, dass § 10 (iVm § 12) IPRG, der im 
österreichischen Recht die Sitztheorie niederlegt, im Verhältnis zu den Gesellschaften der 
anderen EU- und EWR-Staaten nicht mehr anzuwenden sei35. Genau dies judizierte der 
                                                 
27
 S Bydlinski, Der Wirtschaftstreuhänder – Millenium 11/1999, 217; Freitag, EuZW 1999, 268 f. 
28
 Der Einwand von Hammen, WM 1999, 2498, dass aus Art 48 EGV abzuleiten sei, dass jedenfalls der Satzungssitz in 
der Gemeinschaft genüge, um damit – unabhängig vom Bestehen einer Hauptniederlassung – eine Zweigniederlassung 
zu begründen, überspringt gerade die Frage des Nebeneinander von Haupt- und Zweigniederlassung im eigentlichen 
Sinn. Es werden damit unterschiedliche Fragen angesprochen, nämlich einerseits Satzungssitz und tatsächlicher Sitz, 
andererseits Haupt- und Zweigniederlassung. 
29
 Kieninger, ZGR 1999, 737; Schlußantrag des Generalanwalts Tz 12. 
30
 So die Formulierung von Lutter, ZGR 2000, 9. 
31
 S nur Roth, RdW 1999, 392; Bachner, GesRZ 1999, 252; Kieninger, NZG 2000, 40 f; Korn, WBl 2000, 57; Lange, 
DNotZ 1999, 601. 
32
 Ebke, JZ 1999, 656, 660; Kindler, NJW 1999, 1993, 1996 ff; Kindler in MüKomm
3
, Internationales Handels- und 
Gesellschaftsrecht Rz 368, 371; Lange, DNotZ 1999, 606. 
33
 Ulmer, 1999, 662 ff; Behrens, IPRax 323, 324 ff.; Freitag, EuZW 1999, 267, 269; Hoor, NZG 1999, 984, 986; 
Korn/Thaler, WBl. 1999, 247, 250 ff; Leible, NZG 1999, 298, 301; Neye, EWiR Art 52 EGV 1/99; Roth, ZIP 1999, 
861, 863; Kieninger, ZGR 1999, 724, 745; Kieninger, NZG 2000, 41; Werlauff, ZIP 1999, 875; aA Ebke, JZ 1999, 656 
ff; Kindler, NJW 1999, 1993 ff. 
34
 Sandrock, BB 1999, 1337; Höfling, DB 1999, 1206. 
35
 Doralt in Oberhammer-FS 11; Korn/Thaler, WBl 1999, 253; Roth, RdW 1999, 383. 
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OGH36 in der ersten dem Centros-Urteil nachfolgenden Entscheidung eines nationalen 
Höchstgerichts: Der Inhalt des OGH-Urteils ist folgender: 
 
Die „A Ltd.“ war gemäß dem britischen Companies Act 1985 mit einem Stammkapital von £ 100 
ordnungsgemäß gegründet und in das Companies Register eingetragen worden. Sie begehrte die 
Eintragung der Gesellschaft und der in Graz zu errichtenden Zweigniederlassung im Firmenbuch. Sämtliche 
Gründer hatten ihren Wohnsitz in Österreich; der in erster Instanz geforderte Nachweis des Bestehens einer 
Hauptniederlassung im Vereinigten Königreich und ihrer regelmäßigen Geschäftstätigkeit war nicht erbracht 
worden. Es bestand der Verdacht, dass die Konstruktion zu dem Zweck gewählt worden war, die strengeren 
Gründungsvorschriften des österreichischen GmbH-Rechts, insbesondere dessen 
Mindestkapitalanforderung von öS 500.000.- zu umgehen. Der zu beurteilende Sachverhalt entspricht daher 
weitgehend dem der Centros-Entscheidung. 
 
Das Firmenbuchgericht lehnte die Eintragung ab. Zwar räumt es ein, dass ein Nachweis über 
Bestand und Geschäftstätigkeit der Hauptniederlassung nach den novellierten §§ 13 HGB, 107 GmbHG 
nicht mehr explizit gefordert werde, jedoch sei das Firmenbuchgericht nach wie vor zur Prüfung der 
materiellen Rechtslage verpflichtet. Nach § 10 IPRG sei für das Gesellschaftsstatut der Sitz der 
Hauptverwaltung ausschlaggebend; dieser befände sich in Österreich. Da die Gesellschaft aber nicht als 
österreichische gegründet sei, fehle es ihr an der Rechtspersönlichkeit und damit an der Fähigkeit, 
Rechtsträgerin einer Zweigniederlassung zu sein. Einen Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit lehnt das 
Erstgericht mit dem knappen Hinweis ab, tatsächlich bestehenden ausländischen Gesellschaften sei es 
unbenommen, Zweigniederlassungen in anderen Mitgliedstaaten zu gründen. Das OLG Graz entschied über 
den Rekurs der Gesellschaft am 24. März 1999, also 15 Tage nachdem das Urteil in der Sache Centros 
ergangen war und wies in seiner Entscheidung bereits auf dieses Urteil hin. 
 
Der OGH hob die Entscheidungen der Vorinstanzen auf und verwies die Sache 
wegen mangelnder Spruchreife zurück. Für die künftige Entscheidung stellt er fest, dass 
im Hinblick auf die Centros-Entscheidung die Eintragung der „Limited“ in Österreich zum 
Zweck der Errichtung einer Zweigniederlassung nicht mehr wegen des Fehlens einer 
Geschäftstätigkeit im Staat des Satzungssitzes abgelehnt werden darf; die Sitztheorie sei 
in Fällen der Gründung von Zweigniederlassungen ausländischer Kapitalgesellschaften 
(man muss wohl ergänzen: mit Satzungssitz in einem EU- oder EWR-Mitgliedstaat) wegen 
des Anwendungsvorrangs des Gemeinschaftsrechts nur noch eingeschränkt anwendbar.  
 
Wenngleich dem OGH vorgeworfen wird, dass er die Frage des Vorrangs der 
Niederlassungsfreiheit im Verhältnis zur Sitztheorie nicht selbst entscheiden hätte dürfen, 
da dieser nur das Verhältnis zur Gründungstheorie entschieden habe37, liegt der 
Grundtenor der Stellungnahmen doch darin, dass der Gerichtshof in der Sache richtig 
entschieden habe38. 
 
Anzumerken ist, dass dem OGH in seiner Urteilsbegründung zwei 
Argumentationsbrüche passierten, nämlich dass er (1) Österreich bereits die Anerkennung 
der Gründungstheorie unterstellt und dass er (2) für Dänemark die Geltung der Sitztheorie 
behauptet. Der OGH begründet für Österreich die Geltung der Gründungstheorie einfach 
durch die Streichung von § 108 GmbHG durch das EU-GesRÄG 1996, was aber besser 
mit einer Vereinheitlichung der Rechtslage für beide Kapitalgesellschaftsformen in dieser 
Frage zu erklären ist39, wobei das Gesetz die Rechtslage mit dem ausdrücklichen Hinweis 
auf § 10 IPRG, dem Sitz der Regelung ohnehin klarstellt. Der Gesetzgeber hätte die 
grundstürzende Neuorientierung des internationalen Gesellschaftsrechts in Abkehr vom 
                                                 
36
 OGH vom 25.11.1999 RdW 1999, 719; ferner OGH vom 11.11.1999, Standard 1.2.2000, S 24. 
37
 Bachner, GesRZ 1999, 252; Kieninger, NZG 2000, 41; Zehetner, ecolex 1999, 774; Korn, WBl 2000, 59; s ferner 
Nowotny, RdW 1999, 697. 
38
 Bachner, GesRZ 1999, 252; S Bydlinski, Der Wirtschaftstreuhänder – Millenium 11/1999, 217; Nowotny, RdW 1999, 
697; Zehetner, ecolex 1999, 773 f; ferner Korn, WBl 2000, 59 f; Greindel, SWK 1999, 1170 f; ferner Mäsch, JZ 2000, 
202. 
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 Bachner, GesRZ 1999, 252; Korn, WBl 2000, 60. 
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allgemeinen Kollisionsrecht nicht völlig unkommentiert gelassen, vor allem wenn er 
umgekehrt im Gesetz – und nicht bloß in den Materialien – mit dem Hinweis auf § 10 IPRG 
die Geltung der Sitztheorie hervorhebt. Nicht einsichtig wäre zudem, dass der 
Gesetzgeber diese Kehrtwendung nur für eine Rechtsform gemacht hätte, nicht hingegen 
zumindest für beide Kapitalgesellschaftsformen.  
 
6. Folgen der Entscheidungen des EuGH und OGH 
 
Die entscheidende Aussage des OGH liegt darin: Die Anerkennung der 
ausländischen Gesellschaft als rechtsfähige Person ist unabdingbare Voraussetzung der 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit40. Wenn sogar die Verweigerung der Eintragung 
einer Zweigniederlassung einer Briefkastengesellschaft einen unzulässigen Eingriff in die 
Niederlassungsfreiheit bedeutet, dann muss dies erst Recht für die Verweigerung der 
Rechtsfähigkeit gelten. Was unter den Schutzbereich des Art 48 EGV fällt, darf nicht in 
das Belieben der nationalen Gesetzgeber und dem jeweiligen Stand des Verständnisses 
von Sitz- und Gründungstheorie gestellt werden41. 
 
Was lässt sich aus der Formulierung der Leitsätze, dass die Rechts- und 
Handlungsfähigkeit von in einem Mitgliedstaat errichteten ausländischen juristischen 
Personen im „Zusammenhang mit der Errichtung einer Zweigniederlassung“ nach dem 
Recht des Gründungsstaats zu beurteilen sei, ableiten? Zwei Aspekte sind 
hervorzuheben, nämlich (1) die territoriale Beschränkung und (2) die gegenständliche 
Einschränkung. 
 
Da der OGH sich nur auf juristische Personen bezieht, die in einem Mitgliedstaat der 
Gemeinschaft gegründet worden sind, ist eine Differenzierung der Anknüpfung von 
juristischen Personen aus EU-Staaten und jenen aus Drittstaaten geboten. Gegenüber 
Drittstaaten gilt weiterhin die Sitztheorie42, was eine Zweiteilung der Anknüpfung nach sich 
zieht. Die Entscheidung bezieht sich nur auf Gesellschaften im Rahmen des 
Schutzbereichs von Art 48 EG. Das bedeutet, dass entweder der Satzungssitz, die 
Hauptverwaltung oder die Hauptniederlassung in einem Mitgliedstaat liegen muss. Über 
den Wortlaut der Bestimmung hinaus muss jedenfalls ein realer wirtschaftlicher Bezug zur 
EU bestehen, wie ihn ähnlich bereits das Abkommen aus 1968 verlangt. Miterfasst werden 
neben den Mitgliedstaaten auch die EWR-Staaten wie Norwegen, Island und vor allem 
Liechtenstein43. Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist es zu untersuchen, ob auch die 
beitrittswerbenden Staaten, die sich nach den Assoziierungsabkommen zur vollkommenen 
Herstellung der Niederlassungsfreiheit bereits vor dem Beitritt verpflichtet haben, von den 
Auswirkungen des Centros-Urteils erfasst werden. Zu untersuchen ist auch, ob Centros 
auf die Länder, die der Gründungstheorie folgen, andere Auswirkungen hat als auf jene, 
die der Sitzgtheorie anhängen. 
 
Die Entscheidung des OGH spricht ausdrücklich nur von der Rechts- und 
Handlungsfähigkeit im Zusammenhang mit der Errichtung einer Zweigniederlassung in 
Österreich, dh er hat ebenso wie der EuGH nur für diese konkrete Frage die Entscheidung 
getroffen und somit insofern eine gegenständliche Einschränkung der unbedingt 
anzuerkennenden Urteilswirkung getroffen. Die Frage der Rechtsfähigkeit muss aber wohl 
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verallgemeinert werden44. Nicht abgesprochen hat aber weder der EuGH noch der OGH 
über andere Fragen, nämlich etwa über Haftungsfragen, über Mitbestimmung, über 
Rechtsfolgen von Kapitalerhaltungsvorschriften etc. 
 
Durch die einfache Verlagerung der Geschäftstätigkeit auf dem Vehikel der 
Zweigniederlassung (ohne Hauptniederlassung) kann der Rechtsunterworfene das Recht 
frei wählen und zugleich ein bzw mehrfach den Schwerpunkt seiner Geschäftstätigkeit 
verlagern. Zwei typische Anwendungsfälle sind ohne weiteres vorstellbar:  
 
Von Bedeutung ist dies zunächst für kleine Unternehmen wie im Fall Centros, die 
nur eine Niederlassung haben, um auf lokaler Ebene die Rechtsform für die konkreten 
Zwecke optimal einzusetzen. Zu bedenken ist aber, dass bei der Einmalwahl 
ausländischen Gesellschaftsrechts der Zukauf von Know-how in einer ausländischen 
Rechtsordnung (englisches, finnisches Recht) teuer sein kann45, dass die Ersparnis der 
Gründungskosten und kurzfristigen Gestaltungsvorteile durch die hohen 
Beratungshonorare aufgezehrt werden. 
 
Der zweite Anwendungsfall ist die Vereinheitlichung der Rechtsgrundlagen für einen 
international tätigen Konzern, dh mit Niederlassungen in praktisch allen Mitgliedsländern, 
die Vielfalt von Gesellschaftsrechten Kosten. Wenn in einem Konzern mehrere 
Gesellschaftsrechte beachtet werden müssen, steigen die konzernweiten Kosten der 
Rechtsanwendung überproportional46. Centros könnte die Möglichkeit bieten, diese 
Zersplitterung der zu beachtenden Gesellschaftsrechtsordnungen innerhalb eines 
Konzerns zu beseitigen, indem im Konzernmutterstaat Tochtergesellschaften für die 
jeweiligen EU-Länder gegründet werden, die in dem ihnen zugeordneten Mitgliedstaat 
bloß eine Zweigniederlassung iSd Centros-Definition eintragen lassen. Zwei Ziele wären 
verwirklicht: Risikobeschränkung im Konzern bei Kostenreduktion wegen Verminderung 
der anwendbaren Gesellschaftsrechtsordnungen. 
 
Neben den neu eröffneten Wahl- und Gestaltungsmöglichkeiten birgt die durch die 
Urteile etablierte Rechtslage auch Gefahren. Gefahr bedeutet, dass der in Österreich 
entwickelte und im wesentlichen als sachgerecht angesehene Rechtsstand unterboten 
wird und die Wahrung bestimmter Interessen nicht berücksichtigt wird. Selbst wenn die 
nationalen Gesetzgeber gemäß Art 44 Abs 2 lit g EGV nicht verpflichtet sind, gleiche 
Regelungen zu schaffen, sondern gleichwertige Regelungen genügen und bei Beurteilung 
der Gleichwertigkeit nicht allein eine Regelung isoliert betrachtet werden darf, sondern sie 
in den gesamten Regelungskontext einzubetten ist, werden folgende Bereiche als 
durchwegs kritisch angesehen: Vermögensbindung – Gläubigerschutz; Haftung und 
Arbeitnehmermitbestimmung. Unproblematisch dürften wohl die Rechtsbeziehungen im 
Innenverhältnis der Gesellschaft sein, sodass ohne weiteres die Regelungen des 
Gründungsorts zur Anwendung gebracht werden können. Dies gilt jedenfalls für die 
GmbH. Die Gründer selbst bedürfen keines Schutzes, da sie es ja sind, die den 
Gründungsort und damit das Gründungsrecht nach Maßgabe des dort geltenden Recht 
frei auswählen können. Die Beteiligung anderer Gesellschafter ist wegen der geringen 
Fungibiltät von GmbH-Anteilen relativ unwahrscheinlich47. Für die AG – soweit sie 
überhaupt Briefkastengesellschaft in Betracht kommt, zumal die Regelungen regelmäßig 
                                                 
44
 Vgl auch S Bydlinski, Der Wirtschaftsrtreuhänder – Millenium 11/1999, 217. 
45
 S Bydlinski, Der Wirtschaftstreuhänder – Millenium 11/1999, 218; s ferner Görk, GmbHR 1999, 799; 
zurückhaltender Korn, WBl 2000, 59. 
46
 Vielfach werden auch nicht heimische Anwälte zur Beratung herangezogen, sondern ungleich teurere internationale 
Kanzleien mit Depandancen in praktisch allen in Frage kommenden Ländern. 
47
 Ulmer, JZ 1999, 662. 
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komplizierter und zudem europaweit harmonisiert sind, müsste die Beurteilung wegen der 
ungleich größeren Fungibilität der Anteile - wohl anders ausschauen. Die 
Arbeitnehmermitbestimmung könnte allenfalls eine Rolle spielen.  
 
Da die Rechnungslegung einschließlich der Offenlegung bereits für alle 
Kapitalgesellschaften Gegenstand umfangreicher Rechtsangleichungsmaßnahmen 
gewesen ist, wird in der Literatur vertreten, dass aus der Wahl eines anderen Statuts keine 
wesentlichen Gefahren für die Gesellschafter erwachsen48, wenngleich durch die 
Einräumung von beinahe hundert Wahlrechten sowie durch die unterschiedlichen Ansätze 
durchaus starke Unterschiede entstehen können und daher die Lektüre für den 
heimischen Leser sehr schwer sein kann. Abgesehen davon ist die Lesbarkeit für den 
Leser der Bilanz im Land der Zweigniederlassung erschwert, weil die Übersetzung des 
Jahresabschlusses bzw Konzernabschlusses europarechtlich nicht vorgeschrieben ist49. 
Die Vergleichbarkeit der Abschlüsse wird damit durch die Gleichwertigkeit der 
Aussagekraft ersetzt. Die Problematik erinnert an die durch das KonzernAbschlussG 
199950 ermöglichte Doppelspurigkeit der Grundlage der Rechnungslegung51, die aber für 
weltweit agierende Unternehmen eine ungleich höhere Rechtfertigung in sich trägt als für 
die auf engem lokalem Raum wirkenden Gesellschaften. 
 
7. EU-Osterweiterung  
 
Auf der Grundlage der Agenda 2000 der Europäischen Union über die Strategie der 
Osterweiterung der Gemeinschaft52, strebt die Gemeinschaft mit den zehn assoziierten 
mittel- und osteuropäischen Ländern die Einigung über deren künftigen Beitritt an. 
Während ursprünglich nur mit einer Ländergruppe bestehend aus Estland, Polen, 
Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern konkrete Beitrittsverhandlungen 
aufgenommen wurden53, werden nun seit Februar 2000 nach Vorlage des zweiten 
Integrationsberichts der Kommission54 und nach der Bekräftigung durch den Europäischen 
Rats von Tampere die Integrationsbemühungen auf die zweite Ländergruppe bestehend 
aus Bulgarien, Lettland, Litauen, Rumänien und Slowakei ausgedehnt und in einem 
einheitlichen Rahmen unter Berücksichtigung nationaler Sonderheiten fortgeführt. 
Differenzierungen werden nach den einzelnen Verhandlungs- und Vereinbarungskapiteln 
vorgenommen. Einen wesentlichen Teil des Integrationsprogramms macht die Übernahme 
des Acquis Communautaire aus, dh des bestehenden Rechtsbestands der Europäischen 
Union (vorläufiger Stand 1.3.1998), den zu übernehmen sich die Beitrittskandidaten 
verpflichtet haben. Punkt 5 der „Screening-Listen“ zur Ermittlung des derzeitigen Stands 
und der notwendigen Anpassungsschritte der Beitrittsländer nennt das 
Unternehmensrecht.  
 
Abgesehen von einigen kurzen Bemerkungen und Mutmaßungen, wie der EuGH 
entschieden hätte, wenn ein Drittstaat betroffen gewesen wäre55, beschränken sich die 
Überlegungen auf innergemeinschaftliche Rechtsfragen der Niederlassungsfreiheit und 
                                                 
48
 Ulmer, JZ 1999, 662. 
49
 § 280a HGB verlangt die Vorlage einer vollständigen deutschen Übersetzung.  
50
 BGBl I 1999/49. 
51
 Vgl Hommelhoff, RabelsZ 1998, 392 f. 
52
 COM (97) 2000-2001 endg. 
53
 S dazu Vogelmann, Acquis Sreening – der erste Abschnitt der EU-Beitrittsverhandlungen, ecolex 1998, 893 ff; Seitz, 
Die Transformation des Gemeinschaftsrechts in die nationale Gesetzgebung osteuropäischer Staaten, die den Beitritt zur 
EU anstreben, EuZW 1999, 321; Graf von Bernstorff, Zivilrechtsentwicklung in Mittel- und Osteuropa, RIW 1998, 826 
ff; Kalss, ZGR 2000 (in Druck). 
54
 DN IP 99/751 vom 13.10.1999; vgl dazu Standard vom 19.10.1999. 
55
 S etwa Kieninger, ZGR 1999, 736 f. 
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des Zusammenspiels dieser Marktfreiheit mit der internationalgesellschaftsrechtlichen 
Rechtsanknüpfung. Die Frage, ob Centros auch Auswirkungen auf die beitrittswilligen ost- 





Die Assoziierungsabkommen der einzelnen Beitrittswerber stellen Abkommen 
gemäß Art 30057 iVm Art 310 EGV (früher Art 228 iVm Art 238 EWGV) dar, die der Rat der 
Europäischen Gemeinschaft jeweils mit einem Mitgliedstaat abschließt. 
Assoziierungsverträge sind auf Dauer angelegte völkerrechtliche Verbindungen mit der 
Gemeinschaft, die noch nicht die Rechtsqualität einer Mitgliedschaft erreichen, aber mehr 
sind als schlichte Handels- und Kooperationsabkommen nach Art 113 EGV58. Mit den 
Assoziierungsabkommen sollen besondere und privilegierte Beziehungen zwischen der 
Gemeinschaft und einem Drittstaat geschaffen werden59. Assoziierungsübereinkommen 
stellen damit ein intensives und dauerhaftes Vertragsverhältnis eigener Art dar, wodurch 
aber der Bestand und die Organisationsstruktur der Gemeinschaft unberührt bleiben. Ziel 
der Assoziierungsabkommen mit den ost- und mitteleuropäischen Staaten ist die 
Vorbereitung auf den Beitritt60. Notwendiger Inhalt von Assoziierungsabkommen ist die 
Festlegung gegenseitiger Rechte und Pflichten und eines gemeinsamen Vorgehens sowie 
besonderer Verfahren. Zu diesem Zweck werden eigene Organe mit unabhängiger 
Willensbildung geschaffen. Die Gemeinschaft kann über alle Angelegenheiten 
Assoziierungsabkommen schließen, die vom EG-Vertrag selbst erfasst sind61. 
Assoziierungsabkommen sind sogenannte „Gemischte Abkommen“, bei denen die EU, die 
Mitgliedstaaten und jeweils ein Drittland Vertragspartner sind. Gemischte Abkommen 
umfassen Angelegenheiten, die einerseits zum Teil in die Kompetenz der Gemeinschaft 
fallen, andererseits jene, die zum Teil in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten (z.B. 
politischer Dialog) liegen.  
 
Neben politischen Absichtserklärungen und Programmsätzen enthalten die 
Abkommen auch konkrete rechtliche Verpflichtungen. Regelmäßig sehen die Abkommen 
verschiedene Organe (z.B. Assoziierungsrat als Gremium von Vertretern der 
Vertragsstaaten und zusätzliche Ausschüsse sowie parlamentarische Versammlungen) 
vor, in deren Wirkungsbereich die Partner des Assoziierungsabkommens gleichberechtigt 
arbeiten. Die Organe des Assoziierungsabkommens können ähnlich wie die 
Gemeinschaftsorgane sekundäres Assoziierungsrecht schaffen.  
 
Die Assoziierungsabkommen wurden mit den einzelnen beitrittswerbenden Ländern 
nicht in einem verhandelt, weshalb sie weder gemeinsam in Kraft getreten sind noch 
inhaltlich vollkommen übereinstimmen, zumal der Fortgang des Annäherungsprozesses 
unmittelbar in den Abkommen Niederschlag gefunden hat.  
 
                                                 
56
 S aber den Hinweis bei Doralt, International Business Lawyer 11/1999, 439 f; ferner Korn/Thaler, WBl 1999, 253. 
57
 Die Zuständigkeit der Gemeinschaftsorgane zum Abschluss von Assozierungsabkommen ist in Art 300 in 
komplizierter Weise für verschiedene Angelegenheiten geregelt, wobei der Kommission grundsätzlich die 
Verhandlungs- und dem Rat die Abschlusskompetenz zukommt. 
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 Röttinger in Lenz, EG-Vertrag
2
 Art 310 Rz 2; Weber in von der Groeben/Thiesing/Ehlermann, EWG-Vertrag
3
 Art 
238 Rz 11; Hirsch, BayVBl 1997, 449; Obwexer in Antalovsky/König/Perching/Vana, Assoziierungsabkommen der EU 
mit Drittstaaten 87; Karel, Review of Central and East European Law 1997/3, 208. 
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 EuGH Slg 1987, 3719 Tz 7 (Demirel); EuGH Slg 1990, S I 3461 Rz 8 (Sevince). 
60
 Röttinger in Lenz, EG-Vertrag
2
 Art 310 Rz 3, nennt als Beispiele Griechenland (bis zum Beitritt) und Türkei; s ferner 
Karel, Review of Central and East European Law 1997/3, 208. 
61
 EuGH Slg 1987, 3719 Tz 9 (Demirel); Hirsch, BayVBl 1997, 449. 
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9. Europäischer Wirtschaftsraum – EWR  
 
Österreich befand sich am Beginn der Neunziger Jahre in einer ähnlichen Situation 
wie die derzeitigen Beitrittsländer, sodass ein Blick auf die Vorstufe der vollständigen 
Europäischen Integration, nämlich auf die Wirkungen des EWR, lohnt62.  
 
Nach Art 4 des EWR-Abkommens63 gilt ein umfassendes Diskriminierungsverbot 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit. Die Niederlassungsfreiheit wird als Grundfreiheit 
des EG-Rechts in das EWR-Abkommen übernommen. Die Bestimmungen des EWR-
Abkommens sind für diesen Bereich im wesentlichen den einschlägigen Regelungen des 
EWG-Vertrags nachgebildet. Art 33 EWR-A statuiert, dass die Niederlassung von 
Staatsangehörigen eines EG-Mitgliedstaats oder eines EFTA-Staates im Hoheitsgebiet 
eines dieser Staaten keinen Beschränkungen unterliegt. Die Niederlassungsfreiheit 
umfasst neben der Aufnahme und der Ausübung selbständiger Erwerbstätigkeiten 
insbesondere die Gründung und Leitung von Unternehmen sowie die Gründung von 
Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften, zumal gemäß Art 34 EWR-A 
Gesellschaften natürlichen Personen gleichstehen. Die spiegelgleiche Normgebung des 
EWR- und EG-Vertrags allein verwirklicht die allgemeine Niederlassungsfreiheit im 
Europäischen Wirtschaftsraum aber nicht, da die gleichlautenden Normen wegen der 
unterschiedlichen Zielsetzung nicht notwendig auch gleich ausgelegt werden müssen64. 
Da aber gemäß Art 6 EWR-A die in den Anhängen des EWR-Abkommens genannten 
Bestimmungen ebenso wie die durch die Judikatur des Gerichtshofs als direkt anwendbar 
erkannten Vertragsbestimmungen des EWG-Vertrags in „Auslegung des EuGH zu 
übernehmen sind65, wurde ein einheitliches Verständnis der Bestimmungen erreicht.  
 
10. Assoziierungsabkommen – Anwendbarkeit  
 
Entgegen der ursprünglich vertretenen Ansicht, dass die Bestimmungen eines 
Assoziierungsabkommens nur eine völkerrechtliche Pflicht des einzelnen Mitgliedstaats 
darstellen, wonach die vertraglichen Vereinbarungen im jeweiligen Land um- und 
durchzusetzen seien, entschied der EuGH66 mehrfach, dass die Bestimmungen eines 
solchen Abkommens über Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit der Gemeinschaft 
fallen67, ab dessen Inkrafttretens einen integrierten Bestandteil der 
Gemeinschaftsrechtsordnung bilden.  
 
Der Gerichtshof stellte ausdrücklich fest, dass eine Bestimmung eines von der 
Gemeinschaft mit Drittländern geschlossenen Abkommen als unmittelbar anwendbar 
anzusehen ist, wenn sie unter Berücksichtigung ihres Wortlauts und im Hinblick auf den 
Sinn und Zweck des Abkommens eine klare und eindeutige Verpflichtung enthält, deren 
Erfüllung oder deren Wirkungen nicht vom Erlass eines weiteren Akts abhängen68. Von 
entscheidender Bedeutung ist es daher, dass eine Bestimmung nicht bloß 
Programmcharakter hat, sondern eine unbedingte, hinreichend genaue Verpflichtung der 
                                                 
62
 Vgl dazu Kalss in Doralt/Nowotny, Der EG-rechtliche Anpassungsbedarf im österreichischen Gesellschaftsrecht 
(1993) 1 ff. 
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 Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) vom 2. Mai 1992, das vom Nationalrat am 23.9.1992 
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 EuGH 1. Gutachten vom 16.12.1991 zum EWR-Abkommen Slg 1991 I 6079 Tz 22. 
65
 Isak, WBl 1992, 319 FN 8; Kalss in Doralt/Nowotny, Der EG-rechtliche Anpassungsbedarf 2. 
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 EuGH Slg 1987, 3719 Tz 7 (Demirel); EuGH Slg 1989, S 3711 Tz 12 (Sonderhilfe Türkei); EuGH Slg 1990, S I 3461 
Rz 8 (Sevince). 
67
 Dies ist besonders bei gemischten Abkommen von Bedeutung, vgl Obwexer in Antalovsky/König/Perching/Vana, 
Assoziierungsabkommen der EU mit Drittstaaten 88. 
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 EuGH Slg 1987, 3719 Tz 14 (Demirel); EuGH Slg 1990, S I 3461 Rz 15 (Sevince). 
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Gemeinschaft enthält69. In mehreren Folgeentscheidungen hat der Gerichtshof diesen 
Rechtssatz auf sekundäres Assoziierungsrecht ausgedehnt, dh auf Rechtsakte, die von 
Organen der jeweiligen Abkommen in Kraft gesetzt wurden70. Der Europäische 
Gerichtshof71 hat damit die Grundsatzfrage der unmittelbaren Wirkung von 
Assoziierungsabkommen ähnlich beantwortet, wie bereits rund 25 Jahre zuvor die Frage 
nach der unmittelbaren Wirkung des Gemeinschaftsrechts72, wonach eine Regelung eine 
klare und uneingeschränkte Anordnung enthalten müsse, um für die unmittelbare Wirkung 
geeignet zu sein. 
 
Da der Gerichtshof in seiner Beurteilung über die unmittelbare Anwendbarkeit 
einzelner Bestimmungen die praktische Wirksamkeit der jeweiligen Regelungen 
zugrundelegt (effet utile)73, ist von einem weiten Verständnis der Anwendbarkeit der 
einzelnen Bestimmungen auszugehen74. Die praktische Wirksamkeit einer Regelung 
würde nämlich erheblich beeinträchtigt, wenn es jeder an das Abkommen gebundene 
Staat in seiner Hand hätte, den Eintritt der beabsichtigen Rechtsfolgen der jeweiligen 
Regelungen dadurch hinauszuzögern oder ganz zu vereiteln, dass er mit der Umsetzung 
der Verpflichtungen aus dem Abkommen zuwartet75 
 
Obwohl Assoziierungsabkommen oft Klauseln enthalten, die – ähnlich dem EWR-
Abkommen - mit den Bestimmungen des EG-Vertrags wortgleich sind, bedeutet dies 
wegen der unterschiedlichen Rechtsnatur nicht notwendigerweise, dass die 
gleichlautenden Bestimmungen auch gleich zu interpretieren sind oder die gleichen 
Wirkungen entfalten, insbesondere, dass die Bestimmungen unmittelbar anwendbar 
sind76. Die Assoziierungsabkommen entfalten zwar unmittelbare Wirkung, sie sind aber 
gemäß Art 228 Abs 7 EGV nur für die Mitgliedstaaten, nicht aber in den Mitgliedstaaten 
verbindlich und haben demzufolge keine unmittelbare Geltung. Die unmittelbare Wirkung 
des Assoziierungsrechts ist so zu verstehen, dass sich der Einzelne vor nationalen 
Gerichten und Verwaltungsbehörden gegenüber dem Staat direkt auf die ihn 
berechtigenden unmittelbar anwendbaren Bestimmungen des Assoziierungsrechts 
berufen kann. Allerdings könnte er sein Recht nicht gegenüber einem anderen 
Rechtsunterworfenen geltend machen, dh es besteht keine „horizontale Wirkung“ des 
Assoziierungsrechts, was ähnlich der Wirkung von Richtlinien ist77. Die unmittelbare 
Wirkung des Assoziierungsrechts ist aber eine Auffangklausel und eine Mindestgarantie, 
die nur dann zur Anwendung kommen, wenn der betreffende Staat keine Umsetzung des 
Assoziierungsrechts vorgenommen hat. Ähnlich wie bei Richtlinien hat der Mitgliedstaat 
rechtliche Grundlagen zu schaffen, die eine bestimmte, klare und transparente Lage 
schaffen, damit der einzelne von seinem Recht Kenntnis erlangen und davon Gebrauch 
machen kann78.  
 
11. Zuständigkeit der Beurteilung 
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 Hirsch, BayVBl 1997, 450. 
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 EuGH Slg 1990, S I 3461 Rz 15 (Sevince); EuGH Slg 1992, 6781 (Kus); EuGH Slg 1994, 5113 (Eroglu); EuGH Slg 
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Da es sich um Gemeinschaftsrecht handelt, ist der Europäische Gerichtshof für die 
Auslegung der Bestimmungen eines derartigen Abkommens befugt79. Die Zuständigkeit 
des Gerichtshofs reicht soweit, wie die Kompetenz der Organe der Gemeinschaft reicht, 
Verbindlichkeiten der Gemeinschaft einzugehen. 
 
12. Verpflichtungen Österreichs 
 
Österreich hat als – relativ - junges Mitgliedsland der Europäischen Union all die 
Assoziierungsabkommen innerstaatlich umzusetzen, die für Österreich entweder kraft 
Gemeinschaftsrecht oder kraft Völkerrecht verbindlich sind. Jene 
Assoziierungsabkommen, die zum Zeitpunkt des Beitritts Österreichs (1.1.1995)80 bereits 
in Kraft waren, sind von Österreich jedenfalls als Teil des von Österreich gemäß Art 2 Abs 
1 der Beitrittsakte zu akzeptierenden „Acquis Communautaires“ umzusetzen und 
anzuwenden. Nach Art 5 der Beitrittsakte sind einerseits die von der Gemeinschaft allein 
abgeschlossenen Abkommen als auch die gemischten Abkommen für das beitretende 
Land (Österreich) verbindlich bzw hat Österreich dem Abkommen beizutreten. Jene 
Abkommen, die erst nach dem 1. 1. 1995 in Kraft getreten sind, gelten für Österreich in 
gleichem Maß wie für alle anderen Mitgliedstaaten auch.  
 
II. Einzelne Abkommen 
1. Allgemeines 
 
Im folgenden soll versucht werden, die Auswirkungen der Centros-Entscheidung auf 
die Rechtsordnungen einiger Beitrittsländer gerade auch unter dem Blickwinkel des 
Assoziierungsrechts zu beleuchten. Abgesehen von der Beurteilung des 
Assoziierungsrechts im allgemeinen sowie einzelner Klauseln des jeweiligen Vertrags ist 
es dazu notwendig, die international gesellschaftsrechtlichen Grundlagen der einzelnen 
Rechtsordnungen darzulegen. Dabei ist auf die Abkommen mit den einzelnen Ländern 
genauer einzugehen. Abgesehen von der rechtlichen Würdigung der einzelnen 
Bestimmungen des Assoziierungsabkommens liegt darin die maßgebliche Schwierigkeit 
der Beurteilung der Auswirkungen von Centros. Anders als nach österreichischem oder 
deutschem Recht, nach denen sich Judikatur und Literatur einig sind, dass das 
Gesellschaftsstatut sich nach der Sitztheorie richtet, ist es in einigen der Beitrittsländer 
nicht bloß umstritten, sondern noch kaum ernsthaft diskutiert, ob das dortige IPR der Sitz- 
oder der Gründungstheorie folgt81.  
 
Um die Les- und Vergleichbarkeit der einzelnen Beiträge zu erhöhen, folgen sie 
weitgehend einem einheitlichen Gliederungsschema. 
 
Auf dieser Grundlage ist daher jede einzelne Bestimmung sowie jeder auf deren 
Grundlage ergehende Beschluss von Organen des jeweiligen Assoziierungsabkommens 
daraufhin zu untersuchen, ob sie die Qualität eines schlichten Programmsatzes aufweisen 
oder bereits eine so klare und eindeutige Verpflichtung enthalten, die der unmittelbaren 
Anwendung fähig ist und die daher keines weiteren Konkretisierungsakts bedarf, wobei für 
die Beurteilung insbesondere Sinn und Zweck der jeweiligen Bestimmung sowie die 
größtmögliche praktische Wirksamkeit von maßgeblicher Bedeutung sind82. 
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Kommt man bei Auslegung der einzelnen Bestimmungen der 
Assoziierungsabkommen zum Ergebnis, dass sie über den Charakter eines bloßen 
Programmsatzes hinausgehen und dass sie so konkrete Anordnungen enthalten, dass die 
Niederlassungsfreiheit zwischen dem jeweiligen Land und der EU hergestellt sei, sind die 
genauen Voraussetzungen der Einräumung dieser Grundfreiheit zu beachten. 
 
2. Wirtschaftlicher Bezug 
 
Zu berücksichtigen ist ein Unterschied bei Vergleich der Formulierungen über die 
Niederlassungsfreiheit des EG-Vertrags und der Assoziierungsabkommen. Art 48 EG-
Vertrag stellt die Gesellschaften natürlichen Personen gleich, die nach den 
Rechtsvorschriften eines EU-Mitgliedstaats gegründet worden sind und ihren 
satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung im Gebiet der 
Gemeinschaft hat. Von der überwiegenden Lehre83 wird ein realer Bezug zur EU (genuine 
link) gefordert, der sich insbesondere durch eine substanzielle Geschäftstätigkeit in der 
Gemeinschaft ergeben kann, um die nach dem Wortlaut mögliche Privilegierung von 
Gesellschaften hintanzuhalten, die rechtmäßig nach der Gründungstheorie gegründet 
worden sind, aber außerhalb – etwa in den USA - tätig sind. Die Grundfreiheit der 
Niederlassung soll eben tatsächlich nur Gesellschaften zukommen, die einen 
wirtschaftlichen Bezug zur Gemeinschaft haben. 
 
Genau dies verlangen durchwegs auch die Assoziierungsabkommen: Die 
Gleichstellung der Gesellschaften folgt dem Wortlaut von Art 48 EGV84. Ausdrücklich 
sehen die Abkommen aber eine genuine-link-Klausel85 vor, nämlich dass jene 
Gesellschaften, die nur nach dem Recht eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft wirksam 
gegründet worden ist oder nur ihren satzungsmäßigen Sitz in einem EU-Land hat, ihre 
Geschäftstätigkeiten eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft eines 
der Mitgliedstaaten bzw des assoziierten Lands aufweisen müssen. Selbst wenn der 
Wortlaut ein Verständnis nicht ausschließt, dass die Geschäftstätigkeit entweder in einem 
EU-Land oder im assoziierten Land entfaltet werden muss (dh im Gesamtgebiet des 
Anwendungsbereichs des Abkommens), sprechen mehrere Gründe, die ausdrückliche 
Regelung, die Wortwahl der Bestimmung der betroffenen Gesellschaften und schließlich 
vor allem der Regelungszweck dafür, dass Gesellschaften der Gemeinschaft dort, dh in 
der Gemeinschaft, einen Geschäftsbezug nachweisen müssen, während umgekehrt 
Gesellschaften des assoziierten Landes jeweils in diesem Land Geschäftstätigkeiten 
entfalten müssen.  
 
Zwingt Centros zu einem anderen Verständnis der Assoziierungsabkommen 
insoweit, als nun der wirtschaftliche Bezug nicht unbedingt in der EU für EU-
Mitgliedstaaten und im assoziierten Land für eine dortige Gesellschaft stammen muss? Ist 
parallel zu Centros für das Gebiet der EU die Ansässigkeit einer Gesellschaft für den 
gesamten territorialen Anwendungsbereich des Assoziierungsabkommens ausreichend? 
Obwohl wie bereits erwähnt diese Auslegung der Assoziierungsabkommen im Lichte von 
Centros nicht vollkommen ausgeschlossen werden kann, sprechen mehrere 
Überlegungen gegen dieses Verständnis. Der Text eines Abkommens der EU ist zwar im 
Licht des Verständnisses des EuGH zu interpretieren, der mit Centros die Beweglichkeit 
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der Gesellschaften gemeinschaftsintern erhöht hat, dennoch ist bei einer schematischen 
Fortführung dieser Judikatur auf die Assoziierungsabkommen Vorsicht geboten. 
Abgesehen von der ausdrücklichen Regelung des wirtschaftlichen Bezugs sehen die 
Assoziierungsabkommen viel klarer als der EG-Vertrag vor, dass der wirtschaftliche Bezug 
einer Gesellschaft jeweils zum territorialen Anwendungsbereich des Vertragspartners 
bestehen muss, dem sie angehört. Die Ansässigkeit wird nicht in das Belieben der 
Gesellschaft gestellt. Anders als im EG-Vertrag, wo die Abgrenzung nicht so scharf 
gezogen wird und die Bezugnahme zu irgendeinem Mitgliedstaat als beliebige Alternative 
ausreicht, ist die territoriale Bezugnahme in den Assoziierungsabkommen eingegrenzt. 
Der Text des Abkommens würde sich die Differenzierung nach den Vertragsparteien 
ersparen und müsste nur von Gesellschaften aus den Ländern bzw Parteien des 
Abkommens sprechen. Neben der gesonderten klaren Regelung in einem eigenen Absatz 
führt auch die – zumindest teilweise - parallele Wortwahl im EG-Vertrag und in den 
Assoziierungsabkommen keineswegs stets zu gleichen Auslegung der Bestimmung, ist 
doch jeweils der besondere Zweck des Abkommens mit zu berücksichtigen86. Das 
Verlangen eines geschäftlichen Konnexes war von den Vertragsparteien intentiert und 
entspricht dem Zweck eines den Beitritt vorbereitenden Abkommens. Weder die EU noch 
das assoziierte Land wollten mit dem Abkommen ein Instrument schaffen, einfach den 
„Rechtsexport“ in das Gebiet des Vertragspartners zu ermöglichen, ohne das der jeweilige 
Rechtsträger in seinem Vertragsteil wirtschaftliche Verbindungen hat. Aus der Sicht der 
EU sollte gerade mit der zwingenden Festlegung im assoziierten Land die wirtschaftliche 
Verknüpfung sichergestellt werden, da damit die Gesellschaft jedenfalls auch in dem Land 
tätig wird und somit die Anwendung des dortigen Rechts gerechtfertigt ist. Der schlichte 
Rechtsexport hat umso weniger Rechtfertigung, je weniger sicher ist, dass bestimmte 
Mindeststandards eingehalten werden87. Das Argument verliert aber an Gewicht, sobald 
die assoziierten Staaten – bereits vor dem endgültigen Beitritt - ihr Gesellschaftsrecht an 
den EU-Standard angepasst haben. Aus der Sicht des assoziierten Lands spielt dies 
angesichts des erreichten Regelungsstands des EU-Gesellschaftsrechts eine geringere 
Rolle; der Grundsatz der Wechselseitigkeit, der der maßgebliche Motor des Abschlusses 
und der Einhaltung derartiger Abkommen ist88, spricht aber auch für die Beschränkung in 
die umgekehrte Richtung. 
 
Folgt man der zweiten Auslegungsvariante, so könnte eine in Irland gegründete 
Gesellschaft daher nicht nur via Zweigniederlassung in Bulgarien tätig werden, ohne 
irgendwo sonst in der Gemeinschaft eine Geschäftstätigkeit zu entfalten. Da die 
Geschäftstätigkeit aber nicht in dem Gründungsland erbracht werden muss, kann eine 
Gesellschaft, die nach irischem Recht wirksam gegründet wird und nur in einem anderen 
Land wie etwa Österreich via eine Zweigniederlassung eine Geschäftstätigkeit (dh betreibt 
sie ein Bordell89) entfaltet, so reicht dies aus, um im assoziierten Land (Bulgarien etc) 
ebenfalls via Zweigniederlassung tätig werden zu können. Umgekehrt betrachtet, muss 
eine Gesellschaft aus einem assoziierten Land eben zu diesem Land einen 
wirtschaftlichen Bezug aufweisen, die Wirtschaftstätigkeit allein in einem Land des 
Gesamtgebiets des Anwendungsbereichs des Abkommens (dh EU oder assoziierter 
Staat) reicht nicht. Der Zusatz des wirtschaftlichen Bezugs zu einem Vertragsstaat wirkt 
daher bezogen auf den assoziierten Staat viel restriktiver, weil nur das Gebiet eines Staats 
betroffen ist und nicht die gesamte EU bzw EWR offen steht. Allein wegen der geringeren 
territorialen Reichweite sind daher Gesellschaften aus dem assoziierten Land stärker 
eingeschränkt als Gesellschaften aus dem EU/EWR-Bereich. Da die einzelnen 
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Assoziierungsabkommen nicht miteinander verbunden sind und die assoziierten Länder – 
mit Ausnahme der Parallelität der Textierung sowie der auf dieser Grundlage geführten 
Beitrittsverhandlungen – nicht als Einheit und gemeinsamer Vertragspartner der EU 
betrachtet werden, sind die Gesellschaften jeweils auf das eigene assoziierte Land 
beschränkt. Gesellschaften aus den assoziierten Ländern können daher gar nicht als 
schlichte Briefkastengesellschaft, sondern nur als echte Zweigniederlassung in einem EU-
Land tätig werden, jedenfalls haben sie ein bestimmtes Maß an Geschäftstätigkeit in ihrem 
eigenen Land zu entfalten. Nicht ausgeschlossen werden kann freilich, dass die 
Geschäftstätigkeit im eigenen Land einen viel geringeren Umfang hat als im EU-Gebiet. 
Unter diesem Blickwinkel sind die Gestaltungsmöglichkeiten des nur auf lokalem Raum 
tätig werdenden Unternehmers, der eine Einmalgründung vornimmt, deutlich 
eingeschränkt, hingegen erscheint die „Konzernvariante“, dh die Gründung der 
Tochtergesellschaft (mit oder ohne eigener Geschäftstätigkeit im assoziierten Land) mit 
Zweigniederlassungen im EU-Gebiet, durchaus gestaltbar.  
 
Aus der Sicht der Gemeinschaft bedeutet dies: Während innerhalb der EU bei 
Errichtung einer Zweigniederlassung in einem anderen Mitgliedstaat keine 
Geschäftstätigkeit entfaltet werden muss, ist dies bei Inanspruchnahme der 
Niederlassungsfreiheit in einem assoziierten Land schon erforderlich, wobei es aber der 
Gesellschaft freisteht, wo sie innerhalb der Gemeinschaft diese Geschäftstätigkeit 
entfaltet.  
 
3. Rechtswahlfreiheit - Harmonisierungsstand  
 
Die einseitig gewichtete Anwendung der Centros-Grundsätze durch die Aufhebung 
der territorialen Schranken zwischen den EU-Mitgliedstaaten innerhalb des EU-Bereichs 
lässt sich – wie bereits angedeutet - materiell rechtfertigen. Die Centros-Entscheidung des 
EuGH ist auf der Grundlage eines bestimmten, im Frühjahr 1999 erreichten90, 
sekundärrechtlichen Standards der gesellschaftsrechtlichen Harmonisierung ergangen91.  
 
Ausdrücklich verweigerte der EuGH vor gut einem Jahrzehnt die identitätswahrende 
Sitzverlegung von Gesellschaften innerhalb den Staaten der Gemeinschaft gerade auch 
mit dem Argument, dass der Stand der Rechtsvereinheitlichung noch nicht so weit 
gediehen sei, dass der Sitz einer Gesellschaft ohne weiteres verlegt werden könne, ohne 
die Interessen von Gläubigern, Gesellschaftern oder sonstigen Dritten zu 
beeinträchtigen92. Selbst wenn der EuGH im Centros-Urteil nicht auf die Fragen der 
Sitzverlegung eingegangen ist, weil er sich unter Ausblendung des Verhältnisses 
Hauptniederlassung und Zweigniederlassung nur mit der Frage der faktischen 
Verlagerung der Geschäftstätigkeit qua Zweigniederlassung beschäftigte93, gründet die 
Entscheidung jedenfalls innerhalb der Gemeinschaft auf der Grundlage einer 
Mindestharmonisierung zentraler Aspekte des Gläubigerschutzes. Zwar klingt in der 
Centros-Entscheidung die Idee des Wettbewerbs der Rechtsordnungen an94, der 
notwendig Unterschiedlichkeit und Vielfalt voraussetzt, dennoch gründet sie im aktuellen 
Rechtsstand der Gemeinschaft. 
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Die Möglichkeit unternehmerisch tätig zu sein, ohne mit seinem gesamten 
Vermögen persönlich zu haften, anerkennt das Gemeinschaftsrecht ausdrücklich95. Der 
Gemeinschaftsgesetzgeber hat die Möglichkeit der Haftungsbeschränkung in den ersten 
gesellschaftsrechtlichen Richtlinien vor allem unter dem Blickwinkel des 
Gläubigerschutzes gewürdigt und dementsprechende Sicherungen vorgesehen96: Durch 
die Publizitätsrichtlinie wurde europaweit ein Mindeststandard notwendiger Information für 
alle aktuellen und potenziellen Gläubiger geschaffen. Abgesehen davon, dass die 
relevanten Daten, insbesondere auch die Bilanz gemäß Art Abs 1 lit f  der 
Kapitalgesellschaft offengelegt werden, wurde auch sichergestellt, dass die 
Kapitalgesellschaft nur ex nunc aufgelöst werden kann und zudem wurde eine klare 
Vertretungsregelung geschaffen, um die Verpflichtung und Berechtigung der Rechtsträger 
klar zu regeln (Schutz Außenstehender durch Publizität und Rechtssicherheit)97. Die 
Zweigniederlassungs-RL setzte den Gesellschafter- und Drittschutz fort, indem sie neben 
der Gesellschaft auch die Zweigniederlassung einer breiten und standardisierten 
Information unterwirft. Auch wenn gemäß Art 4 der 11. RL die Offenlegung nicht in der 
Sprache des Mitgliedstaats, in dem sich die Zweigniederlassung befindet, sondern in der 
Sprache, dessen Personalstatut für die Gesellschaft maßgeblich ist, ausreicht98, wird 
zumindest die Offenlegung dieser Mindestdaten – auch – im Land der Zweigniederlassung 
sichergestellt. Die Daten der Centros-GmbH müssen daher sowohl in Großbritannien als 
auch in Dänemark offengelegt werden. Mit den Bilanzrichtlinien ist ein weiterer 
wesentlicher Aspekt des Schutzes der Interessenwahrung von Gesellschaftern, 
Gläubigern und sonstigen Dritten hergestellt worden, selbst wenn inhaltliche Unterschiede 
bestehen bleiben99. Von besonderer Bedeutung ist aber vor allem, dass mit 
Verabschiedung der Jahresabschlussrichtlinie auch die vollständige Publizität für alle 
Kapitalgesellschaften, insbesondere auch für die GmbH hergestellt und zugleich mit der 
entsprechenden Sanktionsandrohung belegt worden ist, die bis dahin nur für 
Aktiengesellschaften obligatorisch, für GmbHs hingegen freiwillig war100. 
 
Der EuGH ist bemüht, dem Gläubigerschutz gerade auch bei der Rechtsform der 
GmbH mittels Information und Offenlegung entsprechenden Nachdruck zu verleihen101. 
Potenzielle Anleger sind ebenso wie künftige Gläubiger als Dritte im Sinn von Art 44 Abs 3 
EGV anzusehen, da sie noch nicht in vertraglicher Beziehung zum Informationspflichtigen 
stehen, aber an der Offenlegung der Rechnungslegung interessiert sind102. Den 
Anordnungen in den EG-Richtlinien ist mit den entsprechenden abschreckenden 
Sanktionen Wirksamkeit zu verleihen103. 
 
Ziel dieser Maßnahmen ist es nicht nur, die Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit aufzuheben, vielmehr sollen sie generell dazu beitragen, 
Unterschiede der nationalen (Gesellschafts-) Rechte zu beseitigen, die das Funktionieren 
des Gemeinsamen Markts einschränken. Der Zweck von Art 44 Abs 3 EGV und der darauf 
gestützten Maßnahmen liegt darin, die Annäherung der rechtlichen 
Wettbewerbsbedingungen für Kapitalgesellschaften im Binnenmarkt unter 
Aufrechterhaltung eines hinreichenden Schutzniveaus für Gesellschafter und Dritte als 
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Bedingung der Verwirklichung der Grundfreiheiten zu fördern104. Die Regelungen der 
Offenlegung zentraler Unternehmensdaten bildet einen wesentlichen Baustein dafür. Auch 
wenn aus organisatorisch-technischen Gründen die Publizität in vielen Mitgliedstaaten 
noch nicht durch einfache Zugänglichkeit zu zentral geführten elektronischen 
Datenregistern hergestellt ist105, sind damit die grundlegenden rechtlichen 
Rahmenbedingungen geschaffen, deren technische Ausgestaltung durchaus 
Verbesserungen, aber keinen grundlegender Konzeptionswechsel bewirken können. 
 
Auch wenn der materielle Gläubigerschutz in Form der Sicherung der 
Kapitalaufbringung für die GmbH weitgehend den Mitgliedstaaten überlassen ist und sich 
diese Regelungen auf europarechtlicher Ebene gerade durch die Kapitalrichtlinie (zweite 
gesellschaftsrechtliche Richtlinie) im wesentlichen106 auf die AG konzentrieren, ist - 
abgesehen von der vielfach vorgenommenen nationalen Kapitalschutzregelung und 
ungeachtet der zahlreichen Mahnrufe zur Verabschiedung einer Mindestharmonierung107 
auch für die GmbH zur Herstellung der notwendigen Rahmenbedingungen für den 
Gemeinsamen Markt – mit den bereits auch für die GmbH geltenden 
Gläubigerschutzregelungen ein nicht zu unterschätzender Standard zur Verfolgung dieses 
Ziels erreicht. Die Offenlegungspflichten sichern gemeinsam mit dem Status der 
Rechtssicherheit einen Mindestschutzstandard für Gläubiger, indem sie über die Existenz 
und die zentralen Rahmenbedingungen durch Einsicht in öffentliche Register sowie in den 
nach den Bilanz-Richtlinien zu erstellenden und öffentlich zugänglichen 
Jahresabschlüssen wesentliche Informationen erhalten, die die Grundlage ihrer 
Interessenwahrung bildet.  
 
Vor dem Hintergrund der Geltung dieser elementaren Bauelemente des 
Gläubigerschutzes ist die Centros-Entscheidung ergangen. Wohl deswegen, weil 
zumindest die Rechtssicherheit durch harmonisertes Vertretungsrecht und vor allem der 
Zugang zu Mindestinformationen der am Wirtschaftsverkehr teilnehmenden 
Kapitalgesellschaften sichergestellt sind, hatte der EuGH auch die materielle 
Rechtfertigung, die faktische Verlegung der Geschäftstätigkeit einer Gesellschaft innerhalb 
der Gemeinschaft zu gestatten. 
 
Betrachtet man nun die Rechtslage in den beitrittswerbenden Ländern genauer und 
vergleicht vor allem den aktuellen Rechtsstand mit Blick auf den EU-weit erreichten 
Standard des Gläubigerschutzes auch für das GmbH-Recht, zeigt sich – ohne 
vorverurteilende Pauschalierung - ein deutliches Gefälle. Zwar ist die Umsetzung der EG-
rechtlichen Bestimmungen in den Beitrittsländern im Gang, keineswegs ist sie aber schon 
abgeschlossen108. Vielfach sind die GmbHs – wenn überhaupt – nur ab einer bestimmten 
Größe (Umsatz/Arbeitnehmer) in die Offenlegungspflicht eingebunden (zB Polen; 
Tschechien)109, zudem ist gerade die Umsetzung der Bilanzrichtlinien noch nicht so weit 
fortgeschritten, sodass auch der Gehalt der zu veröffentlichenden Daten hinter dem EU-
Standard nachhinkt.  
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Zudem ist ein wesentlicher Aspekt zu beachten: Nicht allein in der „formalen 
Inkraftsetzung“ der gesetzlichen Bestimmungen, sondern auch in der Anwendung und 
gerichtlichen Durchsetzung bestehen Defizite110, was umso schwerer wiegt, als – gerade 
bei Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit dem zweiten Kreis der Beitrittswerber von 
EU-Seite - mehrfach darauf hingewiesen wurde, dass auf die tatsächliche Durchsetzung 
von Regelungen besondere Aufmerksamkeit gelegt werden. Mangelnde Durchsetzung 
vergrößert daher die Diskrepanz der positivierten Regelungen und ist daher auch zu 
beachten, wenn es darum geht, die Einheitlichkeit der Rahmenbedingungen als 
Wettbewerbsvoraussetzungen im gemeinsamen Gebiet der EU (einschließlich EWR) und 
der jeweiligen assoziierten Länder zu beurteilen.  
 
Selbst wenn gemäß § 107 GmbHG und § 280a HGB sichergestellt ist, dass die 
Jahresabschlüsse jeder Kapitalgesellschaft, die eine Zweigniederlassung in Österreich 
hat, in deutscher Sprache in Österreich offen zulegen ist, ist die Aussagekraft der nach 
ausländischem Recht erstellen Abschluss nicht auf einem Mindestniveau standardisiert. 
Die Bestellung eines Vertreters gemäß § 107 GmbHG für die Zweigniederlassung vermag 
den Gläubigerschutz ebenfalls nicht ausreichend sichern. Abgesehen vom Fehlen dieser 
Mindestregelungen (Vertretungsrecht/Auflösung/insbesondere Rechnungslegung) ist der 
Gläubigerschutz auch vielfach wegen der fehlenden unmittelbaren Durchsetzbarkeit und 
Sanktionierung der Nichteinhaltung der genannten Bestimmungen auf einem viel tieferen 
Niveau als innerhalb der EU einzustufen, sodass bei der schematischen Ausdehnung der 
Centros-Grundsätze das Regelungsanliegen von Art 44 Abs 3 EGV, nämlich die 
Herstellung der gleichwertigen Wettbewerbsbedingungen unter Wahrung der Gläubiger- 
und Gesellschafterinteressen, gerade nicht erreicht wird, sondern vielmehr eine Belastung 
der Gläubiger in den EU-Ländern herbeiführen würde. Liegt diese Diskrepanz vor, so ist 
wohl davon auszugehen, dass Centros in derartigen Konstellationen nicht anzuwenden ist.  
 
Wenn die assoziierten Länder der in den Assoziierungsabkommen Pflicht zur 
Herstellung des Rechtsstands der Gemeinschaft nachgekommen sind und zugleich 
sichergestellt haben, dass die gesetzlichen Bestimmungen auch vollzogen werden, dh 
materiell die Gleichwertigkeit des Rechtsstands hergestellt haben, könnte überlegt 
werden, ob bereits vor Vollzug des angestrebten Beitritts die genuine-link-Regelung 
jeweils auf das Gesamtgebiet der Abkommen bezogen werden könnte und damit die 
Rechtswahlfreiheit von Gesellschaften im Weg der unechten Zweigniederlassungen 
ausgeübt werden könnte. 
 
4. Wirtschaftliche Überlegungen 
 
Die „einseitig gewichtete“ Anwendbarkeit der „Centros-Grundsätze gerechtfertigt ist, 
dh dass die Anwendbarkeit der nationalen Gesellschaftsrechte der Union, die ja die 
Publizitätsrichtlinien umgesetzt haben, in den jeweiligen Beitrittswerberländern zulässig ist, 
lässt sich auch wirtschaftlich rechtfertigen. 
 
Werden Gesellschaften aus EU-Staaten unter Beibehaltung ihres Personalstatuts 
unter Sicherstellung eines Mindestmaßes an Gläubigerschutzes tätig, so scheinen diese 
Gesellschaften die Kriterien der Zielsetzung von Art 44 EGV bzw Art 45 der jeweiligen 
Assoziierungsabkommen zu erfüllen. Da für die Investoren aus entwickelten Ländern die 
Sicherheit und Verlässlichkeit des Rechts als betriebswirtschaftlicher Parameter eine 
große Bedeutung hat111, werden sie eher in einem Land investieren, in dem sie auf ihnen 
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vertraute und durchsetzbare Regelungen zurückgreifen können, während unbekanntes 
Recht und hohe Unsicherheit in der Durchsetzung investitionsfeindlich sind. Den 
Gläubigern, Gesellschaftern oder sonstigen Interessenträgern in den assoziierten Ländern 
erwachsen im Vergleich zur Situation, dass die geschäftliche Tätigkeit nach deren 
Gesellschaftsrecht organisiert sei, keine Nachteile. Vielmehr ist die Anwendung des 
Rechts der einzelnen EU-Länder von Vorteil, haben doch dadurch die Außenstehenden 
jedenfalls die Möglichkeit, die zentralen Unternehmensdaten einzusehen, die 
Rechtssicherheit eindeutiger Vertretungsregelungen, des Unterbleibens rückwirkender 
Auflösung und schließlich vor allem den Zugang zu den jedenfalls zu veröffentlichenden 
Jahresabschlüssen. Fehlt die gleichzeitige Offenlegungspflicht im Land, in dem die 
Zweigniederlassung errichtet wurde, so besteht jedenfalls die Möglichkeit den 
Jahresabschluss in dem Land, dessen Personalstatut maßgeblich ist, einzusehen, selbst 
wenn die Sprache nicht jene der Zweigniederlassung und der Informationszugang nicht 
zentralisiert ist. 
 
5. Ergänzende völkerrechtliche Überlegungen 
 
Unter diesem Blickwinkel ist lässt sich der Grundsatz der formalen 
Wechselseitigkeit der Assoziierungsabkommen materiell untermauern. Die 
Formulierungen, dass ....die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft den Gesellschaften der 
assoziierten Länder eine Behandlung gewähren, die nicht weniger günstig ist als die 
Behandlung ihrer eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen.. und umgekehrt, dass 
die assoziierten Länder für die Niederlassung von Gesellschaften eine Behandlung 
gewähren, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung der eigenen Gesellschaften, 
legen den Grundsatz der Gegenseitigkeit der völkerrechtlichen Vertragspartner bei 
Auslegung der Bestimmungen nahe. Die Formulierungen sehen das Gebot der 
Reziprozität112 der Anwendung der Vertragsbestimmungen vor, dass aber im Licht von 
Centros zu einer flexibleren Anwendung für die Gesellschaften aus dem EU-Bereich im 
Verhältnis zu jenen aus dem assoziierten Land führt.  
 
Die Assoziierungsabkommen sind gemischte Abkommen, die wechselseitige 
Herstellung der Niederlassungsfreiheit liegt in der Kompetenz der EU113. Die Abkommen 
unterliegen im Verhältnis EU und assoziiertes Land den Regeln des Völkerrechts. Daher 
ist für Fragen der Auslegung und Anwendung Völkerrecht, insbesondere ist die 2. Wiener 
Konvention über das Recht der völkerrechtlichen Verträge zwischen internationalen 
Organisationen und den Staaten (WKV II) anzuwenden114. Soweit wegen des Charakters 
der Organisation nicht Sonderbestimmungen erforderlich sind, entspricht die Konvention 
wortgenau der 1. Wiener Vertragsrechtskonvention (1969/1980). Die beiden Konventionen 
stimmen auch in der Artikelzählung überein115. Die Auslegung der Regelungen ist daher 
für beide Konventionen weitgehend gleich. 
 
Das allgemeine Völkerrecht enthält kein Gebot des Inhalts, dass völkerrechtliche 
Verträge zu ihrer Gültigkeit ein vollkommenes Gleichgewicht der Leistungen oder 
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eingeräumten Vorteile enthalten müssen116. Gemäß Art 31 der Wiener 
Vertragsrechtskonvention sind völkerrechtliche Verträge nach Treu und Glauben in 
Übereinstimmung mit der gewöhnlichen, seinen Bestimmungen in ihrem Zusammenhang 
zukommenden Bedeutung und im Lichte ihres Ziels und Zwecks auszulegen. Zur 
Ermittlung des jeweiligen Zusammenhangs sind dabei neben Präambel und Anlagen auch 
sonstige Übereinkünfte heranzuziehen, die entweder anlässlich des Vertragsabschlusses 
oder später zwischen den Vertragsparteien über die Auslegung und Anwendung des 
Vertrags getroffen werden. Ausdrücklich gestattet Art 32 darüber hinaus die 
Berücksichtigung begleitender Umstände, um die Bedeutung des Vertrags zu 
bestimmen117.  
 
Die explizite Zulässigkeit der Berücksichtigung sowohl der zusätzlichen 
Vereinbarungen gemäß Art 31 als auch die begleitenden Umstände lässt sich für die 
vorliegende Fragestellung zweifach fruchtbar machen: Die vorbehaltlose Gewährung der 
Niederlassungsfreiheit der Gesellschaften geht offensichtlich von einem gleich hohen 
Niveau der gesetzlichen Grundlagen der jeweiligen nationalen Gesellschaftsrechte aus, dh 
dass die richtlinienrechtlichen Regelungen in den assoziierten Ländern bereits oder 
innerhalb festgelegter Frist umzusetzen sind. Ebenso wie der EuGH in der Centros-
Entscheidung die faktische Sitzverlegung nur wegen der Geltung eines Mindestrahmens 
gestattete, lässt sich diese Argumentation auf das Assoziierungsrecht übertragen: Den 
Regelungen der Assoziierungsabkommen liegt ein Vorverständnis über das Bestehen von 
Mindestregelungen zugrunde. Sofern diese Mindestregelungen von einer Seite des 
Abkommens noch nicht gewährleistet sind, fehlt die Grundlage, um darauf Centros 
anwenden zu können.  
 
Ein weiterer wesentlicher Punkt liegt darin, dass die Kommission im Zuge der 
Aufnahme der Beitrittsverhandlungen sowohl mit der ersten als auch mit der zweiten 
Ländergruppe mehrfach betont hat, dass die „Abarbeitung“ der in den Screening-Listen 
über den Acquis Communautaire genannten Gesetzgebungsakte in den beitrittswilligen 
Ländern allein nicht ausreicht, um den EU-Standard zu erreichen, sondern dass es 
vielmehr notwendig ist, auch die faktische Durchsetzung und Sanktionierung dieser 
Maßnahmen sicherzustellen. Erst wenn die Durchsetzbarkeit, insbesondere die 
Sanktionierung mangelhafter Offenlegung, tatsächlich gewährleistet ist, kann vom 
Erreichen des EU-Standards ausgegangen werden, den die Anwendung der Centros-
Grundsätze voraussetzt. Bezieht man diese beiden Aspekte in die Auslegung der 
gegenseitigen Einräumung der Niederlassungsfreiheit ein, ist eine ungleich gewichtete 
Anwendbarkeit der Centros-Grundsätze durchaus gerechtfertigt. Nur bei oberflächlicher 
Betrachtung ist sie als ungleiche Behandlung der Gesellschaften aus den verschiedenen 
Vertragsparteien anzusehen, hingegen stellt sie bei genauerem Blick wegen der 
unterschiedlichen Ausgangslage eine angemessene Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit dar, die den Beitrittsländern keine Nachteile bringt. Vielmehr bringt 
diese Sicht den Beitrittsländern Vorteile, da – wie bereits angesprochen – die 
Investitionsfreudigkeit der Investoren aus den EU-Staaten bei sicheren und vertrauten 
Bestimmungen gesteigert wird, sie zugleich aber in den Beitrittsländern wirtschaftlich 
stimulierende Aktivitäten setzen, Arbeitsplätze schaffen und steuerpflichtig sind. 
 
Eine endgültige Beurteilung dieser Frage hängt vom jeweiligen Abkommen mit dem 
einzelnen Beitrittsland, vom aktuellen Stand der Umsetzung von EU-Richtlinien bzw Stand 
der Rechtslage im Vergleich zur Rechtslage der EU und schließlich von der Ausgestaltung 
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der tatsächlichen Anwendung und Durchsetzung der Regelungen durch Gerichte oder 




Mit der Entscheidung Centros hat der EuGH die Möglichkeit der Rechtswahl für 
Gesellschaften geschaffen, indem er mit dem Instrument der unechten 
Zweigniederlassung die Fest- oder Verlegung der faktischen Geschäftstätigkeit einer 
Gesellschaft im gesamten Gebiet der Europäischen Union gestattet. Die Entscheidung 
wirft die Fragen nach der Anwendung der Grundsätze des Urteils auch gegenüber den 
assoziierten beitrittswerbenden Staaten auf. Nach der geltenden Rechtslage können die 
Centros-Grundsätze nicht ohne weiteres auf die assoziierten Länder übertragen werden; 
sofern diese Länder aber ihre Anpassungsmaßnahmen sowohl auf legislativer als auch 
auf exekutiver Seite durchgeführt haben, ist wegen des Wegfalls der materiellen 
Rechtfertigung der Differenzierung – bis zum endgültigen Beitritt – zu überlegen, ob nicht 
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Niederlassungsfreiheit in Bulgarien 
 
I. Statut (IPR und Gesellschaftsrecht) 
 
Das Personalstatut einer Handelsgesellschaft in Bulgarien wird nach dem Prinzip 
lex loci registrationis bestimmt (Gründungstheorie).118 Rechtsquelle ist Art 282 Abs 1 
HGB119 (Anwendbares Recht für die Handelsgesellschaften120). Art 282 Abs 1 HGB ordnet 
an: 
 
Die Gründung, Umgründung und Auflösung der Handelsgesellschaften sowie die Art ihrer Vertretung 
und die Rechte und Pflichten der Gesellschafter bestimmen sich nach dem Recht des Landes, in dem die 
Gesellschaft registriert ist. 
 
Im Falle, dass die Gesellschaft in mehr als einem ausländischen Staat registriert ist, 
findet das Recht des Staates Anwendung, in dem sich nach der Satzung der Gesellschaft 
die Geschäftsführung befindet (Art 282 Abs 2 HGB). 
 
Auf die Zweigniederlassung einer Handelsgesellschaft findet das Recht des Staates 
Anwendung, in dem sie registriert ist (Art 282 Abs 3 HGB). Demzufolge findet auf die 
Zweigniederlassung einer ausländischen Gesellschaft, die in Bulgarien eingetragen 
werden soll, das bulgarische Recht Anwendung. Nach dem bulgarischen Recht ist die 
Zweigniederlassung keine juristische Person (siehe unten IV.4.). 
 
II. Besonderheiten 
1. Grenzüberschreitende Sitzverlegung 
 
Die Sitzverlegung ist im Art 14 HGB geregelt. Sie kann nur im Inland durchgeführt 
werden. Das Problem der grenzüberschreitenden Sitzverlegung hat keine ausdrückliche 
gesetzliche Regelung. Die Verlegung des (statutarischen) Sitzes einer bulgarischen 
juristischen Person in das Ausland unter Wahrung der Identität ist nicht möglich. Sie ist mit 
der Auflösung der juristischen Person im Inland und Neugründung im Ausland verbunden. 
Die Verlegung des tatsächlichen Sitzes der Verwaltung ins Ausland ist nicht 
auszuschließen. Sie kann vom Gesetz schwer kontrolliert werden. 121 
 
Der umgekehrte Fall: Verlegung des (statutarischen) Sitzes einer ausländischen 
juristischen Person nach Bulgarien unter Wahrung der Identität ist auch nicht zulässig. Die 
Sitzverlegung ist mit der Eintragung in das Handelsregister des zuständigen bulgarischen 
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Der Sitz des Kaufmanns in Bulgarien ist der Ort, an dem sich die Verwaltung seiner 
Tätigkeit befindet. (Art 12 Abs 1 HGB). Es ist die Hauptverwaltung gemeint. Jeder 
Kaufmann kann nur einen Hauptsitz seines Unternehmens haben123. 
 
Der Sitz muss im Gesellschaftsvertrag festgelegt werden (Art 115 Z 1 HGB ua). 
Nach dem Sitz wird das zuständige Gericht für die Eintragung in das Handelsregister 
bestimmt (Art 491 ZPO). Zwischen Ort der Eintragung (Gründung) und Sitz der juristischen 
Person besteht eine verbindliche verfahrensrechtliche Beziehung. Das bulgarische Gericht 
wird eine Eintragung ablehnen, falls sich der Sitz der juristischen Person nicht in seinem 
Sprengel befindet. Folglich hat jede juristische Person, die nach der bulgarischen ZPO124 
eingetragen ist, ihren Sitz im Inland. Es ist der statutarische Sitz gemeint.125  
 
Der Kaufmann kann außerhalb der Ortschaft, in dem sich sein Sitz befindet, eine 
Zweigniederlassung eröffnen. Die Zweigniederlassung hat ihren eigenen Sitz (Art 17 
HGB). Als Sitz des Kaufmann wird der Hauptsitz und der Zweigniederlassungssitz 
betrachtet. Klagen aus direkten Beziehungen zu einer Zweigniederlassung können gegen 
den Kaufmann auch am Sitz der Zweigniederlassung erhoben werden (Art 20 HGB). Auch 
eine ausländische Person darf eine Zweigniederlassung in Bulgarien eröffnen. Näheres 
dazu unter IV.4. 
 
III. Assoziierungsabkommen 
1. Abschluss und Inkrafttreten 
 
Das Assoziierungsabkommen zwischen Bulgarien einerseits und der Europäischen 
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten  andererseits ist am 8.3.1993 abgeschlossen 
worden. Grundlage für den Abschluss ist Art 300 iVm Art 310 EGV (früher Art 228 iVm Art 
238 EWGV).126 Das Assoziierungsabkommen ist am 1.2.1995 in kraftgetreten.127 Die 
Handelsvorschriften sind am 31.12.1993 aufgrund eines Interimsabkommens in 
kraftgesetzt. 
 
2. Phasen, Aufbau, wesentlicher Inhalt 
 
Das Abkommen ist unbefristet. Jede Vertragspartei kann es mit einer Frist von 6 
Monaten einseitig kündigen (Art 121). 
 
Gemäß Art 7 umfasst die Assoziierung eine Übergangszeit von höchstens 10 
Jahren, die sich in zwei Stufen von grundsätzlich 5 Jahren gliedert. Die erste Stufe beginnt 
mit dem Inkrafttreten des Abkommens (1.2.1995). Der Übergang zu der zweiten Stufe wird 
nach einer Entscheidung des Assoziierungsrates im letzten Jahr der ersten Stufe 
eingeleitet. 
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Die genannten zwei Stufen gelten nicht für Titel III (Freier Warenverkehr). Art 8 
bestimmt, dass in einer Übergangszeit von höchstens 10 Jahren ab Inkrafttreten des 
Abkommens die Gemeinschaft und Bulgarien schrittweise eine Freihandelszone errichten. 
Die Fristen für die Senkung der Einfuhr- und Ausfuhrzölle werden in den Art 9 ff bestimmt. 
 
Das Assoziierungsabkommen hat folgende Gliederung: 
 
Titel I   Politischer Dialog 
Titel II  Allgemeine Grundsätze 
Titel III Freier Warenverkehr (Gewerbliche Waren, Landwirtschaft, Fischerei) 
Titel IV Freizügigkeit der Arbeitnehmer, Niederlassungsrecht, Dienstleistungsverkehr 
Titel V Zahlungen, Kapitalverkehr, Wettbewerb und sonstige wirtschaftliche 
Bestimmungen, Angleichung der Rechtsvorschriften. 
Titel VI Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Titel VII Kulturelle Zusammenarbeit 
Titel VIII Finanzielle  Zusammenarbeit 
Titel IX Bestimmungen über die Organe, allgemeine und Schlussbestimmungen. 
 
Laut Art 120 sind die Protokolle 1-8 und die Anhänge I-XVI Bestandteile des Abkommens. 
 
Die Angleichung der Rechtsvorschriften Bulgariens an das Gemeinschaftsrecht ist 
im Art 69 - 71 Assoziierungsabkommen und im Weißbuch der EU-Kommission geregelt. 128 
Die Angleichung des Gesellschaftsrechts ist ausdrücklich vorgesehen. In Bulgarien gibt es 
ein Programm der Regierung für die Rechtsangleichung.  
 
3. Organe, Verfahren (Art 105 - 114) 
 
Organe der Assoziierung sind der Assoziierungsrat (AR), der 
Assoziierungsausschuss (AA) und der Parlamentarische Assoziierungsausschuss (PAA). 
 
Der Assoziierungsrat überwacht die Durchführung des Abkommens. Er tagt einmal 
jährlich auf Ministerebene und nach Bedarf. Der Assoziierungsrat besteht aus den 
Mitgliedern des Rates der EG und der EG-Kommission einerseits und aus von der 
Regierung Bulgariens ernannten Mitgliedern andererseits. 
 
Zur Erreichung der Ziele des Abkommens und in den darin vorgesehenen Fällen ist 
der AR befugt, für die Vertragsparteien verbindliche Beschlüsse einvernehmlich zu fassen 
und Empfehlungen abzugeben. 
 
Die Vertragsparteien können den AR mit jeder Streitigkeit über die Anwendung und 
Auslegung des Abkommens befassen. Die Streitigkeit kann durch einen verbindlichen 
Beschluss beigelegt werden. 
 
Kann die Streitigkeit nicht beigelegt werden, können die Vertragsparteien jeweils 
einen Schiedsrichter bestellen. Der AR bestellt einen dritten Schiedsrichter. Die 
Schiedssprüche ergehen mit Stimmenmehrheit und sind verbindlich. 
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Der AR wird bei der Erfüllung seiner Aufgaben von einem Assoziierungsausschuss 
unterstützt. Der AR kann seine Befugnisse dem AA übertragen. Der Parlamentarische 
Assoziierungsausschuss kann Empfehlungen an den AR richten. 
 
IV. Niederlassungsfreiheit 
1. Das Assoziierungsabkommen 
 
Das Niederlassungsrecht ist in den Art 45 -55 geregelt. Gemäß Art 45 gewähren 
vom Inkrafttreten des Abkommens an die EU-Mitgliedstaaten und Bulgarien eine 
Inländerbehandlung für die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von Gesellschaften 
und Staatsangehörigen (Selbständigen) der jeweils anderen Vertragspartei. 
 
Die EU-Mitgliedstaaten gewähren keine Inländerbehandlung in den im Anhang XV a 
aufgeführten Bereichen (Rechtsakte über das Grundeigentum). Bulgarien gewährt keine 
Inländerbehandlung in den im Anhang XV d (Erwerb von Grundstücken ua) aufgeführten 
Bereichen. Weiter sind von der Inländerbehandlung in Bulgarien für eine Übergangszeit 
von maximal 10 Jahren die Bereiche in den Anhängen XV b (Finanzdienstleistungen) und 
XV c (Rechtsvertretung vor Gerichten, Veranstaltung von Glücksspielen und Erwerb von 
kontrollierenden Gesellschaftsbeteiligungen in sensiblen Bereichen) ausgenommen.  
 
Im Falle der Staatsangehörigen bedeutet Niederlassung das Recht auf Aufnahme 
und Ausübung selbständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung und Leitung von 
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften, die sie tatsächlich kontrollieren.  
 
Niederlassung im Falle der Gesellschaften bedeutet das Recht auf Aufnahme und 
Ausübung von Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung und Leitung von 
Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen und Agenturen. Die Erwerbstätigkeiten 
umfassen insbesondere gewerbliche, kaufmännische, handwerkliche und freiberufliche 
Tätigkeiten. 
 
Als Gesellschaft der Gemeinschaft bzw bulgarische Gesellschaft im Sinne des 
Abkommens gilt eine Gesellschaft oder Firma, die nach den Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft bzw Bulgariens gegründet wurde und ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung auf dem Gebiet der Gemeinschaft bzw 
Bulgariens hat. Hat eine solche Gesellschaft nur ihren satzungsmäßigen Sitz auf dem 
Gebiet der Gemeinschaft bzw Bulgariens, so müssen ihre Geschäftstätigkeiten eine echte 
und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft eines der Mitgliedstaaten bzw 
Bulgariens aufweisen (Art 49). 
 
Demzufolge dürfte eine Briefkastengesellschaft, die in Bulgarien gegründet ist, 
deren tatsächliche Hauptverwaltung aber in einem anderen Staat liegt, keine 
Inländerbehandlung nach dem Assoziierungsabkommen beanspruchen können, sofern sie 
nicht eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft Bulgariens aufweist. 
Eine begrenzte Ungleichbehandlung wegen rechtlicher oder technischer 
Unterschiede von Zweigniederlassungen von Gesellschaften, die auf dem Gebiet der 
jeweiligen Vertragspartei nicht registriert sind, ist im Vergleich zu den dort registrierten 
Gesellschaften, zulässig. Beispiel für eine solche Ungleichbehandlung in Österreich ist die 
notwendige Bestellung eines ständigen Vertreters mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland 
für die Zweigniederlassung einer ausländischen Gesellschaft, die nicht das Personalstatut 
eines Mitgliedstaates der EU oder EWR hat (Art 107 Abs 2 GmbHG).  
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2. Unmittelbare Anwendbarkeit in der EU 
 
Der EuGH hat in seiner Entscheidung Demirel vom 30.9.1987129 festgestellt, dass 
ein gemäß Art 228 und 238 EWGV geschlossenes Abkommen ab dessen Inkrafttreten 
einen integrierenden Bestandteil der Gemeinschaftsrechtsordnung bildet (Rn 7), und dass 
eine Bestimmung eines solchen Abkommens in der innerstaatlichen Rechtsordnung der 
Mitgliedstaaten unmittelbar anwendbar ist, wenn sie unter Berücksichtigung ihres 
Wortlauts und im Hinblick auf den Sinn und Zweck des Abkommens eine klare und 
eindeutige Verpflichtung enthält, deren Erfüllung oder deren Wirkungen nicht vom Erlass 
eines weiteren Aktes abhängen (Rn 14), kurz gesagt, dass es sich nicht nur um 
Bestimmungen mit Programmcharakter handelt, sondern um unbedingte, hinreichend 
genaue Verpflichtungen der Gemeinschaft130. 
 
Die Ziele des Abkommens sind in Art 1 festgelegt: (1) schrittweise eine 
Freihandelszone zu errichten, die im wesentlichen den gesamten Handel umfasst, (2) 
einen geeigneten Rahmen für die schrittweise Integration Bulgariens in die Gemeinschaft 
zu bieten ua. 
 
Zur Erreichung der Ziele des Abkommens und in den darin vorgesehenen Fällen ist 
der Assoziierungsrat nach Art 107 befugt, verbindliche Beschlüsse zu fassen. Um 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft bzw Bulgariens die Aufnahme und Ausübung 
reglementierten Berufstätigkeiten zu erleichtern, prüft der Assoziierungsrat gemäß Art 47 
welche Schritte zur gegenseitigen Anerkennung der Befähigungsnachweise notwendig 
sind. Er kann alle zweckdienliche Maßnahmen ergreifen. Ein Beschluss in Bezug auf das 
Niederlassungsrecht ist derzeit nicht gefasst. 
 
3. Anwendungsvorrang in Bulgarien 
 
Die völkerrechtlichen Verträge in Bulgarien, die vom Parlament ratifiziert, im 
Staatsblatt veröffentlicht und in kraftgetreten sind, sind Teil des bulgarischen Rechtes. Im 
Fall eines Widerspruchs haben diese Anwendungsvorrang vor innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften (Art 5 Abs 4 Verfassung der Republik Bulgarien). 
 
4. Gründung von Repräsentanzen, Zweigniederlassung und Tochtergesellschaft 
 
Eine ausländische Person kann Investitionen in Bulgarien in dem für bulgarische 
Personen vorgesehenen Verfahren durchführen und hat dabei die gleichen Rechte wie 
jene, soweit durch Gesetz nicht Abweichendes131 vorgesehen ist (Inländerbehandlung, Art 
2 Gesetz über die ausländischen Investitionen = AuslInvG).  
 
Im Sinne des AuslInvG ist eine ausländische Person:  
 
- eine juristische Person, die in Bulgarien nicht registriert ist; 
- eine Gesellschaft, die keine juristische Person ist und im Ausland registriert ist; 
- eine natürliche Person, die ausländischer Staatsangehöriger mit ständigem 
Aufenthalt im Ausland ist. 
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 Rs. 12/86, Demirel, Urteil vom 30.9.1987; Slg 1987, S 3719. 
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 Hirsch in Antalovsky/König/Perching/Vana (Hrsg.), Assoziierungsabkommen der EU mit Drittstaaten (1998) 44. 
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 Ungleichbehandlung besteht bei dem Erwerb von Bodeneigentum. 
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Ausländische Personen, die das Recht zur Ausübung einer Handelstätigkeit nach 
ihrem Heimatrecht haben, können in Bulgarien eine Handelsvertretung (Repräsentanz) 
eröffnen, die bei der Bulgarischen Handels- und Industriekammer registriert werden muss. 
Die Repräsentanz ist keine juristische Person und darf keine Wirtschaftstätigkeit ausüben 
(Art 6 AuslInvG). 
 
Eine ausländische juristische Person darf in Bulgarien eine Zweigniederlassung 
eröffnen. Eine ausländische natürliche Person und eine Gesellschaft, die keine juristische 
Person ist, kann eine Zweigniederlassung eröffnen, sofern sie nach ihrem Heimatrecht mit 
der Befugnis zur Ausübung einer Handelstätigkeit registriert ist (Art 7 AuslInvG iVm Art 17 
bis 20 HGB).132  
 
Die Zweigniederlassung wird in das Handelsregister bei dem Gericht eingetragen, 
in dessen Sprengel sich ihr Sitz befindet. Die Eintragung erfolgt aufgrund eines Antrags, 
der folgende Angaben enthalten muss: 
 
- die Firma, den Sitz und den Geschäftsgegenstand des Kaufmanns; 
- das registrierte Kapital des Kaufmanns, sofern das Gesetz ein solches erfordert; 
- den Sitz und Geschäftsgegenstand der Zweigniederlassung; 
- die Person, welche die Zweigniederlassung leitet. 
 
Dem Antrag wird eine Bescheinigung über die Registrierung des Kaufmanns 
beigefügt. Die Zweigniederlassung führt Handelsbücher wie ein selbständiger Kaufmann. 
Zweigniederlassungen ausländischer Personen erstellen auch eine Bilanz. 
 
Weiters darf sich eine ausländische Person an einer bestehenden bulgarischen 
Handelsgesellschaft (AG, GmbH, OHG, KG und KGA) beteiligen oder eine solche neu 
gründen (100% Tochtergesellschaft als Einpersonen-GmbH möglich). Der Erwerb von 
Aktien und Geschäftsanteilen ist eine ausländische Investition (Art 12 Abs 1 Z 1 AuslInvG). 
Die in Bulgarien registrierte Tochtergesellschaft ist keine ausländische, sondern eine 
inländische Person (Art 282 Abs 1 HGB). Deswegen kann sie auch Bodeneigentum133 in 
Bulgarien  erwerben. 
 
5. Stellungnahme zum Centros-Urteil des EuGH134 
 
Im Hinblick auf das Centros-Urteil des EuGH einerseits und das geltende 
bulgarische Recht andererseits, könnte gesagt werden, dass eine ausländische 
Briefkastengesellschaft, die ihre ausschließliche Geschäftstätigkeit in Bulgarien entfalten 
will, eine Zweigniederlassung eröffnen kann, sobald sie die oben (IV.4.) angeführten 
Voraussetzungen erfüllt. Obwohl Bulgarien die Gründungstheorie vertritt, wie auch 
Dänemark als beklagte Partei im Centros-Fall, kann theoretisch nicht ausgeschlossen 
werden, dass die bulgarischen Registergerichte die Eintragung der Zweigniederlassung 
mit dem selben Argument wie die dänischen ablehnen, nämlich Umgehung der 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere die Regelung über das Mindestkapital. Ein 
solcher Fall ist aber nicht bekannt und nur als Grenzfall denkbar. 
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 Näheres über die Zweigniederlassung einer ausländischen Gesellschaft in: Найденов, Коментар на Закона за 
чуждестранните инвестиции, (Najdenov, Komentar des Gesetzes über die ausländischen Investitionen), (1999) 40 ff. 
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 Nach Art 23 Abs 2 Gesetz über die ausländischen Investitionen dürfen ausländischen Personen kein Bodeneigentum 
in Bulgarien erwerben.  
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 EuGH, Urteil vom 9.3.1999, Rs. C-212/97 (Centros Ltd./Erhvervs- og Selskabsstyrelsen).  
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Beachtenswert ist es, dass nach dem am 1.1.2000 in kraftgetretenen Kodex über 
das Steuerverfahren135 (Art 29 Abs 3) die ausländischen Personen 
(Handelsgesellschaften), deren effektive Verwaltung in Bulgarien liegt, einen Antrag bei 
der zuständigen Steuerbehörde zwecks steuerrechtlichen Registrierung stellen müssen. 
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Niederlassungsfreiheit in Polen 
 
I. Statut (IPR und Gesellschaftsrecht) 
1. IPR-Anknüpfung  
 
Nach den Vorschriften des internationalen Privatrechts wird die Zugehörigkeit einer 
juristischen Person zu einer bestimmten Rechtsordnung (und somit zu einem Staat), die 
auch die gesamte Rechtsfähigkeit (Statut) dieser Person regelt, bestimmt136. Nach dieser 
Rechtsordnung sind insbesondere die Entstehung, Umwandlung und Auflösung der 
juristischen Person, ihre Rechts- und Geschäftsfähigkeit, ihre Rechtsform (Typ), die innere 
Struktur, die Geltung des Grundvertrags (Gesellschaftsvertrags), die Vertretung und die 
Organe zu beurteilen. Das Registrierungsverfahren richtet sich nach den Vorschriften am 
Sitz des Registrierungsorgans; die materiellrechtlichen Folgen der Eintragung in ein 
Register bestimmt das Personalstatut137. 
 
Bei der Ermittlung des Personalstatuts einer juristischen Person hat sich der 
polnische Gesetzgeber für die Sitztheorie138 entschieden. Gemäß Art 9 § 2 pIPRG139 
bestimmt sich die „Fähigkeit“ einer juristischen Person nach dem Recht des Staates, in 
dem sie ihren Sitz hat. Die -- gesetzlich nicht näher bestimmte -- „Fähigkeit“ einer 
juristischen Person umfasst alle bereits oben genannten Attribute der Person, die über ihre 
Entstehung und Existenz entscheiden. Unter dem Sitz einer juristischen Person ist nach 
der Lehre der tatsächliche (nicht satzungsmäßige) Sitz der Verwaltung dieser Person zu 
verstehen, und in dem Falle, wo eine juristische Person Sitze der Verwaltung in 
verschiedenen Staaten hat, gilt das Recht des Staates, mit dem die Person am engsten 
verbunden ist, in der Regel jener, wo der bedeutendste Teil der Verwaltung tätig ist140. 
Diese Regel ist auch in der nationalen Rechtsordnung im Art 41 ZGB141 verankert142. Der 
Begriff der juristischen Person ist nach der polnischen Lehre143 weit zu verstehen: dazu 
gehören auch sonstige Personen- und Vermögensverbindungen, die nach dem Recht des 
Staates, wo sie ihren Sitz haben, Träger von Rechten und Pflichten sein können, wie z.B. 
Personengesellschaften des Handelsrechts. 
 
Nach Art 9 § 3 pIPRG, dh in dem Fall, wenn eine natürliche oder juristische Person 
Rechtsgeschäfte im Bereich ihres Unternehmens vornimmt, bestimmt sich ihre „Fähigkeit“ 
nach dem Recht des Staates, in dem sich dieses Unternehmen befindet. Diese Norm 
bildet eine Ausnahme von der Grundregel des § 2 leg cit. Diese Regelung bezieht sich 
jedoch ausschließlich auf die Rechts- und Geschäftsfähigkeit der juristischen Person, 
andere Bereiche des Personalstatuts sind immer gemäß § 2 leg cit zu beurteilen144. Der 
Zweck dieser Norm besteht im Schutz der Kontrahenten eines Unternehmens, die in der 
Regel im Vertrauen auf die Rechtsordnung am Ort des Unternehmens handeln, wenn eine 
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 Ludwiczak, Międzynarodowe prawo prywatne (1996), 167 f. 
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 Pazdan, Prawo prywatne międzynarodowe (1998), 98. 
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 Zu der Sitz- und Gründungstheorie vgl unter Kalss P I.2. 
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 Gesetz über das internationale Privatrecht vom 12.11.1965, Dz. U. 1965 Nr 46, Pos. 290 idgF. 
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 Pazdan, Prawo prywatne międzynarodowe, 96 f; Ludwiczak, Międzynarodowe prawo prywatne, 170. 
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 Zivilgesetzbuch vom 23.4.1964, Dz. U. 1964 Nr 16, Pos. 93 idgF. 
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 Art 41 ZGB lautet: „Wenn das Gesetz oder die auf diesem beruhende Satzung nichts anderes bestimmt, ist Sitz der 
juristischen Person derjenige Ort, an dem sich der Sitz ihres Vorstands befindet“; Vgl auch Ludwiczak, 
Międzynarodowe prawo prywatne, 168 f. 
143
 Ludwiczak, Międzynarodowe prawo prywatne, 171. 
144
 Pazdan, Prawo prywatne międzynarodowe, 99. 
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Person ihr Unternehmen an einem anderen Ort betreibt als am Sitz 
(Zweigniederlassung)145.  
 
Die Anerkennung einer ausländischen juristischen Person erfolgt in Polen 
automatisch und bedingungslos, dh es bedarf keines gesonderten Rechtsakts146; von der 
Anerkennung ist jedoch die Zulassung zur Wirtschaftstätigkeit in Polen 
(Niederlassungsfreiheit) zu unterscheiden (siehe dazu unter IV.).  
 
Im Bezug auf die Behandlung einer bestimmten juristischen Person muss immer 
geprüft werden, ob ein internationales Abkommen über den Rechtsverkehr Regelungen im 
Bereich des Personalstatuts enthält. So z.B. folgen die Übereinkommen mit Jugoslawien, 
Russland und Kuba der Gründungstheorie und die mit Österreich (Art 23 Abs 2), 
Bulgarien, der Mongolei, Ungarn, Ukraine, Weißrussland oder Rumänien der Sitztheorie. 
In den meisten Abkommen wird dieser Bereich überhaupt nicht geregelt147.  
 
2. Gesellschaftsrechtliche Anknüpfung 
 
Die Sitztheorie wurde im polnischen Recht gesetzlich vollständig umgesetzt. Alle 
Rechtsakte im Bereich des Gesellschaftsrechts, die ausländische Gesellschaften oder 
Unternehmen zum Gegenstand haben, knüpfen an die Zuordnung einer Gesellschaft nach 
ihrem Sitz. 
 
Das für ausländische Investoren grundlegende Gesetz über Gesellschaften mit 
ausländischer Beteiligung148 regelt die Bedingungen und Grundsätze für die wirtschaftliche 
Betätigung ausländischer Rechtssubjekte (Personen) auf dem Gebiet Polens. Art 3 dieses 
Gesetzes enthält die Definition eines ausländischen Rechtssubjekts: dazu gehören 
natürliche Personen mit Wohnsitz und juristische Personen mit Sitz im Ausland sowie nicht 
rechtsfähige Gesellschaften dieser Personen. Ebenfalls auf den Sitz stellen die aus der 
Vorkriegszeit stammenden Verordnungen149 über die Zulassung ausländischer 
Kapitalgesellschaften zur Tätigkeit auf dem Gebiet Polens ab.  
 
In einigen Gesetzen, wie z.B. im Gesetz über den Erwerb von Liegenschaften durch 
Ausländer oder im Gesetz über Gesellschaften mit ausländischer Beteiligung, wird der 
Begriff der ausländischen Person auch auf diejenigen Gesellschaften erweitert, die zwar 





Das polnische Gesellschaftsrecht sieht im Vergleich zu dem österreichischen keine 
für das gegenständliche Thema relevante Besonderheiten vor. Weder eine 
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 Ludwiczak, Międzynarodowe prawo prywatne, 171. 
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 Vgl Ludwiczak, Międzynarodowe prawo prywatne, 169. 
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 Gesetz vom 14. Juni 1991, Dz. U. 1991 Nr 60, Pos. 253 idgF. 
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 Verordnung des Ministerrates vom 20.12.1928 über die Bedingungen der Zulassung ausländischer 
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formell nicht außer Kraft gesetzt, ihr Wirkungsbereich wurde jedoch durch andere Rechtsakte (vor allem das Gesetz 
über Gesellschaften mit ausländischer Beteiligung) sehr eingeschränkt.  
150
 Vgl dazu ausführlich Ludwiczak, Międzynarodowe prawo prywatne, 172 f. 
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grenzüberschreitende, identitätswahrende Sitzverlegung noch ein Doppelsitz ist zulässig. 
So ist z.B. die Beschlussfassung über die Verlegung des Sitzes oder der 
Hauptniederlassung einer Kapitalgesellschaft ins Ausland gemäß Art 262 Z 2 und 444 Z 2 
HGB151 dem Beschluss über die Gesellschaftsauflösung gleichgestellt. 
 
III. Assoziierungsabkommen 
1. Abschluss und Inkrafttreten 
 
Das Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziierung zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik 
Polen andererseits152, das sog Assoziierungsabkommen, wurde am 16. Dezember 1991 
geschlossen. Das Abkommen trat am 1. Februar 1994 in Kraft153. 
 
2. Phasen, Aufbau, wesentlicher Inhalt 
 
Das Assoziierungsabkommen mit der Republik Polen sieht gemäß Art 6 Abs 1 leg 
cit eine Übergangsfrist von bis zu zehn Jahren vor. Diese Frist gliedert sich in zwei 
aufeinanderfolgende Stufen von jeweils etwa fünf Jahren, wobei die erste Stufe mit dem 
Inkrafttreten beginnt. 
 
Der wesentliche Inhalt und der Aufbau des Assoziierungsabkommens mit Polen 
unterscheidet sich nicht wesentlich von den Abkommen mit Ungarn und Tschechien. 
 
3. Organe, Verfahren 
 
Das gegenständliche Abkommen hat in den Art 102 bis 110 ein System der Organe 
der Assoziierung ins Leben gerufen. Der Assoziierungsrat bildet das zentrale Organ, das 
die Durchführung des Abkommen zu überwachen hat. Er setzt sich aus Mitgliedern des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften und Mitgliedern der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften einerseits und Mitgliedern der polnischen Regierung 
andererseits zusammen. Wenn die Umstände das Zusammentreffen nicht öfter erfordern, 
tagt der Rat einmal jährlich auf Ministerebene und hat alle wichtigen Fragen zu prüfen, die 
sich aus dem Abkommen, aus bilateralen oder internationalen Beziehungen ergeben und 
von gemeinsamer Bedeutung sind. Der Assoziierungsrat ist befugt, Beschlüsse zu fassen, 
die für die Vertragsparteien verbindlich sind, sowie zweckdienliche (rechtlich 
unverbindliche154) Empfehlungen abzugeben. Darüber hinaus kann der Rat als ein 
Gerichtsorgan bei der Beilegung von Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien in 
bezug auf die Anwendung und Auslegung des Abkommens fungieren. Für den Fall, dass 
der Rat über die Streitigkeit nicht entscheiden kann, wurde ein Verfahren zur Berufung 
eines ad-hoc-Schiedsgerichts vorgesehen155. 
 
Der Assoziierungsausschuss ist ein Hilfsorgan des Assoziierungsrats. Er setzt sich 
aus den Vertretern der gleichen Organe wie der Rat zusammen, und seine wichtigste 
Aufgabe besteht in der Unterstützung des Rates, der auch eigene Befugnisse dem 
Ausschuss übertragen kann. Auch Sonderausschüsse oder Arbeitsgruppen können vom 
Assoziierungsrat eingesetzt werden.  
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Das dritte, zwingend zu errichtende Organ ist der Parlamentarische 
Assoziierungsausschuss, in dem sich die Abgeordneten des polnischen und des 




1. Das Assoziierungsabkommen 
 
Die Niederlassungsfreiheit156 wurde im Kapitel II des Abkommens geregelt. Gemäß 
Art 44 verpflichtet sich die Republik Polen, bereits in der Übergangszeit die Aufnahme der 
Geschäftstätigkeit durch Gesellschaften und Staatsbürger der EU zu erleichtern. Um 
dieses Ziel zu erreichen, ist für die Niederlassungen von Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der EU eine Behandlung zu gewährleisten, die nicht weniger günstig 
ist als die Behandlung der polnischen Gesellschaften und Staatsangehörigen. Dabei sind 
bei bestimmten, in den Anhängen zum Abkommen aufgelisteten Wirtschaftszweigen 
verschiedene Fristen vorgesehen. ZB für die Transportmittel-, Lebensmittel-, und 
Baustoffproduktion sowie für alle anderen Wirtschaftszweige, die in den Anhängen nicht 
erwähnt werden, gilt diese Bestimmung bereits ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Abkommens, für andere Bereiche, wie z.B. Bergbau, Metallbearbeitung oder 
Alkoholproduktion -- spätestens am Ende der ersten Stufe, also ab dem 1. Februar 1999 
und hinsichtlich der Finanz- und Rechtsdienstleistungen, des Liegenschaftenhandels oder 
des Erwerbs des staatlichen Vermögens im Rahmen der Privatisierung -- nicht länger als 
bis zum Ende der zehnjährigen Übergangsfrist. Für die Tätigkeit der in Polen ansässigen 
Gesellschaften und Bürger der EU ist vom Inkrafttreten des Abkommens an die 
Gleichbehandlung (nationale Behandlung) zu gewährleisten. Sollten die bestehenden 
polnischen Vorschriften keine derartige Behandlung der Gesellschaften und Angehörigen 
der EU vorsehen, so ist die Republik Polen verpflichtet, die Rechtsvorschriften bis zum 
Ende der ersten Stufe, also bis zum 1. Februar 1999, zu ändern (Art 44 Abs 1 Z II leg cit). 
 
Unter einer Niederlassung ist gemäß Art 44 Abs 4 leg cit, im Falle einer 
Gesellschaft157, die Aufnahme und Ausübung von Erwerbstätigkeit durch Errichtung und 
Leitung von Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen und Agenturen zu verstehen. 
Auch die Begriffe der „Gesellschaft der Gemeinschaft“ und der „polnischen Gesellschaft“ 
wurden im Abkommen definiert: darunter ist gemäß Art 48 eine Gesellschaft oder eine 
Firma zu verstehen, die nach den Vorschriften eines Mitgliedstaates bzw (entsprechend) 
Polens gegründet wurde und ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre 
Hauptniederlassung auf dem Gebiet der Gemeinschaft bzw Polens hat. Für den Fall, dass 
die Gesellschaft oder Firma zwar nach den Vorschriften eines Mitgliedstaates bzw Polens 
gegründet wurde, nur ihren satzungsmäßigen Sitz auf dem Gebiet der Gemeinschaft bzw 
Polens hat -- die Hauptverwaltung und die Hauptniederlassung befinden sich also 
einerseits außerhalb der Gemeinschaft und andererseits nicht in Polen -- muss ihre 
Geschäftstätigkeit eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft eines der 
Mitgliedstaaten bzw Polens aufweisen, um sie als Gesellschaft der Gemeinschaft 
behandeln zu können. Damit soll offensichtlich der Umgehung von 
Niederlassungsbeschränkungen gegenüber Unternehmen aus Drittländern vorgebeugt 
werden158. 
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Diese Formulierung des Abkommens bereitet zahlreiche sprachliche 
Auslegungsschwierigkeiten. Die Begriffe der „Gesellschaft“ und der „Gesellschaft der 
Gemeinschaft“ entsprechen in der deutschen Fassung nicht der polnischen Version, wo 
von „Unternehmen“ und „Unternehmen der Gemeinschaft“ die Rede ist; die rechtlichen 
Unterschiede zwischen den beiden Begriffen sind sowohl in Polen als auch in den 
deutschsprachigen Ländern schwerwiegend. Übereinstimmend, aber ebenfalls unklar ist 
der Begriff der „Firma“, der offensichtlich nicht nach dem juristischen -- als Name unter 
dem ein Unternehmen geführt wird - , sondern nach dem alltäglichen Sprachgebrauch -- 
als jede Art des Unternehmens -- eingesetzt wurde, was nicht gerade zur Vereinfachung 
der Auslegung führt. Weitere Probleme können bei den Begriffen des „satzungsmäßigen 
Sitzes“ in der deutschsprachigen Version und dem „registrierten Büro“ (zarejestrowane 
biuro) nach der polnischen Fassung entstehen, wobei der Begriff „satzungsmäßiger Sitz“ 
(statutowa siedziba) auch dem polnischen Gesellschaftsrecht eher entspricht als 
„registriertes Büro“.  
 
Bei der Bestimmung der Gesellschaften (Unternehmen), die als Gesellschaften der 
Gemeinschaft anerkannt werden und somit in Polen Niederlassungsfreiheit (zumindest 
potentiell) genießen, folgt das Abkommen mE einer -- vielleicht etwas „aufgeweichten“ -- 
Sitztheorie, die sich jedoch nicht auf einzelne Länder, sondern auf die Europäische 
Gemeinschaft als solche bezieht. Zu den „privilegierten“ Unternehmen gehören diejenigen, 
die in einem EU-Land gegründet wurden und neben dem satzungsmäßigen Sitz bzw 
registrierten Büro auch die Hauptverwaltung oder die Hauptniederlassung auf dem Gebiet 
der EU haben159. Eine -- wie im Centros-Fall160 beschriebene -- Gesellschaft, die nach den 
englischen Vorschriften gegründet wurde und ihre Hauptniederlassung in Dänemark hat, 
würde bei der Errichtung der Niederlassung oder einer Zweigniederlassung in Polen keine 
Schwierigkeiten haben. Hätte jedoch diese in England gegründete Gesellschaft keine 
Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung auf dem Gebiet der EU, so würde sie nicht 
unter dem Begriff der Gesellschaft (Unternehmen) der Gemeinschaft fallen und somit 
keine besondere Behandlung genießen, es sei denn, sie könnte eine echte und 
kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft eines der Mitgliedstaaten aufweisen.  
 
Eine dahingehende Auslegung des Art 48 leg cit, dass eine Gesellschaft als 
„Gesellschaft der Gemeinschaft“ auch in dem Fall als solche gegeben ist, wenn sie ihren 
satzungsmäßigen Sitz oder das registrierte Büro zwar auf dem Gebiet der EU, die 
Hauptniederlassung aber in Polen hat, ist mE nicht möglich. Trotz gewisser Ähnlichkeit 
dieser Vorschrift mit Art 58 Abs 1 EWG-Vertrags161 handelt es sich hier um zwei 
Definitionen: der „Gesellschaft der Gemeinschaft“ und der „polnischen Gesellschaft“, 
wobei die Gesellschaft der Gemeinschaft sehr wohl auch im Sinne des EWG-Vertrags zu 
verstehen ist, nämlich unabhängig davon, ob sich die Hauptverwaltung (wörtlich 
Hauptniederlassung) in dem Gründungsstaat oder in einem anderen EU-Staat befindet. 
Von einer „polnischen Gesellschaft“ kann aber nur in dem Fall die Rede sein, wenn sie 
nach den polnischen Vorschriften gegründet wurde und ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung auf dem Gebiet Polens hat oder zumindest 
neben dem satzungsmäßigen Sitz eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der 
Wirtschaft eines der Mitgliedstaaten bzw Polens aufweist. Würde man trotz dieser 
Argumente die andere Auslegungsmöglichkeit annehmen, so hätte die Unterscheidung 
zwischen der „Gesellschaft der Gemeinschaft“ und der „polnischen Gesellschaft“ keinen 
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 Vgl dazu Szafrański, Przedsiębiorstwo Wspólnot jako podmiot traktowania narodowego, Glosa 1998, H 6, 11 f. 
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 Vgl dazu unter Allg. 3. 
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 Zur Auslegung dieser Vorschrift siehe ausführlich Doralt, Anerkennung ausländischer Gesellschaften, JB 1969, 195 
ff. 
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Sinn; in diesem Fall würde der Begriff der "Gesellschaft" im Sinne dieses Abkommens 
vollkommen ausreichen. 
 
Eine Beschränkung der Niederlassungsfreiheit sieht Art 47 leg cit vor, wonach 
ausnahmsweise in den aus aufsichtsrechtlichen Gründen gerechtfertigten Fällen eine der 
Vertragsparteien für die Niederlassung und Geschäftstätigkeit von Zweigniederlassungen 
und Agenturen von Gesellschaften der anderen Partei eine Sonderregelung anwenden 
darf. Dies darf jedoch nicht über das unbedingt notwendige Maß hinausgehen. 
 
2. Zusätzliche, darauf aufbauende Rechtsakte 
 
Nach der derzeitigen Rechtslage ist die Relevanz der Centros-Entscheidung für 
ausländische Niederlassungen in Polen fraglich. Das noch bis Ende 2000 geltende Gesetz 
über die Gesellschaften mit ausländischer Beteiligung sieht nämlich vor, dass 
ausländische Personen in Polen nur in Form einer (in Polen gegründeten) GmbH oder 
einer AG tätig sein können.  
 
Zweigniederlassungen in Form eines Zweigbüros, eines technischen Informationsbüros 
oder eines Überwachungsbüros wurden zwar vorgesehen, dürfen jedoch keine 
Produktions- oder Handelstätigkeit betreiben. Im besten Fall darf eine Zweigniederlassung 
Marktinformationen für das ausländische Unternehmen beschaffen, Werbeaktionen 
durchführen, Verträge vorbereiten und abschließen (dabei wird im Namen des 
ausländischen Unternehmens gehandelt) sowie diese abwickeln. Außerdem kann es 
Garantie- und Serviceleistungen für alle Produkte durchführen, die von dem Unternehmen 
via Zweigbüro nach Polen geliefert werden. Dies inkludiert auch die Führung eines 
Ersatzteillagers, nicht jedoch eines Zolllagers. Die Errichtung einer Zweigniederlassung ist 
genehmigungspflichtig. 
 
Diese Rechtslage verstößt gegen die Verpflichtungen Polens aus dem 
Assoziierungsabkommen mit der EU. Das Verabschieden des neuen Gesetzes über die 
Wirtschaftstätigkeit (WtG) Ende 1999, das unter anderem auch das Gesetz über die 
Gesellschaften mit ausländischer Beteiligung ersetzt, soll offensichtlich diesem Zustand 
entgegenwirken162.  
 
Das neue Gesetz über die Wirtschaftstätigkeit tritt erst am 1.1.2001 in Kraft. Einige 
Vorschriften, darunter auch die Regelung über Zweigniederlassungen ausländischer 
Unternehmen (Kapitel 5, Art 35 bis 52), sind jedoch bereits wirksam geworden. 
 
Im Art 6 Abs 2 WtG, der am 1.1.2001 in Kraft tritt, wurde der Grundsatz der 
Wirtschaftsfreiheit auch für ausländische Personen eingeführt, wobei als einzige 
Bedingung die Gegenseitigkeit163 vorgesehen wurde und auch diese durch internationale 
Abkommen -- wie z.B. das Assoziierungsabkommen -- beseitigt werden kann. Ist die 
Gegenseitigkeit nicht gewährleistet und sieht keine völkerrechtliche Normen etwas 
anderes vor, so dürfen ausländische Personen in Form einer in Polen ansässigen AG, 
GmbH oder KG tätig werden (Art 6 Abs 3 WtG).  
 
Die Wirtschaftsfreiheit für ausländische Unternehmer bedeutet auch -- wieder unter 
der Bedingung der Gegenseitigkeit -- die Niederlassungsfreiheit. Gemäß Art 35 ff des 
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 Dz. U. 1999 Nr 101, Pos. 1178.  
163
 Das Vorhandensein der Gegenseitigkeit in einem konkreten Fall ergibt sich gemäß Art 85 leg cit entweder aus 
internationalen Abkommen oder muss durch die zuständige polnische Vertretung im Ausland bescheinigt werden. 
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neuen Gesetzes dürfen bereits jetzt ausländische Unternehmer164 in Polen 
Zweigniederlassungen (Oddzialy) errichten, die nach der Eintragung in das Register der 
Unternehmer eine Wirtschaftstätigkeit in dem selben Bereich wie das Hauptunternehmen 
betreiben dürfen.  
 
Die Bindung der Tätigkeit einer Zweigniederlassung an den Tätigkeitsbereich der 
Hauptniederlassung kann zwar -- vor allem im Hinblick auf die liberale Behandlung der 
Niederlassungsfreiheit in der Centros-Entscheidung -- als eine Einschränkung betrachtet 
werden, in der klassischen Definition ist jedoch eine Zweigniederlassung immer eine 
rechtliche unselbständige "Filiale" des Hauptunternehmens und als solche auch an den 
Unternehmensgegenstand der Hauptniederlassung gebunden. 
 
Die Tätigkeit einer solchen Zweigniederlassung kann nur in den gesetzlich 
vorgesehenen Fällen und nur durch den für die Wirtschaft zuständigen Minister untersagt 
werden (Art 41 Abs 1 WtG). Dies ist möglich, wenn die Zweigniederlassung die polnische 
Rechtsordnung grob verletzt, die Tätigkeit gegen wichtige öffentliche Interessen verstößt, 
die Liquidation des Hauptunternehmens im Ausland eingeleitet wurde oder das 
Unternehmen die Berechtigung zum Betreiben der Wirtschaftstätigkeit oder das 
Verfügungsrecht über ihr Vermögen verloren hat. Das Verfahren bei der Registrierung von 
Zweigniederlassungen wird gesondert geregelt. Die Gründung einer Vertretung 
(przedstawicielstwo) in Polen, die sich allerdings nur mit Werbung und Promotion 
befassen darf, ist gemäß Art 42 ff jedem ausländischen Unternehmer gestattet. 
 
Unabhängig von der Centros-relevanten Problematik muss auch die 
Gegenseitigkeit und der Inhalt der entsprechenden internationalen Abkommen einer 
Prüfung unterworfen werden. In der Vorschrift des Art 35 WtG ist von einem 
ausländischen Unternehmer die Rede, also einer ausländischen Person, die im Ausland 
wirtschaftlich tätig ist (Art 4 Z 4 WtG). Unter der ausländischen Person ist eine natürliche 
Person mit Wohnsitz im Ausland, eine juristische Person mit Sitz im Ausland sowie eine 
nicht rechtsfähige Gesellschaft dieser Personen mit Sitz im Ausland zu verstehen (Art 4 Z 
3 leg cit). Nach diesen Vorschriften spielt es keine Rolle, ob der ausländische 
Unternehmer seine Wirtschaftstätigkeit in demselben Land ausübt, in dem sich sein Sitz 
oder Wohnsitz befindet, oder in einem anderen165. Die nach dem Wortlaut des Art 35 WtG 
nicht eindeutig lösbare Frage, ob die Gegenseitigkeit in dem Land gegeben muss, in dem 
der Unternehmer seinen Sitz hat, oder dort, wo er die Wirtschaftstätigkeit ausübt, muss 
mE zugunsten des Sitzes des Unternehmers entschieden werden. Dies ergibt sich bereits 
aus der im polnischen Recht konsequent umgesetzten Sitztheorie166.  
 
So könnte z.B. eine GmbH mit Sitz in Südafrika, die ihre Wirtschaftstätigkeit in 
Deutschland ausübt, nach WtG nur dann eine Zweigniederlassung in Polen errichten, 
wenn die Gegenseitigkeit oder ein entsprechendes Abkommen zwischen Polen und 
Südafrika vorhanden ist. Die Tatsache, dass Deutschland ein EU-Land ist spielt hier keine 
Rolle. 
 
Bis Ende des Jahres 2000 dürfen somit ausländische Investoren nur eine 
Kapitalgesellschaft mit Sitz in Polen gründen oder, bei gegebener Gegenseitigkeit und 
aufgrund des Assoziierungsabkommens für alle EU-Länder, eine Zweigniederlassung 
                                                 
164
 Unter ausländischen Unternehmern sind gemäß Art 4 Abs 4 ausländische Personen (natürliche und juristische 
Personen sowie Personengesellschaften) zu verstehen, die im Ausland wirtschaftliche Tätigkeit ausüben. 
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 In dieser Hinsicht geht das neue Gesetz über die Wirtschaftstätigkeit bei der Niederlassungsfreiheit noch weiter als 
das Assoziierungsabkommen, da diese sich ausschließlich auf das Gebiet der EU beschränkt. 
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 Siehe dazu unter I.1. und I.2. 
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errichten. Die Gründung einer Personengesellschaft in Polen und das Tätigwerden als 




Bei der Beurteilung der Niederlassungsfreiheit auf dem Gebiet Polens muss in 
erster Linie die unmittelbare Anwendbarkeit der Vorschriften des 
Assoziierungsabkommens geprüft werden167. Obwohl unumstritten ist, dass das 
Abkommen einen Teil der polnischen Rechtsordnung darstellt, kann daraus nicht auf die 
direkte Anwendbarkeit aller seiner Vorschriften geschlossen werden. Bei der Beurteilung 
der Anwendbarkeit ist nicht nur auf die allgemeine Stellung der internationalen 
Abkommen, sondern auch auf die sprachliche Bedeutung der einzelnen Vorschriften und 
auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes Rücksicht zu nehmen168. Dabei 
wäre vor allem die umfangreiche Rechtsprechung des EuGH hilfreich: die Bestimmungen 
eines Abkommens zwischen der EU und einem Drittland sind unmittelbar anwendbar169, 
wenn sie klare Verpflichtungen enthalten und wenn zu deren Erfüllung keine zusätzlichen 
Akten notwendig sind170.  
 
Zu solchen unmittelbar anwendbaren Vorschriften gehört die Regelung der 
Niederlassungsfreiheit jedoch nicht. In Art 44 Abs 1 Z I und II hat sich die Republik Polen 
verpflichtet, teils gleich nach dem Inkrafttreten, teils bis zum Ende der ersten Stufe, also 
bis 1. Februar 1999, die nationalen Rechtsvorschriften insoweit zu ändern, dass die 
Gleichbehandlung der in Polen ansässigen Gesellschaften und Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft mit den polnischen Gesellschaften und Staatsangehörigen erreicht wird171. 
Hinsichtlich der Gründung von Unternehmen bzw ihrer Zweigniederlassungen sind zum 
Teil längere Fristen (bis zu 10 Jahren) vorgesehen (Art 44 Z 1 und 5). Da die vorgesehene 
Gleichbehandlung, und somit auch die Niederlassungsfreiheit, in den festgelegten Fristen 
nicht gewährleistet wurde, stellt sich die Frage, ob diese Normen nach dem Fristablauf 
direkt angewendet werden können. Dieser Lösungsansatz geht vor allem aus der 
ständigen Rechtsprechung des EuGH172 hervor; in der polnischen Lehre gibt es noch 
keine eindeutige Stellungnahme173.  
 
Nach der derzeitigen Rechtslage trifft mE die Centros-Entscheidung des EuGH auf 
die Niederlassungsfreiheit der ausländischen Unternehmen (Gesellschaften) in Polen nicht 
zu. Hinsichtlich der Unternehmen der Gemeinschaft gelten einerseits die Vorschriften des 
Assoziierungsabkommens, die alle Bedingungen für die Zulassung eines solchen 
Unternehmens bzw einer solchen Gesellschaft genau festlegen und – wie bereits 
ausgeführt – mit Sicherheit nicht der Gründungstheorie folgen (siehe dazu unter IV.1.) und 
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 Allgemein zu der Anwendbarkeit der Assoziierungsabkommen vgl unter Kalss P I.10. und II.1. 
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 Vgl dazu Wrobel, Zakres podmiotowy i przedmiotowy prawa do zakładania przedsiębiorstw w świetle art 52 - 58 
Traktatu Rzymskiego. Zagadnienia podstawowe, Rejent 1994 H 10, 62 ff. 
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 Siehe dazu ausführlich unter Kalss P I.10. und II.1. 
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 Eine solche Vorschrift bildet z.B. Art 44 Abs 7 des Assoziierungsabkommens, der den Liegenschaftenerwerb durch 
Unternehmen der Gemeinschaft regelt. So auch der überwiegende Teil der polnischen Lehre: Vgl dazu Gorgoń, W 
kwestii stosowania ustawy o nabywaniu nieruchomości przez cudzoziemców, PiP 1999, H 5, 62 ff; Popowska, Wabrane 
zagadnienia ustawy o nabywaniu nieruchomości przez cudzoziemców w Polsce w świetle Układu Europejskiego 
ustanawiającego stowarzyszenie między Wspólnotami Europejskimi a Polską, RPEiS 1996, H 4, 77, Kacprzak, Zmiany, 
które trzeba dostrzec i stosować, Rzeczpospolita 1998, H 4, 27; AA jedoch nach der alten Rechtslage Lichorowicz, 
Nabywanie nieruchomości położonych na terenie Polski przez cudzoziemców z obszaru Unii Europejskiej w świetle 
układu stowarzyszeniowego, Rejent 1994 H 6, 24 ff. 
171
 Für bestimmte Wirtschaftszweige wurden längere Fristen vorgesehen (Art 44 Abs 1 Z 1). 
172
 Vgl dazu unter Kalss P I.10. und II.1. 
173
 Vgl dazu Szafranski, Przedsiębiorstwo Wspólnot jako podmiot traktowania narodowego, Glosa 1998, H 6, 13. 
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andererseits die polnische Regelung der Niederlassungsfreiheit im Gesetz über die 
Wirtschaftstätigkeit.  
 
Die unter IV.1. dargestellte Auslegung des Art 48 Assoziierungsabkommens ist 
zwar für Polen als Beitrittskandidat viel restriktiver als für die EU (die Geschäftstätigkeit 
muss tatsächlich in Polen und nicht in irgendeinem der EU- oder der Beitrittsländer 
ausgeübt werden), sie soll aber in erster Linie die Parteien des Abkommens vor 
Briefkastengesellschaften schützen174. Die Zulassung einer solchen Möglichkeit würde – 
durch das Unterliegen der Zweigniederlassung dem Gesellschaftsrecht des 
Herkunftslandes – den schlichten Rechtsexport in beide Richtungen zulassen, wobei die 
Mindeststandart der Gläubigerschutzes in der EU noch immer höher sind als in Polen. 
Dies betrifft insbesondere die Publizität von zentraler Unternehmensdaten wie die 
Rechnungslegung175, die Kapitalausstattung und die corporate governance - 
Grundsätze176.  
 
Nach dem Gesetz über die Wirtschaftstätigkeit kann spätestens ab 2001 von einer 
vollen Niederlassungsfreiheit in Polen die Rede sein. Zweigniederlassungen dürfen nach 
der Eintragung in das Register der Unternehmer eine Wirtschaftstätigkeit ausüben. Die 
einzige und gleichzeitig sehr wesentliche Beschränkung bezieht sich auf den Bereich der 
Tätigkeit des Hauptunternehmens, da eine Zweigniederlassung nicht darüber hinaus 
gehen darf. Es wurde also nicht nur die Existenz einer Hauptniederlassung, sondern auch 
die Führung einer wirtschaftlichen Tätigkeit vorausgesetzt. Formell müsste also geprüft 
werden, ob eine Hauptniederlassung überhaupt existiert und in welchem Bereich sie tätig 
ist. Sollte keine Hauptniederlassung vorhanden sein oder ihre Tätigkeit der der 
Zweigniederlassung nicht entsprechen, so wäre mE eine solche Eintragung und somit die 
Zulassung zur Tätigkeit in Polen zu versagen. In der Praxis ist eher anzunehmen, dass die 
Registrierungsbehörden sich nur auf den Gesellschaftsvertrag und den dort enthaltenen 
Unternehmensgegenstand sowie auf die Registrierungsdokumente aus dem Ausland 
konzentrieren werden. 
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 Gemäß Art 64 Abs 3 des Gesetzes über die Rechnungslegung vom 29. 9. 1994 (Dz. U. 1994 Nr 121, Pos. 591 idgF) 
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Niederlassungsfreiheit in Rumänien 
 
I. Statut (IPR und Gesellschaftsrecht) 
 
Das rumänische IPR177 statuiert, dass eine juristische Person die Zugehörigkeit des 
Staates besitzt, auf dessen Gebiet sie gemäß ihrer Gründungsurkunde ihren Geschäftssitz 
errichtet hat. Das Recht dieses Staates bestimmt den Status und somit die Rechtsfähigkeit 
dieser Person. Wenn in mehreren Staaten Sitze bestehen, so ist für die Feststellung der 
Staatszugehörigkeit der juristischen Person ihr Hauptsitz entscheidend.178 „Unter 
Hauptsitz ist der Ort zu verstehen, an dem sich der Mittelpunkt der Leitung und Verwaltung 
der satzungsmäßigen Tätigkeiten befindet, auch wenn die Entscheidungen des 
betreffenden Organs gemäß den von Aktionären oder Gesellschaften aus anderen 
Staaten übermittelten Weisungen getroffen werden“179. Das rumänische Recht übernimmt 
somit die sog Sitztheorie, wonach der tatsächliche Sitz der juristischen Person für die 
Beurteilung ihres Statutes ausschlaggebend ist. 
 
Im rumänischen Handelsrecht muss man die Niederlassungsfreiheit180 im 
Zusammenhang mit Besonderheiten des rumänischen Rechtssystems und mit den 
konkreten wirtschaftlichen und informativen Bedingungen interpretieren. 
 
Das rumänische Handelsgesellschaftsrecht181 anerkennt betreffend die Gründung 
einer Handelsgesellschaft ausschließlich fünf Gesellschaftsformen: die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, die Aktiengesellschaft, die Kommanditgesellschaft, die 
Kommanditgesellschaft auf Aktien und die offene Handelsgesellschaft182. Alle 
Handelsgesellschaften, die Personengesellschaften inklusive, haben Rechtspersönlichkeit 
und einen Firmensitz, der im Gründungsakt und im Firmenbuch eingetragen ist. Der 
Firmensitz wurde vom Gesetzgeber nicht definiert. In der Praxis verlangen die 
Firmenbuchämter einen Eigentumsnachweis oder einen für ein Jahr abgeschlossenen und 
beglaubigten Mietvertrag über ein als Büroräumlichkeiten geeignetes Objekt. Für die 
Firmenbucheintragung ist es ohne Relevanz, ob dort auch tatsächlich eine Tätigkeit 
ausgeübt wird oder ob die Büros nur als „Briefkasten“ benützt werden.  
 
Handelsgesellschaften, die nach dem rumänischen Recht gegründet und ihren Sitz 
in Rumänien haben, sind gemäß Art 1 Abs 2 HGG rumänische juristische Personen und 
dem rumänischen Recht unterworfen. Es ist ohne Relevanz, ob die Gesellschafter 
ausländische oder inländische juristische oder natürliche Personen sind, ob das 
Gründungskapital teilweise oder zur Gänze ausländisch ist oder die Gesellschaft finanziell 
oder administrativ von einer ausländischen Person abhängig ist. Der im Gründungsakt und 
im Firmenbuch eingetragene Sitz einer Handelsgesellschaft ist bei der Beurteilung ihres 
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 Das wichtigste Gesetz des IPR ist das Gesetz Nr 105 vom 22. 09. 1992 zur Regelung des internationalen 
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 Art 40 Abs 2 Gesetz Nr 105/1992. 
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 Art 40 Abs 3 Gesetz Nr 105/1992. 
180
 Siehe auch Kalss P I.3. 
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Statuts maßgebend. Man könnte daraus schließen, dass der Gesetzgeber im Bereich 
Handelsrecht die Gründungstheorie bevorzugte.  
 
Wenn man aber die praktischen Umstände näher betrachtet, scheint die Situation ein 
wenig anders zu sein. Nach fast 50 Jahren Kommunismus, in dem das Handelsrecht in 
Rumänien weitgehend an Bedeutung verloren hat183, sind die theoretischen Kenntnisse 
sowie die praktische Erfahrung der Juristen in einer Anfangsphase.  
 
Das neue rumänische postkommunistische Handelsrecht ist im Vergleich mit der 
Handelsrechtordnung der EU-Staaten weniger entwickelt. Daher sind Überlegungen zu 
einigen Problemen, die seit Jahren in der juristischen Literatur in der EU für Diskussionen 
sorgen, in Rumänien vollkommen unbekannt. Aus wirtschaftlichen Gründen184 bleiben die 
Informationen über solche Probleme in Rumänien beschränkt. Aus diesen Gründen, und 
vor allem weil eine solche Problematik im rumänischen „Wirtschaftsklima“ nicht aktuell ist, 
hat der Gesetzgeber im HGG 185 den Sitz der Handelsgesellschaften nicht definiert. In der 
Rechtslehre sind die Sitztheorie und die Gründungstheorie nicht zur Diskussion 
gekommen. Nach meiner Kenntnis gibt es auch keine OHG-Entscheidung186 zu diesem 
Thema. In der Lehre187 aber gilt als selbstverständlich, dass an dem im Firmenbuch 
eingetragenen Sitz die Gesellschaft ihre tatsächliche Verwaltung hat. Ich glaube daher, 
dass trotz des Schweigens des HGG in Anbetracht der Bestimmung des IPR und der 
wirtschaftlichen Bedingungen in Rumänien die Sitztheorie dem rumänischen 
Rechtssystem am besten entspricht. 
 
Der Sitz einer Gesellschaft hat mit der Rechtsstellung in der 
Dringlichkeitsverordnung Nr. 90 von 1998 der benachteiligten Zone188 eine neue 
Bedeutung bekommen. Die Unternehmen, die nach Einrichtung einer solchen Zone auf 
deren Gebiet ihren Sitz gegründet haben und dort ihre Tätigkeit ausüben, genießen 
bestimmte Vergünstigungen wie die Befreiung von Zollgebühren und Steuern sowie 
finanzielle Unterstützungen für die Entwicklung der Exportproduktion, für Investitionen, 
Sonderprogramme, usw. Unter diesen Umständen ist zu erwarten, dass die 
Firmenbuchämter und die Steuerbehörde zuerst und später die Gerichte sowie die 
juristische Literatur sich intensiver mit der Problematik des Gesellschaftssitzes 




1. Ausländische Gesellschaften mit Sitz in Rumänien 
 
Das rumänische Handelsrecht und das IPR bestimmen den Status einer 
Niederlassung einer ausländischen Gesellschaft anders abhängig davon, ob sie eine 
Rechtspersönlichkeit hat oder nicht.  
                                                 
183
 In den rumänischen Rechtsfakultäten wurde während der kommunistischen Diktatur statt Handelsrecht das sog 
sozialistische Wirtschaftsrecht unterrichtet, das die Eigenschaften der sozialistischen Gesellschaften und deren 
Handelsbeziehungen und Zusammenarbeit geschildert hat. Handelsrecht-Grundprinzipien wurden teilweise im Rahmen 
des Außenhandelsrechtes unterrichtet. 
184
 Mangels finanzieller Mittel verfügen die Gerichts-, Forschungsinstituts- und Fakultätsbibliotheken über sehr wenige 
und alte ausländische juristische Literatur und über noch wenigere aktuelle Zeitschriften.  
185
 Die 287 Artikel des Gesetzes 31/90 (siehe FN 181) sind unzureichend, um die gesamte Handelsgesellschafts-
Grundproblematik ausreichend zu regeln. 
186
 Auch in diesem Bereich gibt es einen großen Informationsmangel. 
187
 Cărpenaru, Drept comercial român (Rumänisches Handelsrecht) (1998) 128. 
188
 Die obengenannte Verordnung hat eine Reihe von Maßnahmen zur Förderung der Regionen, die industriell 
unterentwickelt sind, eine hohe Arbeitslosenrate aufweisen oder eine unzureichende Infrastruktur besitzen. 
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Eine Tochtergesellschaft, die ihren Sitz in Rumänien hat, ist eine nach der 
rumänischen Rechtsordnung gegründete Handelsgesellschaft. Sie hat rumänische 
Rechtspersönlichkeit mit allen Rechten und Pflichten, die damit verbunden sind, auch 
wenn sie 100% ausländisches Kapital hat. Gemäß Art 41 Abs 3 des Gesetzes 105/1992 
unterliegt „der Status einer Tochtergesellschaft dem Recht des Staates, auf dessen Gebiet 
sie ihren eigenen Sitz begründet hat, unabhängig von dem auf die juristische Person, die 
die Tochtergesellschaft gegründet hat, anzuwendenden Recht.“ 
 
Zweigniederlassungen, Repräsentanzen, Büros und ähnliche Niederlassungen189 
einer ausländischen Gesellschaft haben keine Rechtspersönlichkeit. Gemäß Art 41 Abs 2 
des Gesetzes 105/1992 unterliegt „der Status einer von der juristischen Person in einem 
anderen Land gegründeten Zweigniederlassung dem Heimatrecht der juristischen 
Person.“ Zweigniederlassungen müssen ins Firmenregister eingetragen werden. Für die 
Eintragung einer Zweigniederlassung ins Firmenbuch ist eine Genehmigung des Industrie- 
und Handelsministeriums erforderlich. Zweigniederlassungen sind besonderen 
Steuerbestimmungen unterworfen. 
 
Um die Frage der Anerkennung des Status einer ausländischen juristischen Person, 
dh die Frage, welcher Status einer nach ausländischem Recht bestehenden juristischen 
Person, die ihren Sitz im Ausland hat, in Rumänien zuerkannt wird, zu beantworten, 
verweist das rumänische IPR auf das ausländische Sachenrecht (Sachnormverweisung). 
Gesetz Nr. 105/1992 zur Regelung des internationalen Privatrechts bestimmt in Art 41 Abs 
1, dass „der Status einer juristischen Person ihrem Heimatrecht unterliegt, das gemäß Art 
40 Abs 1 festgestellt wird.“ Gemäß Art 40 Abs 1 besitzt „die juristische Person die 
Zugehörigkeit des Staates, auf dessen Gebiet sie gemäß ihrer Gründungsurkunde ihren 
Geschäftssitz errichtet hat.“ Der Geschäftssitz wird in Art 40 Abs 3 leg cit als Mittelpunkt 
der Leitung und Verwaltung der satzungsmäßigen Tätigkeiten definiert. 
 
Nach dem rumänischen Handelsrecht gibt es also keine ausländischen 
Gesellschaften mit Sitz in Rumänien. Es gibt entweder rumänische Gesellschaften mit Sitz 
in dem Land oder ausländische Gesellschaften mit Sitz im Ausland. Ausländische 
Gesellschaften können in Rumänien Zweigniederlassungen haben. Lässt eine fremde 
Rechtsordnung zu, dass die Gesellschaft ihren Sitz nicht in dem Gründungsstaat hat, und 
gründet die Gesellschaft ihren Verwaltungssitz in Rumänien ohne Rechtspersönlichkeit, so 
besteht in diesem Punkt ein Widerspruch. Nach dem Handelsrecht handelt es sich um 




Im rumänischen HGG gibt es keinerlei Bestimmungen betreffend den Doppelsitz, 
weder über die Möglichkeit eines zweiten Sitzes, noch dass eine Gesellschaft nur über 
einen einzigen Sitz verfügen kann. 
 
Im rumänischen IPR wird das Problem mehrer Sitze in Art 40 Abs 2 angesprochen: 
„Bestehen Sitze in mehreren Staaten, so ist für die Feststellung der Staatszugehörigkeit 
der juristischen Person ihr Hauptsitz entscheidend.“ Das IPR anerkennt damit, dass eine 
ausländische Gesellschaft mehrere Sitze haben kann. 
 
                                                 
189
 Das Gesetz macht keine Unterschiede in der Behandlung von Zweigniederlassungen, Repräsentanzen, Büros und 
sonstigen Niederlassungen ohne Rechtspersönlichkeit. 
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III. Assoziierungsabkommen190 
1. Abschluss und Inkrafttreten 
 
Am 6. April 1993 wurde in Brüssel das Assoziierungsabkommen zwischen 
Rumänien und der Europäischen Gemeinschaft unterzeichnet. Es ist am 1. Februar 1995 
in Kraft getreten. Das Abkommen wurde als Gesetz Nr. 20/1993191 verkündet. 
 
2. Phasen, Aufbau, Organe 
 
Der wesentliche Inhalt und der Aufbau des Assoziierungsabkommens mit 
Rumänien unterscheidet sich nicht wesentlich von den Abkommen mit Polen, Tschechien, 
der Slowakei und Ungarn und besteht aus einer Präambel und neun Titeln, die in Artikel 
gegliedert sind.  
 
Die Übergangszeit, in der die Umsetzung dieser Bestimmung erfolgen sollte, 
umfasst gemäß Art 7 Abs 1 des Abkommens einen Zeitraum von maximal zehn Jahren, 
der sich in zwei aufeinanderfolgende Stufen von grundsätzlich jeweils fünf Jahren gliedert. 
Die erste Stufe beginnt mit dem Inkrafttreten des Abkommens. 
 
Das zentrale Organ der Assoziierung ist der Assoziierungsrat. Er besteht aus 
Mitgliedern, die einerseits durch den Rat und die Kommission der Europäischen Union und 
anderseits durch die rumänische Regierung ernannt werden. Der Rat überwacht die 
Durchführung des Assoziierungsabkommens. Die Sitzungen des Assoziierungsrates 
finden mindestens einmal pro Jahr auf Ministerebene statt. Dabei werden alle 
wesentlichen Probleme der Umsetzung des Assoziierungsabkommens beraten. 
 
IV. Niederlassungsfreiheit 
1. Das Assoziierungsabkommen und zusätzliche darauf aufbauende Rechtsakte 
 
In Art 45 Abs 2 des Abkommens verpflichtete sich Rumänien, ab dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens für die Niederlassung von Gesellschaften und EU-Staatsbürgern und 
für Geschäftstätigkeit der auf seinem Gebiet niedergelassenen Gesellschaften und EU-
Staatsbürgern eine „nicht weniger günstige Behandlung als für rumänische Staatsbürger 
und Gesellschaften“ zu gewähren. Davon ausgenommen sind die im Anhang Nr. XVIII 
aufgezählten Tätigkeiten. Für diese Tätigkeiten – ausgenommen Banktätigkeiten, die unter 
die Bestimmung des Gesetzes Nr. 33/1997 fallen – soll die Gleichbehandlung nach Ablauf 
der in Art 7 bestimmten Übergangsperiode (maximal 10 Jahren) erfolgen. Für die 
Banktätigkeiten wird die Gleichbehandlung bis zum Ende des fünften Jahren nach dem 
Inkrafttreten des Abkommens gewährt. Weiters verpflichtet sich Rumänien in Art 4, keine 
diskriminierenden neuen Vorschriften oder Maßnahmen für die EU-Bürger oder -
Gesellschaften zu verabschieden. 
 
Art 45 Abs 5 des Abkommens definiert die Niederlassungsfreiheit. Demnach haben 
natürliche Personen das Recht auf Aufnahme und Ausübung selbständiger 
Wirtschaftstätigkeiten sowie auf Gründung und Leitung von Unternehmen auf dem Gebiet 
Rumäniens. EU-Gesellschaften haben das Recht, in Rumänien Handelstätigkeiten 
auszuüben, indem sie Gesellschaften bzw Zweigniederlassungen gründen oder 
                                                 
190
 Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Rumänien anderseits. Siehe auch Kalss P II. 
191
 Das Assoziierungsabkommen wurde am 15. und 25. Februar im rumänischen Parlament diskutiert und ratifiziert und 
als Gesetz Nr 20 am 16. März 1993 in der Abgeordnetenkammer und am 25. März 1993 im Senat verabschiedet.  
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Repräsentanzen eröffnen. Sollte die Niederlassungsfreiheit in diesem Sinne nach dem 
rumänischen Recht zum Zeitpunkt des Inkrafttreten des Abkommens nicht möglich sein, 
so verpflichtet sich Rumänien, sie innerhalb von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten des 
Abkommens zu gewähren. 
 
Die Niederlassung ausländischer Personen in Rumänien wurde gleich nach der 
Revolution neu geregelt, sodass zum Zeitpunkt des Unterzeichnens des 
Assoziierungsabkommens die Grundlage für die Niederlassungsfreiheit vorhanden war. 
Das Assoziierungsabkommen wurde durch eine Reihe von Gesetzen zur Förderung von 
ausländischen Investitionen umgesetzt.  
 
Das erste Gesetz über ausländische Investitionen nach der Wende war das Dekret-
Gesetz Nr 96/1990192 über die Förderung ausländischer Investitionen. Mit diesem Gesetz 
wurde die Regelung des Dekrets Nr. 424/1987 über die gemischten Gesellschaften in der 
Sozialistischen Republik Rumänien aufgehoben und somit die bis dahin bestehenden 
Beschränkungen ausländischer Investitionen auf 49% des Gesellschaftskapitals beseitigt.  
 
Das Dekret-Gesetz Nr. 96/1990 wurde schon im Jahre 1991 mit dem Gesetz Nr. 
35/1991193 über Rahmenbedingungen ausländischer Investitionen ersetzt. Das neue 
Gesetz legt - den erläuternden Bemerkungen zufolge – Regelungen über Garantien und 
Vergünstigungen für ausländische Unternehmen fest, um ”....Investitionen aus dem 
Ausland heranzuziehen....”. Es gewährleistet unter anderem den Schutz vor 
Enteignungen, die – nach neuer Rechtslage – nur im öffentlichen Interesse und unter 
Beachtung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens sowie gegen eine dem Wert der 
betroffenen Kapitalanlage entsprechende prompte, angemessene und effektive 
Entschädigung durchgeführt werden dürfen. Gegen die Enteignung können Rechtsmittel 
vor Gericht ergriffen werden. Eine Schwachstelle dieses Gesetzes war, dass – je nach 
Tätigkeitsgebiet – nur 8 bis 15% des Jahresgewinnanteils in konvertibler Währung ins 
Ausland transferiert werden konnten; dies wurde im Zuge der Novellierung des Gesetzes 
im Jahre 1994194 beseitigt: Nunmehr können erzielte Gewinne in unbegrenzter Höhe ins 
Ausland transferiert werden. 
 
Eine weitere wichtige Novellierung195 dieses Gesetzes erfolgte durch die 
Dringlichkeitsverordnung OdU Nr. 92/1997196 zur Förderung von Direktinvestitionen. Diese 
Verordnung normiert die Gleichstellung inländischer und ausländischer Investoren und 
bringt somit zusätzliche Garantien und Begünstigungen197 für nicht in Rumänien ansässige 
Personen mit sich. Die Investoren (sowohl inländische als auch ausländische) haben 
grundsätzlich die Möglichkeit, in allen Bereichen und in jeder gesetzlich zulässigen Form 
                                                 
192
 Decretul-Lege nr. 96 din 20 martie 1990 privind măsuri de încurajarea investiţiilor de capital străin în România, M. 
Of. nr. 37 din 20 martie 1990 (Dekret-Gesetz über die Förderung ausländischer Investitionen in Rumänien, BGBl Nr 37 
vom 20. März 1990). 
193
 Legea nr. 35 din 3 martie 1991 privind regimul investiţiilor străine, M. Of. nr. 73 din 10 aprilie 1991 (Das Gesetz Nr 
35 vom 3. März 1991 über Rahmenbedingungen ausländischer Investitionen, BGBl Nr 73 vom 10. April 1991). 
194
 Legea nr. 71 din 16 iulie 1994 pentru acordarea unor facilităţi suplimentare faţă de Legea nr. 35/1991, M. Of. Nr 189 
din 22 iulie 1994 (Gesetz Nr 71 vom 16. Juli 1994 über die Gewährleistung neuer Begünstigungen als jene des Gesetzes 
Nr 35/1991, BGBl Nr 189 vom 22 Juli 1994). 
195
 Inzwischen gab es die Dringlichkeitsverordnung Nr 31 von 16. Juni 1997 über den rechtlichen Rahmen 
ausländischer Kapitalanlagen in Rumänien BGBl Nr 125 vom 19. Juni 1997, die mit der Verabschiedung der 
Dringlichkeitsverordnung Nr 92/1997 bis auf die Bestimmung über die Portofolioinvestitionen aufgehoben wurde. Sie 
war nur 6 Monate in Kraft. 
196
 Ordonanţa de urgenţă nr. 92 din 30 decembrie 1997 privind stimularea investiţiilor directe, M.Of. 386 din 30 
decembrie 1997 (Dringlichkeitsverordnung Nr 92 vom 30. Dezember 1997 zur Förderung von Direktinvestitionen, 
BGBl 386 vom 30. Dezember 1997). 
197
 Art 9 bis 11 OdU 92/1997. 
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Investitionen vorzunehmen, und die Verwaltungsbehörden sind verpflichtet, schnell und 
unbürokratisch Unterstützung zu gewähren. Der Schutz des Eigentums und der 
uneingeschränkte Transfer von Valutabeträgen ins Ausland wird gewährleistet. Sowohl 
degressive Abschreibungen als auch Verlustvorträge bis zu 5 Jahren sind möglich. 
 
2. Gründung einer Handelsgesellschaft bzw Tochtergesellschaft  
 
Die Gründung einer Handelsgesellschaft sowie einer Tochtergesellschaft erfolgt 
nach dem gleichen Verfahren für ausländische und für rumänische Gründer. Eine in 
Rumänien gegründete Tochtergesellschaft ist rumänische juristische Person unabhängig 
davon, ob sie eine rumänische oder eine ausländische Mutter hat. 
 
Die Gründung einer Handelsgesellschaft oder Tochtergesellschaft erfordert einen 
Gesellschaftsvertrag und eine Satzung198. Beide müssen notariell beglaubigt werden (Art 5 
Abs 5 HGG). Die Beglaubigung kann sich entweder auf den Gesellschaftsvertrag und die 
Satzung jeweils einzeln beziehen oder beide Akte einheitlich umfassen. In dem letzten 
Fall, sowie dann, wenn beide Akte in einem verfasst werden199, verwendet das Gesetz den 
Begriff Gründungsakt (Art 5 Abs 3 HGG). 
 
Der Gründungsakt muss folgende Angaben enthalten (Art 7 und 8 HGG): 
 
- die Gesellschafter (Namen oder Bezeichnung, Wohnsitz oder Sitz, 
Staatsbürgerschaft oder Nationalität); 
- Form, Bezeichnung, Sitz und eventuell Logo der Gesellschaft; 
- Gegenstand der Gesellschaft; 
- das gezeichnete und das eingezahlte Gesellschaftskapital unter Angabe der Art 
und des Wertes der Einlagen sowie dessen Bewertungsweise, die Anzahl und den 
Wert der Geschäftsanteile/Aktien und deren Aufteilung zwischen den 
Gesellschaftern/Aktionären; 
- Angabe über die mit der Verwaltung und der Vertretung beauftragten Gesellschafter 
oder anderen natürlichen oder juristischen Personen und die Grenze ihrer 
Vollmacht; 
- den Anteil jedes Gesellschafters am Gewinn und am Verlust; 
- die Nebensitze – Niederlassungen, Büros, Repräsentanzen und Ähnliches –, wenn 
sie gleichzeitig mit der Gesellschaft gegründet werden; 
- die Dauer der Gesellschaft; 
- die Art und Weise ihrer Auflösung und Liquidation. 
 
Der Gründungsakt enthält üblicherweise auch Bestimmungen über: 
 
- Rechte und Pflichten der Gesellschafter; 
- Übertragung von Geschäftsanteilen; 
- Ausscheiden eines Gesellschafters; 
- Erhöhung und Herabsetzung des Gesellschaftskapitals; 
- das anwendbare Recht zwischen den Gesellschaftern; 
- Gerichtsklausel usw. 
 
                                                 
198
 Die Satzung ist die Geschäftsordnung der Gesellschaft. Ihre wichtigsten Bestandteile sind die Festlegung des 
Unternehmensgegenstandes und die Regelung der Befugnisse der Verwaltungs- und Vertretungsorgane. Der 
Gesellschaftsvertrag und die Satzung können bei Einmanngesellschaften, die keine zusätzlichen Gesellschafter 
aufzunehmen beabsichtigen, und in Ausnahmefällen auch bei Mehrpersonen-GmbHs in einem Akt verfasst werden. 
199
 Vgl die vorherige FN. 
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Gründungsschritte: 
 Ausstellung des sog Reservierungsnachweises. Der Reservierungsnachweis wird auf 
Antrag von der Handelsregisterbehörde der entsprechenden regionalen Handels- und 
Industriekammer ausgestellt und reserviert den gewählten (Firmen-)Namen und das 
gewählte sog Emblem (Logo) der zukünftigen Gesellschaft für einen Zeitraum von drei 
Monaten.  
 Beglaubigung des Gesellschaftsvertrages – je nach Gesellschaftsform – und/oder der 
Satzung in rumänischer Sprache. Eine zweisprachige Fassung ist möglich. 
Erforderliche Unterlagen:  
 für natürliche Personen: Personalausweis/Reisepass; 
 für juristische Personen: Firmenbuchauszug, Befugnisnachweis, beide ins 
Rumänische 
 übersetzt; 
 für den Firmensitz (oft erforderlich): der Eigentumsnachweis (wenn der Eigentümer 
einer der Gesellschafter ist) oder beglaubigter Mietvertrag; 
 
 Eröffnung eines Bankkontos bei einer Bank in Rumänien im Namen der Gesellschaft 
und Einzahlung des Kapitals, wie es im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung 
vorgesehen ist. 
 
 Das Eintragungsverfahren ins Firmenregister erfolgt bei der Handelsregisterbehörde 
der jeweiligen regionalen Handels- und Industriekammer. Der diesbezügliche Antrag 
soll innerhalb von 15 Tagen nach der Beglaubigung des Gründungsakts erfolgen. 
Erforderliche Unterlagen:  
 der Gründungsakt mit allen seinen Unterlagen; 
 die Bestätigung der Einzahlung des Gesellschaftskapitals unter den im 
Gründungsakt 
 vorgesehenen Bedingungen; 
 Eigentumsnachweis für Sacheinlagen (Grundbuch- oder Personalregisterauszug mit 
der 
 „Lastenseite“) und Bestätigung vom Finanzamt über Einzahlung der 
Liegenschaftssteuer für Immobilien; 
 für juristische Personen: die letzte Bilanz und die Bonitätsauskunft der Hausbank; 
 alle Nachweise über die bisherige Tätigkeit der Gesellschaft; 
 die formelle Erklärung der Gründer, Verwalter (Geschäftsführer) und des Zensors200, 
dass die gesetzlichen Bestimmungen des HGG erfüllt sind.  
 
Andere allfällig erforderliche Beilagen zum Eintragungsantrag werden innerhalb von 
5 Tagen nach der Registrierung des Antrags von Amts wegen angefordert. Andere 
Behörden sind dann verpflichtet, die für das Registrierungsverfahren notwendigen 
Bestätigungen innerhalb von 15 Tagen zu erstellen.  
 
Wenn in eine AG Sachanlagen eingebracht werden, muss der Aufsichtsrichter201 
innerhalb der oben genannten 5-tägigen Frist ein sachverständiges Gutachten auf Kosten 
der Gesellschaft bestellen, um den Wert der Sachanlagen festzustellen. 
 
                                                 
200
 Der Zensor entspricht in diesem Fall in etwa dem Gründungsprüfer in Österreich. Er wird von dem Aufsichtsrat 
bestellt. In weiteren Fällen wirkt er wie ein Abschlussprüfer. 
201
 Das ist der Richter, der für alle Angelegenheiten des Firmenregisters zuständig ist. 
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Wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für die Gründung einer Gesellschaft erfüllt 
sind, muss der Aufsichtsrichter innerhalb von 5 Tagen die Eintragung ins Firmenbuch 
genehmigen. Nach dem der Eintragungsbeschluss rechtskräftig geworden ist, muss die 
Eintragung innerhalb von 24 Stunden vorgenommen werden. Mit der Eintragung ins 
Firmenregister bekommt die neue Gesellschaft Rechtspersönlichkeit.  
 Eintragung ins Steuerregister beim Finanzamt. 
 Die Publizität im Bundesgesetzblatt wird von der Handelsregisterbehörde auf Kosten 
der Gesellschaft veranlasst. Das ist der letzte Schritt im Gründungsverfahren einer 
Gesellschaft. 
 
3. Repräsentanzen und Zweigniederlassungen – Unternehmensvertretungen ohne 
Rechtspersönlichkeit202 
 
Das Dekret-Gesetz Nr. 122/1990203 und Art 44 OdU Nr. 32/1997204 regeln die 
Gründung und Tätigkeiten von Vertretungen ausländischer Kaufleute und sonstiger 
Rechtssubjekte in Rumänien. Diese haben die Möglichkeit, eine eigene Vertretung zu 
errichten. Hierzu ist bei Banken205 eine Genehmigung der Nationalbank Rumäniens 
erforderlich. Vertretungen müssen in das Firmenbuch und bei der zuständigen 
Finanzbehörde eingetragen werden. Die Eintragung im Firmenbuch erfolgt bei der 
Handelsregisterbehörde der jeweiligen regionalen Handels- und Industriekammer. 
 
Die Vertretungen sind den Regelungen des Handelsgesellschaftsrechts 
unterworfen, haben aber keine eigene Rechtspersönlichkeit. Sie dürfen nur von einem 
Bevollmächtigten des Gründers geleitet werden; Verträge dürfen nur in seinem Namen 
abgeschlossen werden. Ist der vertretene Kaufmann eine Bank, so darf die Vertretung nur 
Informationen verteilen, Verbindungen herstellen und repräsentative Tätigkeiten entfalten; 
die Ausübung der in Art 8 Gesetz Nr. 58/1998 festgelegten Banktätigkeiten sind solchen 
bloßen Vertretungen untersagt206. Die Besteuerung einer Vertretung wurde mit einer 
Regierungsverordnung aus dem Jahr 1998207 festgelegt. 
 
Die Vorschriften bezüglich der Firmenbucheintragung von Handelsgesellschaften 
(einschließlich der Tochtergesellschaften) und der Unternehmensvertretungen ohne 
Rechtspersönlichkeit befinden sich im Gesetz Nr. 26/1990 über das Firmenregister208. 
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 S unter II.1. und FN 189. 
203
 Decretul-Lege nr. 122 din 2 aprilie 1990 pentru autorizarea şi funcţionarea în Romania a reprezentanţelor comerciale 
şi organizaţiilor economice străine M.Of. 54 din 25 aprilie 1990 modificat prin Ordonanţa Guvernului nr. 24 din 5 
august 1996, M. Of. 175 din 5 august 1996 (Dekret-Gesetz Nr 122 vom 2. April 1990 über die Zulassung und Tätigkeit 
ausländischer Handels- und Organisationsvertretungen in Rumänien, BGBl Nr 54 vom 25. April 1990, geändert durch 
Regierungsanordnung Nr 24/1996, M. Of. 175 vom 5. August 1996). 
204
 Siehe FN 18. 
205
 Art 4 Gesetz Nr 58/1998 über die Banktätigkeit, M. Of. Nr 121 vom 23. März 1998. 
206
 Art 6, Art 9 und Art 10 Gesetz Nr 58 von 1998 über die Banktätigkeit. 
207
 Ordonanţa nr. 37 din 30 iannuarie 1998 pentru modificarea şi complectarea Ordonanţei Guvernului nr. 47/1997 
privind impunerea unor venituri realizate în Romania de persoanele fizice şi juridice nerezidente, M. Of. nr. 43 din 30 
ianuarie 1998 (Verordnung Nr 37 vom 30. Januar 1998 über die Änderung und Vervollständigung der 
Regierungsverordnung Nr 47/1997 über Gewinnbesteuerung von nichtanssäsigen natürlichen und juristischen Personen, 
BGBl Nr 43 vom 30. Januar 1998). 
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 Legea nr. 26/1990 republicata in M.Of nr. 15 din 19 ianuarie 1998, cu o noua numerotare a articolelor (Gesetz Nr 




Die Entscheidung des EuGH „Centros“ hat in Rumänien kein Echo gehabt. Auch 
wenn sich das rumänisches Recht zur Sitztheorie bekennt, ist das praktisch für einen 
ausländischen Unternehmer von geringer Bedeutung. Für die Gründung einer Gesellschaft 
in Rumänien ist für EU-Verhältnisse wenig Stammkapital (2.000.000 Lei für eine GmbH; im 
März 2000 1 ATS = 1300 Lei) erforderlich. Das Gründungsverfahren dauert 2 bis 3 
Wochen. Die rumänischen Gesellschaften sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
bevorzugt. Es ist also für EU-Unternehmer, die in Rumänien tätig werden wollen, zu 










Niederlassungsfreiheit in der Slowakischen Republik 
 
I. Statut (IPR und Gesellschaftsrecht) 
1. IPR – Anknüpfung 
 
Das slowakische Gesetz Nr 97/1963 Zb. idgF Nr 48/1996 Zz. über das 
internationale Privat- und Prozessrecht (sIPRG) regelt in seinem § 3 Abs 1 allgemein, 
dass sich die Rechtsfähigkeit einer Person nach der Rechtsordnung jenes Staates 
beurteilt, der diese Person angehört. Diese „staatliche Zugehörigkeit“ betrifft juristische 
und natürliche Personen gleichermaßen und ist idR auch für die Festlegung des 
Personalstatuts entscheidend. Die Frage, wie die staatliche Zugehörigkeit und das 
Personalstatut einer juristischen Person konkret zu ermitteln sind, lässt das sIPRG jedoch 
offen. Ihre Beantwortung fällt vielmehr in den Regelungsbereich des slowakischen 
Handelsgesetzbuches (sHGB209).210 
 
2. Gesellschaftsrechtliche Anknüpfung 
 
Die Festlegung der „staatlichen Zugehörigkeit“ einer juristischen Person normiert in  
§ 21 Abs 2 sHGB211: „Eine ausländische Person ist eine natürliche Personen mit 
Wohnsitzz oder eine juristische Personen mit Sitz außerhalb des Territoriums der SR. Eine 
slowakische juristische Person ist eine juristische Person mit Sitz im Territorium der SR.“ 
Die Nationalität der juristischen Person ist unmittelbar bedeutsam für die Ermittlung der 
örtlichen Zuständigkeit der Gerichte und der Organe der öffentlichen Verwaltung.212 
 
Der Sitz einer juristischen Person ist gem. § 2 Abs 3 sHGB jene Adresse, die als 
Sitz im Handels- oder Gewerberegister oder in einer anderen Evidenz eingetragen ist.213 
Der Sitz muss genau bezeichnet werden, die Adresse ist vollständigen anzuführen;214 die 
Angabe einer P.O. Box reicht nach slowakischem Recht nicht aus.215 Nach hL und Rsp ist 
es nicht erforderlich, dass der Sitz mit dem Ort, wo die Gesellschaft tatsächlich verwaltet 
und geführt wird, identisch ist. Aus diesem formellen Sitzverständnis folgt, dass der 
Satzungssitz (statutarischer Sitz) fiktiv sein darf, es sich also uU bloß um eine sog 
„Briefkastenfirma“ handeln kann.216 
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 Gesetz Nr 513/1991 Zb. Handelsgesetzbuch idgF des Gesetzes Nr 263/1999 Z.z. 
210
 Kučera, Mezinárodní právo soukromé3 (Internationales Privatrecht3) (1994) 247. 
211
 Das sHGB beinhaltet in seinem ersten Abschnitt in den §§ 21 bis 26 Bestimmungen über die Unternehmenstätigkeit 
ausländischer Personen. 
212
 Kučera, Mezinárodní právo soukromé3 247; Kubíček/Mamojka a kolektív, Obchodné spoločnosti 
(Handelsgesellschaften) (1999) 14; Suchoža a kolektív, Obchodný Zákonník a súvisiace predpisy – Komentár 
(Handelsgesetzbuch und zusammenhängende Vorschriften - Kommentar) (1997) § 2, 28. 
213
 Die slowakische Lehre kritisiert in diesem Zusammenhang, dass, im Gegensatz zur älteren Rechtslage, nunmehr 
bereits jede Adressänderung innerhalb desselben Ortes auch eine Sitzänderung bewirkt; vgl Hanes, Spoločnosť s 
ručením obmedzeným2 (Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung2) (1995) 51. 
214
 Unter Anführung der Straße, Hausnummer und Postleitzahl entsprechend der Postordnung; vgl Kubíček/Mamojka a 
kol, Obchodné spoločnosti 14. 
215
 Patakyová a kolektív autorov, Spoločnosť s ručením obmedzeným a jej konateľ (Die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung und ihr Geschäftsführer) (1998) Abschn 3.3.2., S 4; Fekete, Spoločnosť s ručením obmedzeným – právne a 
daňové aspekty (Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung – rechtliche und steuerliche Aspekte) (1998) 29. Vgl zum 
tschechischen Recht Eliáš, Společnost s ručením omezeným (Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung) (1997) 29. 
216
 Krit Hanes, Spoločnosť s ručením obmedzeným2 50 f. 
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Der Sitz einer Gesellschaft ist eines der wesentlichen Identifikationsmerkmale einer 
juristischen Person und damit obligatorischer Bestandteil sämtlicher Gründungsdokumente 
(vgl. §§ 155, 110 sHGB). Darüber hinaus ist er im Antrag auf Eintragung der Gesellschaft 
in das Handelsregister zwingend anzuführen (§ 28 Abs 1 lit a sHGB). 
 
Das Personalstatut einer juristischen Person regelt § 22 sHGB, wonach eine 
„andere als eine natürliche ausländische Person“217 jene Rechtsfähigkeit, die sie nach der 
Rechtsordnung ihres Gründungsstaates hat, auch im Geltungsbereich der slowakischen 
Rechtsordnung besitzt. Damit ist entschieden, dass die slowakische Rechtsordnung die 
vom Gründungsstaat verliehene Rechtsfähigkeit anerkennt, womit jedenfalls die Gründung 
und der Untergang der juristischen Person verbunden sind. Ebenfalls nach der 
Rechtsordnung der Gründung richten sich ihre internen Rechtsverhältnisse und die 
Haftung der Mitglieder oder Gesellschafter für ihre Verbindlichkeiten. Im Ergebnis ist 
festzuhalten, dass in der SR die Ermittlung des Personalstatuts einer juristischen Person 
mit oder ohne Rechtspersönlichkeit der Gründungstheorie folgt.218 
 
II. Besonderheiten 
1. Grenzüberschreitende identitätswahrende Sitzverlegung, Verschmelzung 
1.1 Sitzverlegung einer ausländischen juristischen Person in die SR 
 
§ 26 Abs 1 sHGB ermöglicht die Sitzverlegung einer nach ausländischem Recht zu 
Unternehmenszwecken gegründeten juristischen Person mit Sitz im Ausland in die SR. 
Diese grenzüberschreitende Sitzverlegung ist identitätswahrend, weshalb eine 
Neugründung nicht erforderlich ist.219 Das sHGB normiert einschränkend, dass die 
Sitzverlegung sowohl nach der Rechtsordnung des Sitzstaates, als auch, sofern die 
juristische Person nach der Rechtsordnung eines anderen Staates gegründet wurde, nach 
jener des Gründungsstaates zulässig sein muss. Weiterer, darüber hinaus gehender 
Voraussetzungen bedarf es jedoch nicht.  
 
Bei der hier erörterten Sitzverlegung geht es um die Verlegung des tatsächlichen 
Sitzes auf slowakisches Territorium, also jenem Ort, wo die juristische Person ihre 
Tätigkeit entfaltet und wo ihre Führungsorgane sitzen.220 Die nunmehr „neue“ inländische 
juristische Person muss, neben der Tatsache der Sitzverlegung, in das slowakische 
Handelsregister eingetragen werden, wodurch sie inländische Rechtspersönlichkeit 
erwirbt.221 Mit dem Tag der Eintragung in das Handelsregister ist die Sitzverlegung 
wirksam (§ 26 Abs 2 sHGB).222 Das Personalstatut und damit die internen 
Rechtsverhältnisse der „neuen“ juristischen Person richten sich auch nach der 
Sitzverlegung nach der Rechtsordnung des seinerzeitigen Gründungsstaates, wie auch 
die Haftung ihrer Gesellschafter oder Mitglieder Dritten gegenüber. Die 
Haftungsregelungen dürfen jedoch keine geringeren Standards aufweisen, als die 
entsprechenden Regelungen des slowakischen Rechts für diese oder eine vergleichbare 
Form der juristischen Person vorsehen (§ 26 Abs 3 sHGB).  
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 Die Formulierung “andere als natürliche ausländische Personen” umfasst sowohl juristische Personen mit als auch 
solche ohne Rechtspersönlichkeit wie die öOHG und KG; vgl Moravčík/Ovečková a kolektív, Obchodný Zákonník – 
Komentár (Handelsgesetzbuch – Kommentar) § 22, 57. 
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 Suchoža a kol, Obchodný Zákonník - komentár § 26, 64. 
220
 Suchoža a kol, Obchodný Zákonník - komentár § 26, 63. 
221
 Damit gilt diese Gesellschaft auch als Deviseninländer iSd slowakischen Devisengesetzes. 
222
 Die für die Eintragung in das slowakische Handelsregister gesetzlich vorgesehenen Voraussetzungen müssen erfüllt 
sein: So muss gem § 30 Abs 1 sHGB spätestens bis zum Tage der Eintragung das Vorliegen einer gewerblichen 
Berechtigung oder einer anderen Berechtigung für den Gegenstand der Unternehmenstätigkeit nachgewiesen werden.  
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An dieser Stelle muss freilich betont werden, dass die Sitzverlegung einer 
ausländischen Gesellschaft in die SR theoretisch zwar durchaus möglich ist, praktisch 
aber vor allem deshalb kaum relevant ist, da die meisten Rechtsordnungen derzeit eine 
identitätswahrende Sitzverlegung in das Ausland noch nicht gestatten, doch mehren sich 
auch in Österreich Stimmen dahingehend, eine identitätswahrende Sitzverlegung 
jedenfalls dann zuzulassen, wenn nur der tatsächliche Sitz der Hauptverwaltung verlegt 
wird.223 
 
Der umgekehrte Fall, nämlich die Verlegung des Sitzes einer slowakischen 
Gesellschaft in das Ausland, ist nach slowakischem Recht nicht möglich. 
 
1.2 Grenzüberschreitende Verschmelzung 
 
§ 69 Abs 1 sHGB behandelt im Abschnitt über die Auflösung einer Gesellschaft 
ohne Liquidation die Fälle der Vereinigung („zlúčenie“) sowie der Verschmelzung 
(„splynutie“) einer Gesellschaft mit einer anderen Gesellschaft. Während bei der 
Vereinigung das Vermögen der untergegangenen Gesellschaft auf jene Gesellschaft 
übergeht, mit der sie vereint wurde, geht bei der Verschmelzung das Vermögen der 
untergegangenen Gesellschaft auf die im Wege der Verschmelzung neugegründete 
Gesellschaft über (§ 69 Abs 3 sHGB). ISd österreichischen gesellschaftsrechtlichen 
Terminologie handelt es sich im ersten Fall um eine Verschmelzung zur Aufnahme, im 
zweiten Fall um eine Verschmelzung zur Neugründung. Die Vermögensübertragung findet 
in den genannten Fällen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge statt.224  
 
Die Frage der Zulässigkeit grenzüberschreitender Verschmelzungen sowie die 
Ermittlung des hierbei anzuwendenden Rechts sind − soweit ersichtlich − im slowakischen 
Gesellschaftsrecht sowohl in der Lehre als auch in der Rsp bislang nicht erörtert worden. 
 
2. Ausländische Gesellschaft mit Sitz in der SR 
2.1 Slowakische Gesellschaften mit ausländischer Vermögensbeteiligung 
 
Ausländische juristische Personen sind alle jene Gesellschaften, deren Sitz sich 
außerhalb des Territoriums der SR befindet. Ausländische juristische Personen können 
sich an der Gründung oder an einer bereits bestehenden slowakischen juristischen Person 
beteiligen, wobei eine Beteiligung bis zu 100% möglich ist. Einpersonengesellschaften mit 
ausländischem Gründer sind ebenfalls zulässig, sofern das Gesetz derartiges zulässt (§ 
24 Abs 1 sHGB).225,226 Diese „Töchter“ ausländischer Gesellschaften sind aufgrund ihres 
Satzungssitzes in der SR inländische, also slowakische Gesellschaften.  
 
2.2 Gründung einer slowakischen Gesellschaft nach ausländischem Recht 
 
In Einklang mit dem überaus liberalen Verständnis des sHGB in Bezug auf die 
Beibehaltung ausländischen Rechts im Falle der Sitzverlegung einer ausländischen 
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 Vgl Koppensteiner, GmbH-Gesetz Kommentar
2
 § 4 Rz 4 mwN. 
224
 Liebscher/Svorcik, Die Kapitalgesellschaften nach tschechischem und slowakischem Recht (1993) 60 f. 
225
 Gem § 57 Abs 3 sHGB ist hier ausnahmsweise die Gründungsurkunde in Form einer notariellen Niederschrift zu 
errichten.  
226
 Im Falle der Gründung durch eine ausländische juristische Person ist dem Registergericht entweder das Original oder 
eine beglaubigte Kopie des Firmenbuchauszuges der ausländischen Gesellschaft vorzulegen. Dieser ist amtlich 
beglaubigt und in slowakischer Sprache vorzulegen; vgl Patakyová a kol, Spoločnosť s ručením obmedzeným a jej 
konateľ 3.5.1., S 3; 
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Gesellschaft in die SR steht auch die in § 24 Abs 2 sHGB normierte Möglichkeit, dass eine 
slowakische juristische Person mit ausländischer Vermögensbeteiligung nicht nur nach 
slowakischem Recht, sondern nach jedem beliebigen Recht gegründet werden kann. Hier 
ist jedoch exakt zwischen der Gründung („založenie“) und der Entstehung („vznik“) der 
Gesellschaft zu unterscheiden227: Die Gründung selbst betrifft die Errichtung des/r 
Gründungsvertrags/-urkunde, der Satzung und die internen Verhältnisse zwischen den 
Gesellschaftern untereinander oder zwischen den Gesellschaftern und der Gesellschaft. 
All die genannten Fragen können sich ohne weiteres nach ausländischem Recht richten. 
Hinsichtlich der Haftung der Gesellschafter Dritten gegenüber gilt § 26 Abs 3 sHGB, 
wonach die Haftung mindestens in dem Ausmaß garantiert sein muss, welches das 
slowakische Recht für diese oder eine ähnliche Rechtsform vorsieht.228 
 
Dennoch handelt es sich bei der nach ausländischem Recht gegründeten 
juristischen Person um eine slowakische juristische Person, da sich ihr Sitz in der SR 
befindet. Damit die Gesellschaft wirksam entstehen kann, müssen die Voraussetzungen 
für die Registrierung nach slowakischem Recht erfüllt sein.  
 
Die ausländische Gesellschaft hat daher die Möglichkeit, sich für denjenigen 
Rechtsstatus zu entscheiden, der ihr am günstigsten erscheint. Es muss aber betont 
werden, dass die Gründung nach ausländischem Recht theoretisch zwar möglich, 
praktisch jedoch kaum empfehlenswert ist. Zu groß ist die damit verbundene 
Rechtsunsicherheit und die Gefahr eventueller, verfahrensverzögernder 
Rechtsstreitigkeiten.  
 
2.3 Zweigniederlassungen ausländischer Kapitalgesellschaften 
 
Ausländische Gesellschaften können im Territorium der SR auch durch 
Organisationseinheiten („organizačná zložka“) unternehmerisch tätig werden (vgl. § 21 
Abs 3 sHGB). Dabei kann es sich z.B. um eine Handelsvertretung, eine Filiale, einen 
Betrieb bzw eine Betriebsstätte oder einen Zweigbetrieb handeln. Obzwar das sHGB 
Organisationseinheiten ausländischer Gesellschaften nicht explizit regelt, ist doch deren 
Zulässigkeit aus den Vorschriften über die Unternehmenstätigkeit ausländischer Personen 
in den §§ 21 - 26 sHGB ableitbar. § 7 Abs 1 sHGB definiert den Zweigbetrieb als einen 
organisatorischen Teil des Unternehmens, der im Handelsregister einzutragen ist.  
 
Da diese Zweigniederlassungen keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzen, bleibt 
die ausländische Gesellschaft der Träger der Rechtspersönlichkeit. Die 
Zweigniederlassung muss einen eigenen Leiter (“vedúci”) haben. Dieser ist lediglich 
berechtigt, solche Handlungen im Namen der ausländischen Gesellschaft vorzunehmen, 
die sich auf die Zweigniederlassung beziehen.  
 
Die Berechtigung, in der SR unternehmerisch tätig zu werden, entsteht mit 
Eintragung der Zweigniederlassung in das Handelsregister. Umfang und Ausmaß der 
Berechtigung bestimmen sich nach dem Umfang des im Handelsregister eingetragenen 
Unternehmensgegenstandes (§ 28 Abs 1 und 3 sHGB). Grundsätzlich können 
ausländische Personen in der Slowakei unter den gleichen Bedingungen und im gleichen 
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 Kučera, Mezinárodní právo soukromé3 249; Suchoža a kol, Obchodný Zákonník - komentár § 24, 60. 
228
 Dass die Gründung einer slowakischen juristischen Person nach fremden Recht erfolgen kann, ist hL. Strittig ist in 
der slowakischen Lehre jedoch, ob die Gründer, die eine Gründung nach ausländischem Recht beschließen, auch eine 
dem slowakischen Gesellschaftsrecht unbekannte Gesellschaftsform wählen können. Aus Gründen der 
Rechtsunsicherheit dagegen sind Suchoža a kol, Obchodný Zákonník − komentár § 24, 60; aA insbesondere unter 
Hinweis auf § 26 Abs 3 Satz 2 HGB Moravčík/Ovečková a kol, Obchodný Zákonník − komentár § 24, 60. 
63 
Ausmaß wie inländische Personen unternehmerisch tätig sein (§ 21 Abs 1 und 3 sHGB), 
bei Eintragung einer für ein Unternehmen handlungsberechtigten, natürlichen 
ausländischen Person − zB dem Leiter der Zweigniederlassung − ist jedoch eine Urkunde 
über die Aufenthaltsbewilligung in der SR erforderlich.229  
 
Den Antrag auf Eintragung der Zweigniederlassung in das Handelsregister stellt die 
ausländische Gesellschaft bzw eine durch sie bevollmächtigte dritte Person.230 
Einzutragen sind sowohl die ausländische Gesellschaft (Handelsname, Sitz, 
Unternehmensgegenstand sowie Rechtsform der juristischen Person) als auch die 
Platzierung der Zweigniederlassung. Zusätzlich sind der Name und Wohnsitz, 
gegebenenfalls auch der Aufenthaltsort des Leiters der Zweigniederlassung anzuführen 





Die Frage der Zulässigkeit eines Doppelsitzes regelt das sHGB nicht explizit. 
Stimmen aus der Praxis leiten jedoch aus § 2 Abs 3 sHGB, wo der Sitz der juristischen 
Person durch eine konkrete231 Adresse bestimmt wird, mittels grammatikalischer 
Interpretation ab, dass ein Doppelsitz unzulässig ist. 
 
III. Assoziierungsabkommen 
1. Abschluss und Inkrafttreten 
 
Das Assoziierungsabkommen zwischen den EU-Mitgliedstaaten einerseits und der 
SR andererseits (weiter nur Abk.) wurde am 4. Oktober 1993 in Luxemburg unterzeichnet 
und am 19. Juli 1994 seitens des Präsidenten der SR ratifiziert.232 
 
Das Assoziierungsabkommen ist mit 1. Februar 1995 auf Grundlage des Art 123 
Abs 2 dieses Abk. in Kraft getreten. 
 
 
2. Phasen, Aufbau, wesentlicher Inhalt  
 
Das Assoziierungsabkommen ist in die Präambel und neun Abschnitte, mit jeweils 
mehreren Unterkapitel, gegliedert. Naturgemäß beinhaltet die Präambel die wichtigsten 
Zielsetzungen des Abkommens, wie beispielsweise die Schaffung eines geeigneten 
Rahmen für den politischen Dialog, die Ausweitung des Handels und die Förderung der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien, die Schaffung der Grundlagen für 
die finanzielle und technische Hilfe der SR sowie die schrittweise Integration der SR. 
 
                                                 
229
 Weiters bestimmt das slowakische Gewerbegesetz, dass der ausländische Gewerbeunternehmer einen sog 
verantwortlichen Vertreter ernennen muss, der die gesetzlich vorgeschriebenen allgemeinen und fachlichen 
Voraussetzungen für die Ausübung des jeweiligen Gewerbes erfüllt und den Wohnsitz in der Slowakischen Republik 
hat. Daneben bestehen diverse Sondervorschriften im Rahmen des Bank-, des Versicherungs- und des Börsengesetzes. 
230
 ZB ein Anwalt oder Kommerzjurist. 
231
 Hervorhebung durch die Verfasserin. 
232
 Vgl die Bekanntmachung des Ministers für auswärtige Angelegenheiten der SR über die Unterzeichung des 
Assoziierungsabkommens, die in der slowakischen Gesetzessammlung unter der Nummer 158 am 10. Juni 1997 
verlautbart wurde; vgl weiters Michník/Šesták, Slovensko a Európska únia – obchodná politika vzájomné vzťahy (Die 
Slowakei und die EU – Handelspolitik wechselseitige Beziehungen) (1997) 164 ff. 
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Abschnitt II des Abkommens, der die allgemeinen Grundsätze beinhaltet, regelt in 
Art 7 die Übergangsphasen. Danach wird eine Übergangszeit von höchstens zehn Jahren, 
die sich in zwei Stufen von jeweils fünf Jahren gliedert, für die Assoziierung festgelegt.233 
Der Assoziierungsrat prüft regelmäßig die Durchführung des Abkommens und entscheidet 
binnen der letzten zwölf Monate vor Ablauf der ersten Stufe über den Übergang in die 
zweite Stufe.  
 
Weitere Regelungsschwerpunkte des Abkommens sind der freie Warenverkehr 
(Abschnitt III), die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, die Niederlassungs- sowie die 
Dienstleistungsfreiheit (Abschnitt IV), Zahlungen, Kapitalverkehr, Wirtschaftswettbewerb 
und sonstige wirtschaftliche Bestimmungen sowie die Angleichung der Rechtsordnungen 
(Abschnitt V), die wirtschaftliche Zusammenarbeit (Abschnitt VI), die kulturelle 
Zusammenarbeit (Abschnitt VII), die finanzielle Zusammenarbeit (Abschnitt VIII) und die 
institutionellen, allgemeinen und abschließenden Bestimmungen (Abschnitt IX). 
 
3. Organe, Verfahren 
 
Gem. Art 104 des Abkommens wird ein Assoziierungsrat („Asociačná rada“) 
errichtet, der die Umsetzung der Verpflichtungen dieses Abkommens beaufsichtigt. Er tritt 
einmal jährlich auf Ministerebene zusammen, darüber hinaus stets dann, wenn dies die 
Umstände erfordern. Der Assoziierungsrat besteht aus Mitgliedern des Rates der EG und 
der Kommission der EU einerseits und Mitgliedern der slowakischen Regierung234 
andererseits (Art 105). In bestimmten Fällen kann er verbindliche Entscheidungen fällen 
sowie entsprechende Empfehlungen erlassen (Art 106).  
 
Als Hilfsorgan steht dem Assoziierungsrat der Assoziierungsausschuss („Asočiačný 
výbor“) zur Seite (Art 108). Schließlich ist die Errichtung eines Parlamentsauschusses 
vorgesehen (Art 110).  
 
Hauptgarant der Anwendung des Assoziierungsabkommens ist der Minister für 
auswärtigen Angelegenheiten der SR, in dessen Kompetenz sowohl der Abschluss als 







1. Das Assoziierungsabkommen 
 
Die Niederlassungsfreiheit („Etablovanie sa“) wird in Abschnitt IV, Kapitel II, Art 45 
bis 55 des Abkommens behandelt. In erster Linie wird die Gleichbehandlung für die 
Niederlassung von Gesellschaften mit Sitz in der Gemeinschaft und solchen mit Sitz in der 
SR für die Aufnahme von Geschäftstätigkeiten im jeweiligem Gebiet angestrebt (Art 45 
Abs 1). Diese Gleichbehandlung ist bis zu den in Art 7 genannten Übergangszeiten, d.h. 
innerhalb von zehn Jahren, zu verwirklichen.236 Für bereits bestehende Niederlassungen 
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 Wobei normiert ist, dass die erste Stufe mit Inkrafttreten des Abkommens beginnt, also mit 1. Februar 1995. 
234
 Hierfür wurde eigens ein Regierungsrat für die Integration der SR in die EU errichtet (RVPI); vgl Mihalik, 
Slovenská cesta transfomácie ekonomiky a konvergencie s európskou úniou
2
 (Der slowakische Weg der Transformation 
der Wirtschaft und die Übereinstimmung mit der EU
2
) (1998) 143 ff. 
235
 Michník/Šesták, Slovensko a Európska únia 167. 
236
 Ausgenommen sind z.B. die im Anhang XVIa des Abk. angeführten Finanzdienstleistungen (Art 46 Abs 1 Abk.). 
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von Gesellschaften der EG-Staaten besteht vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abk. ein 
Diskriminierungsverbot.237 Als Niederlassung iSd Abkommens gelten im Falle der 
Gesellschaften die Errichtung und Leitung von Tochtergesellschaften, 
Zweigniederlassungen sowie Agenturen (Art 45 Abs 4 lit a Zif ii).  
 
Nach Art 49 gilt als Gesellschaft der Gemeinschaft bzw Gesellschaft der SR eine 
Gesellschaft, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates bzw der SR 
gegründet wurde und ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre 
Hauptniederlassung auf dem Gebiet der Gemeinschaft bzw der SR hat. Hat die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates bzw der SR gegründete Gesellschaft jedoch nur 
ihren satzungsmäßigen Sitz auf dem Gebiet der Gemeinschaft bzw der SR, so müssen 
ihre Geschäftstätigkeiten eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft 
eines der Mitgliedstaaten bzw der SR aufweisen. 
 
2. Zusätzliche, darauf aufbauende Rechtsakte 
 
Bislang wurde in der slowakischen Gesetzessammlung ein einziger Beschluss des 
Assoziierungsrats veröffentlicht, der sich jedoch nicht auf die Niederlassungsfreiheit selbst 
bezog.238 Sonstige, Art 45 ff des Abk konkretisierende Rechtsakte wurden nicht erlassen. 
Mit Beschluss des Assoziierungsrates Nr 3/98 vom 4.11.1998 wurde die Teilnahme der 





Die Gleichbehandlung von in- und ausländischen Personen normiert § 21 sHGB 
dahingehend, dass ausländische Personen in der SR unter den gleichen Bedingungen 
und im selben Umfang wie slowakische Personen unternehmerisch tätig sein können. Die 
genannte Bestimmung war bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des sHGB Anfang 
1992 Bestandteil der slowakischen Rechtsordnung.  
 
Neben dieser einfachgesetzlich garantierten Gleichbehandlung stellt sich dennoch 
die Frage, ob die Vorschriften des Abk. nicht unmittelbar anwendbar sind, sodass ihre 
Umsetzung in die slowakische Rechtsordnung gar nicht erforderlich wäre. Gem. Art 11 der 
sVerfassung haben alle jene internationalen Verträge über Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, die von der SR ratifiziert und auf gesetzlich vorgesehene Weise 
kundgemacht wurden, Vorrang vor Gesetzen, sofern sie die Grundrechte und -freiheiten in 
größerem Ausmaß sichern. Fraglich ist, ob darunter auch die durch das Abk. geregelten 
Grundfreiheiten zu subsumieren sind; die genannte Bestimmung scheint mE wohl doch 
eher auf internationale Verträge wie die EMRK abzuzielen.240  
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Deshalb legt die überwiegende slowakische Lehre das Augenmerk weniger auf die 
Frage der Stellung des Abk. im Stufenbau der slowakischen Rechtsordnung, sondern − im 
Einklang mit der Rsp. des EuGH241 − vielmehr auf den sprachlichen Charakter seiner 




ME hat die CENTROS-Entscheidung keine gravierenden Auswirkungen auf die 
Niederlassungsfreiheit ausländischer Gesellschaften in der SR. Zum einen wird das 
Problem schon durch die Tatsache entschärft, dass das slowakische Recht der 
Gründungstheorie folgt, zum anderen ist die Gleichbehandlung ausländischer 
Unternehmer bereits im sHGB grundsätzlich gewährleistet. Demnach können 
ausländische Gesellschaften Tochtergesellschaften oder Zweigniederlassungen in der SR 
ohne sonstige staatliche Genehmigungen errichten. Beachtenswert ist weiters, dass 
Investitionen ausländischer Personen sowohl durch die sVerfassung als auch durch das 
sHGB geschützt sind. 
 
Dennoch kann mE noch nicht von „voller“ Niederlassungsfreiheit gesprochen 
werden, da v.a. im Banken-, Versicherungs- und sonstigen Finanzdienstleistungssektor 
ausländische Gesellschaften Inländern noch nicht gleichgestellt werden.242 Dies geht aber 
− wie bereits erwähnt − mit Art 46 Abs 1 des Abk. konform. 
 
Darüber hinaus ist zu betonen, dass die Zweigniederlassung zwar Mietverträge 
abschließen, jedoch − im Gegensatz zu einer Tochtergesellschaft − kein 
Liegenschaftseigentum erwerben kann.243 Es gibt derzeit Überlegungen dahingehend, den 
Immobilieneigentumserwerb zukünftig auch für Niederlassungen gesetzlich zu 
ermöglichen. Dies wäre auch in Einklang mit Art 45 Abs 7 des Abk, wonach mit 
Inkrafttreten des Abk die auf dem Gebiet der SR niedergelassenen Gesellschaften der 
Gemeinschaft das Recht auf Erwerb, Nutzung, Anmietung und Verkauf von 
Liegenschaften haben, sofern dies für die Ausübung ihrer wirtschaftlichen Tätigkeiten 
erforderlich ist.244  
 
Schließlich ist das Rechtsinstitut der identitätswahrenden Verlegung des 
tatsächlichen Sitzes einer ausländischen Gesellschaft in die SR, wie sie das sHGB 
vorsieht, im europarechtlichen Sinne begrüßenswert. Es ist daher möglich, den Sitz einer 
bestehenden ausländischen Gesellschaft einschließlich der von ihr ausgeübten Tätigkeit 
zu verlagern, ohne hierfür eine Zweigniederlassung gründen zu müssen.  
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Niederlassungsfreiheit in Slowenien 
 
I. Statut (IPR und Gesellschaftsrecht) 
1. IPR-Anknüpfung  
 
Das slowenische IPR-Gesetz245 enthält die kollisionsrechtliche Anknüpfungsnorm 
für juristische Personen. Nach Art 17 leg cit wird eine juristische Person nach dem Recht 
beurteilt, nach dem sie gegründet wurde. Es gilt somit grundsätzlich die Gründungstheorie. 
Im Abs 2 leg cit heißt es weiter: Hat die juristische Person ihren tatsächlichen Sitz in einem 
anderen Staat als in jenem, in dem sie gegründet wurde, und hat sie nach dem Recht 
dieses Staates auch dessen Zugehörigkeit, so gilt sie als juristische Person dieses 
Staates. Somit ist in diesem Fall die Sitztheorie anerkannt.246  
 
2. Gesellschaftsrechtliche Anknüpfung  
 
Das Gesetz über die Wirtschaftsgesellschaften247 enthält eine Definition eines 
ausländischen Unternehmens: Als ausländisches Unternehmen gilt nach Art 559 eine 
natürliche oder juristische Person, die eine auf Gewinn gerichtete Tätigkeit entfaltet und 
den Wohnsitz bzw Sitz außerhalb der Republik Slowenien innehat. Das Unternehmen wird 
grundsätzlich nach dem Recht des Staates beurteilt, dem das Unternehmen angehört. 
Damit wird an den Sitz des Unternehmens angeknüpft,248 woraus sich ein Widerspruch zur 
in Slowenien kollisionsrechtlich geltenden Gründungstheorie ergeben könnte.249 Dies gilt 
umso mehr, als unter dem Sitz im Sinne des Art 559 GWG nach hL und Praxis der 
faktische Verwaltungssitz gemeint sein soll. Dies würde tatsächlich bedeuten, dass das 
slowenische Gesellschaftsrecht der in Deutschland und Österreich (jedenfalls bislang) 
geltenden Sitztheorie folgt.250  
 
Dass unter „Sitz“ im gemäß Art 559 der faktische Verwaltungssitz zu verstehen ist, 
ist dem Gesetz nicht zu entnehmen. Auch die Bestimmung des Art 559 Abs 2, wonach 
eine Gesellschaft „nach dem Recht des Staates zu beurteilen ist, dem sie angehört“, lässt 
nicht auf die Sitztheorie schließen. In den gemeinsamen Bestimmungen des 1. Teils des 
GWG findet sich sehr wohl eine Definition des gesetzlichen Begriffs „Sitz“: Der Sitz ist 
danach der Ort, der als Sitz im Handelsregister eingetragen ist (Art 29 GWG).251 Die 
Auswahl des Sitzes ist grundsätzlich frei; als Sitz kann aber nur ein Ort gewählt werden, 
an dem die Gesellschaft ihre Tätigkeit entfaltet oder von wo überwiegend ihre Geschäfte 
geführt werden.252 Damit soll die Festlegung fiktiver Sitze verhindert werden, die die 
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Gesellschaft zur Umgehung bestimmter Verpflichtungen, so mE auch der 
Kapitalaufbringungsvorschriften, an einem anderen Ort wählen könnte.253 Das 
slowenische Gesellschaftsrecht hat damit einen vom österreichischen Recht 
unterschiedlichen Zugang gewählt. Es wird, anders als im österreichischen IPR, auf den 
Satzungssitz, nicht auf den Verwaltungssitz,254 abgestellt. Damit hat Slowenien aber im 
Ergebnis die Gründungstheorie verwirklicht.255 Dies würde auch aus einer 
europarechtskonformen Interpretation folgen. 
 
Fraglich könnte sein, welche Art Gebilde vorliegt, wenn eine österreichische 
Gesellschaft ihren Sitz der Hauptverwaltung nach Slowenien verlegt, ohne ihren 
Satzungssitz zu ändern. Eine Gesellschaft, die ihren satzungsmäßigen256 Sitz außerhalb 
der Republik Slowenien hat, gilt nach Art 559 Abs 1 als ausländisches Unternehmen. 
Nach Art 560 GWG ist ein ausländisches Unternehmen hinsichtlich seiner Rechte, 
Pflichten und Haftungen grundsätzlich mit den inländischen Gesellschaften 
gleichgestellt.257 Nach Art 559 Abs 2 GWG bemisst sich die Stellung eines ausländischen 
Unternehmens nach dem Recht des Staates, dem das Unternehmen angehört, wenn 
gesetzlich nichts anderes bestimmt wird. Damit wird auf die Regeln des jeweiligen 
Internationalen Privatrechts verwiesen, die normieren, welchen Bestimmungen eine 
natürliche oder juristische Person unterworfen ist. Grundsätzlich gilt somit für die obige 
Fragestellung, dass zwar ein ausländisches Unternehmen vorliegt, da ihr 
satzungsmäßiger Sitz in Österreich liegt. Die Anerkennung der Gesellschaft aber ist 
fraglich, denn diese bemisst sich nach dem Recht, dem das Unternehmen angehört (Art 
559 Abs 2 GWG). Nach allgemeinem slowenischem Kollisionsrecht (Art 17 slowIPRG) 
liegt eine österreichische Gesellschaft vor, da die Gründungstheorie gilt und das 
Unternehmen in Österreich gegründet worden ist. Das österreichische Recht (§ 10 iVm § 
12 IPRG) verweist, da es sich um eine Gesamtverweisung handelt, aber auf das 
slowenische Recht zurück (renvoi), da sich die Rechts- und Handlungsfähigkeit der 
Gesellschaft nach dem Recht des faktischen Verwaltungssitzes richtet, somit nunmehr 
nach slowenischem Recht. Da in diesem die Gründungstheorie anerkannt ist, kommt es zu 
keinem Statutenwechsel. Die Sitzverlegung ins Ausland wird allerdings nach 
österreichischer hM als Auflösungsbeschluss gedeutet,258 weshalb die Gesellschaft zu 
löschen ist.259 Da das nach Slowenien verlegte Gebilde nach dem Recht des 
Gründungsstaats und deshalb auch in Slowenien rechtlich nicht mehr existent ist, müsste 
sie in Slowenien – unter Einhaltung der slowenischen Gründungsregelungen – neu 
gegründet werden. Ob bis zur durchgeführten Neugründung – eventuell bei Ausübung 
eines Vollhandelsgewerbes – eine OHG vorliegt,260 ist – soweit ersichtlich – für das 
slowenische Recht noch nicht untersucht worden, wird aber schon aufgrund der 
Qualifikation der OHG als juristische Person, die gemäß Art 3 Abs 1 GWG erst mit der 
konstitutiven Eintragung im Gerichtsregister entsteht,261 zu verneinen sein.262 Es könnten 
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aber nach Art 3 Abs 2 GWG die Regeln über die Vorgesellschaft anzuwenden sein, für 
welche in Art 3 Abs 2 GWG auf die Regelungen über die Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
verwiesen wird.263 Dies allerdings nur dann, wenn ein Gesellschaftsvertrag in Schriftform 
abgeschlossen wurde.264 Zum Ergebnis der Anwendbarkeit der Regeln des ABGB über 
die Gesellschaft bürgerlichen Rechts gelangt man daher nur dann, wenn man den 
ursprünglichen Gesellschaftsvertrag bzw die ursprüngliche Satzung in einen OHG-
Gesellschaftsvertrag umdeuten könnte. Dies wird mE aber wohl nur selten der Fall sein. 
 
Für die konzernrechtliche Anknüpfung wird entsprechend dem Schutzcharakter von 
konzernrechtlichen Vorschriften im Regelfall das Gesellschaftsstatut der abhängigen 
Gesellschaft maßgeblich sein.265 
 
II. Besonderheiten 
1. Grenzüberschreitende identitätswahrende Sitzverlegung, Verschmelzung 
1.1 Sitzverlegung 
 
Die Sitzverlegung kann nur durch Satzungsänderung erfolgen. Für das slowenische 
Recht ist – soweit zu sehen – nicht geklärt, ob eine identitätswahrende Sitzverlegung 
zulässig ist. In Österreich wurde nach bisher herrschender Lehre in der Sitzverlegung ins 
Ausland ein Auflösungsbeschluss gesehen, der zur Abwicklung der Aktiengesellschaft im 
Inland führt.266 In Deutschland ist umstritten, ob ein solcher Beschluss über die 
Sitzverlegung ein Auflösungsbeschluss oder ein nichtiger Beschluss ist, dessen 
Eintragung abzulehnen wäre.267 Es mehren sich Stimmen, dass die identitätswahrende 
Sitzverlegung jedenfalls im Lichte des EU-Rechts de lege ferenda erwägenswert, wenn 
nicht schon EU-rechtlich geboten sei.268 
 
1.2 Grenzüberschreitende Verschmelzung? 
1.2.1 Herein-Verschmelzung 
 
Ein ausländischer Rechtsträger als übertragende Gesellschaft soll auf eine 
slowenische Gesellschaft als übernehmende Gesellschaft verschmolzen werden. Es stellt 
sich die Frage nach der Zulässigkeit grenzüberschreitender Verschmelzungen und die 
Frage, welches Recht anwendbar ist. Voraussetzungen, Verfahren und Wirkungen der 
Verschmelzung richten sich mangels besonderer Normierung nach den allgemeinen 
Vorschriften, somit für jede der beteiligten Gesellschaften nach ihrem Personalstatut.269  
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Für die übernehmende Gesellschaft gelten demnach die Bestimmungen des GWG 
über die Verschmelzung. Die Regeln für die übertragende Gesellschaft richten sich nach 
den Bestimmungen des jeweiligen nationalen Rechts. Das GWG äußert sich zur 
Zulässigkeit grenzüberschreitender Verschmelzungen nicht.270 Fraglich ist, ob die 
Verschmelzung in Slowenien wirksam werden kann, wenn das Recht des übertragenden 
Rechtsträgers keinen entsprechenden (EU-konformen) Standard aufweist.271 Dies wird im 
Einzelfall durch den Registerrichter zu prüfen sein. Keine rechtlichen Probleme entstehen 
wohl dann, wenn das ausländische Recht die Verschmelzung mit den europarechtlichen 
Merkmalen kennt und seinerseits die grenzüberschreitende Hinaus-Verschmelzung nicht 
verbietet.272 Zum Schutz aller Beteiligten sollen bei grenzüberschreitenden Gesellschaften 
allgemein die in den verschiedenen Rechtsordnungen vorgesehenen Kriterien beachtet 
und kumuliert werden. Maßgeblich soll mE die slowenische Rechtsordnung sein.273 In 
Österreich bedient man sich in der Praxis zur Umgehung dieser Schwierigkeiten des 




Ist die slowenische Gesellschaft übertragende Gesellschaft und soll sie mit einer 
ausländischen Gesellschaft verschmolzen werden, so stellt sich wiederum vorerst die 
Frage, nach welchem Recht der Fall zu beurteilen ist. Für den Fall der Verschmelzung 
einer zu 100% im Eigentum der ausländischen übernehmenden Gesellschaft stehenden 
übertragenden Gesellschaft wurde der Standpunkt vertreten, dass für die Verschmelzung 
auch der übertragenden Gesellschaft aufgrund ihres Fortlebens in der ausländischen 
übernehmenden Gesellschaft das Recht der letzteren zum Tragen kommen solle.274 Dies 
würde aber der herrschenden Einheitslehre zuwiderlaufen, die im Gesellschaftsrecht 
traditionellerweise gilt:275 Gesellschaftsrechtliche Beziehungen werden grundsätzlich nach 
einem einheitlichen Recht beurteilt. Das Heimatrecht umfasst daher grundsätzlich alle 
Fragen vom Beginn bis zum Ende der Gesellschaft. Nach richtiger Ansicht muss für die 
übertragende Gesellschaft somit ebenfalls das im GWG festgelegte slowenische 
Verschmelzungsrecht gelten. Im GWG gibt es keinen Hinweis darauf, dass eine 
Verschmelzung mit Auslandsbezug unter Beteiligung einer slowenischen Gesellschaft als 
übertragender Rechtsträger untersagt wäre. Sie wird in der Lehre für zulässig gehalten.276 
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Dazu ist außerdem festzuhalten, dass die insbesondere aufgrund der 3. Richtlinie 
durchgeführte Rechtsangleichung die angesprochenen Problemkreise in den EU-
Mitgliedsstaaten bereits entschärft hat.277 Innerhalb der EU sollte somit eine Heraus-
Verschmelzung ohne weiteres zulässig sein, aus slowenischer Sicht also jedenfalls dann, 
wenn Gesellschaften mit Personalstatut in Rechtsordnungen von EU-Staaten bzw mit EU-
konformem Gesellschaftsrecht beteiligt sind.278  
 
3. Ausländische Gesellschaft mit Sitz in Slowenien, Zweigniederlassung 
 
Als ausländische Gesellschaften im Sinne des GWG gelten alle Gesellschaften, 
deren Sitz außerhalb der Republik Slowenien liegt. Ausländische Gesellschaften können 
auf Gewinn gerichtete Tätigkeit, die weitergehend ist als lediglich der Abschluss einmaliger 
Geschäfte,279 in Slowenien nur über Zweigniederlassungen entfalten (Art 561 GWG). 
Voraussetzung dafür ist, dass eine ausländische Gesellschaft wirksam gegründet wurde 
und tatsächlich wirksam besteht. In Betracht kommen weiters Tochtergesellschaften 
ausländischer Gesellschaften. Diese gelten, da ihr Satzungssitz innerhalb Sloweniens 
liegt, als inländische Gesellschaften und stehen ihnen gesellschaftsrechtlich gleich. Die im 
GWG ausdrücklich geregelte Doppelgesellschaft (insb. die GmbH & Co KG) gilt als 
ausländisches Unternehmen, sofern ihr Komplementär ihren Sitz außerhalb Sloweniens 
hat.280 
 
Die Zweigniederlassung muss im Gerichtsregister eingetragen werden. Der 
Anmeldung zur Eintragung im Gerichtsregister muss neben dem Firmenbuchauszug des 
Mutterunternehmens, aus welchem Inhalt und Datum der Eintragung hervorgehen, unter 
anderem auch den geprüften Jahresabschluss für das letzte Geschäftsjahr des 
ausländischen Unternehmens in gekürzter Fassung vorlegen.281 Damit soll gesichert 
werden, dass das ausländische Mutterunternehmen tatsächlich eine auf Gewinn gerichtete 
Tätigkeit betreibt. Zusätzlich schreibt Art 563 als Bedingung für die Eintragung einer 
Zweigniederlassung vor, dass das ausländische Mutterunternehmen seit mindestens zwei 
Jahren im Register des Staates, in dem sie ihren (Satzungs-)Sitz hat, eingetragen ist. Dies 
dient dem Schutz davor, dass eine Gesellschaft im Ausland gegründet wird, ohne die 
Kriterien etwa für eine slowenische Kapitalgesellschaft zu erfüllen, und Slowenien eine 
Zweigniederlassung ohne tatsächlichen Geschäftsbetrieb im Ausland gegründet wird. 
Diese Vorschrift erinnert an den vor dem EU-GesRÄG 1996 in Geltung gestandenen § 108 
GmbHG, dessen Z 1 die “wirkliche und regelmäßige Geschäftstätigkeit der Gesellschaft” 




Von Doppelsitz wird gesprochen, wenn die Satzung einer Gesellschaft zwei Orte als 
Gesellschaftssitz bestimmt.283 Dies ist nach hA in Slowenien nicht möglich.284 Ebenso 
wenig kann der Satzungssitz vom tatsächlichen Verwaltungssitz abweichen.285  
                                                 
277
 Vgl Kalss, Handkommentar § 219 Rz 5. 
278
 Obwohl es sich bei dem von Kocbek behandelten Fall um eine deutsche GmbH als aufnehmende Gesellschaft 
gehandelt hat, wurden diese Gedanken zum EU-Recht nicht ins Treffen geführt. 
279
 Ivanjko/Kocbek, Pravo družb², 563. 
280
 Ivanjko/Kocbek, Pravo družb², 562; Arah, Pravna praksa 11/93, 5 f. 
281
 Vgl Art 2 und 3 der elften gesellschaftsrechtlichen Richtlinie (Zweigniederlassungsrichtlinie), ABl EG Nr L 395 
vom 30.12.1989, 36 ff. 
282
 § 108 GmbHG (alt) wurde gestrichen, da die in Z 3 normierte Bedingung der Gegenseitigkeit “im Hinblick auf die 
zunehmende internationale Verflechtung der Wirtschaft (...) weitgehend unbedeutend geworden” ist. ErlBem RV, 








1. Abschluss und Inkrafttreten 
 
Abgeschlossen wurde das Assoziierungsabkommen zwischen den EU-
Mitgliedsstaaten und Slowenien am 10. Juni 1996, in Slowenien ratifiziert am 15. Juli 
1997.286 Da ursprünglich das Inkrafttreten des Abkommens für den 1.1.1997 ins Auge 
gefasst worden, dies jedoch nicht möglich war, wurde auf Grundlage des 
Assoziierungsabkommens ein Interimsabkommen über den Handel und Angelegenheiten 
im Zusammenhang mit dem Handel zwischen der Republik Slowenien und den 
Europäischen Gemeinschaften abgeschlossen.287 Dies hatte zur Folge, dass einige 
Fristen, die an sich erst mit Inkrafttreten des eigentlichen Assoziierungsvertrag zu laufen 
begonnen hätten, schon früher ausgelöst wurden. Diese Fristen betreffen vor allem 
Fragen des Handels.288  
 
Das Assoziierungsabkommen289 zwischen Slowenien und den EU-Mitgliedsstaaten 
ist aufgrund der verzögerten Ratifikationen mit 1.2.1999 in Kraft getreten. Zu den 
Verpflichtungen, die Slowenien damit eingegangen ist, zählt unter anderem die 
Notwendigkeit zur vollständigen Anpassung des Gesellschaftsrechts an die 
entsprechenden Richtlinien der Europäischen Union. Das Assoziierungsabkommen ist 
nach Art 8 der Verfassung unmittelbar anwendbar, jedoch können einzelne Bestimmungen 
aufgrund nicht ausreichender Bestimmtheit praktisch nicht unmittelbar angewendet 
werden.290 Eine Verpflichtung dahingehend, dass Erkenntnisse des Europäischen 
Gerichtshofs schon in diesem Stadium für Slowenien verbindlich wären, besteht im 
Assoziierungsabkommen nicht. 
 
2. Phasen, Aufbau, wesentlicher Inhalt 
 
In den einzelnen Bestimmungen des Assoziierungsabkommens sind an zahlreichen 
Stellen Fristen vorgesehen. Für die Umsetzung der Pflichten aus dem Vertrag gilt 
allgemein eine Sechsjahresfrist, deren erste Phase grundsätzlich vier Jahre, die zweite 
zwei Jahre dauert (Art 3 des Assoziierungsabkommens). 
 
Das Abkommen ist in elf Abschnitte gegliedert, welche die folgenden Belange 
betreffen: 1. allgemeine Grundsätze; 2. den politischen Dialog; 3. den freien 
Warenverkehr; 4. den freien Verkehr der Arbeitskräfte, die Niederlassungsfreiheit, die 
Dienstleistungsfreiheit; 5. Zahlungen, Kapital, Wettbewerb und andere die Wirtschaft 
betreffende Bestimmungen sowie die Annäherung der Gesetzgebung; 6. die 
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wirtschaftliche Zusammenarbeit; 7. die Verhinderung ungesetzmäßiger Praktiken; 8. die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Kultur; 9. die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Finanzen; 10. Bestimmungen im Zusammenhang mit den Abkommen von Osimo und mit 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Slowenien und Italien; 11. Bestimmungen 
betreffend die Einrichtung von Institutionen sowie allgemeine und Schlussbestimmungen. 
Die Abschnitte gliedern sich in Kapitel, welche die näheren Regelungen enthalten. Zum 
Abkommen selbst treten die Anhänge hinzu, welche ebenfalls wirtschaftlich und politisch 
bedeutsame Fragen enthalten und sich etwa auf die Niederlassungsfreiheit, Urheber- und 
gewerbliche Schutzrechte sowie die Frage des Liegenschaftserwerbs durch EU-Bürger 
beziehen. 
 
3. Organe, Verfahren 
 
Nach Art 110 des Abkommens wird ein Assoziierungsrat als Aufsichtsorgan über 
die Umsetzung der Verpflichtungen aufgrund des Abkommens gegründet. Er besteht aus 
Mitgliedern des Rates der Europäischen Union sowie der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften auf der einen und Mitglieder der slowenischen Regierung auf der 
anderen Seite. Der Assoziierungsrat tritt einmal jährlich auf Ministerebene zusammen und 
berät alle wesentlichen Fragen, die sich aus dem Abkommen ergeben, weiters alle 
anderen bilateralen oder multilateralen Fragen, die von gegenseitigem Interesse sind. In 
Streitfällen hat er die Entscheidungskompetenz. In den im Assoziierungsvertrag 
genannten Fragen entscheidet er durch verbindliche Entscheidungen, weiters kann er 
entsprechende Empfehlungen erlassen (Art 112 des Abkommens). Als unterstützendes 
Organ ist ein Assoziierungsausschuss vorgesehen, nach Art 115 können noch weitere 
Ausschüsse gegründet werden. Ebenfalls im Abkommen vorgesehen ist ein Parlaments-
Assoziierungsausschuss.  
 
IV. Niederlassungsfreiheit  
1. Das Assoziierungsabkommen 
 
Die Aufhebung von Beschränkungen für die Gründung von Agenturen, 
Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften durch Angehörige eines 
Mitgliedsstaates, soweit die Hauptniederlassung in einem Mitgliedsstaat gelegen ist, wird 
als ”sekundäre Niederlassungsfreiheit”291 bezeichnet. Die Niederlassungsfreiheit hat – 
neben dem Diskriminierungsverbot im Vergleich mit Inländern – das Ziel, bestimmte 
Organisationsformen für eine grenzüberschreitende wirtschaftliche Aktivität zu 
gewährleisten.292 Zur Niederlassungsfreiheit enthält Art 45 des Assoziierungsabkommens 
einige Bestimmungen, die auf die Gleichbehandlung von Gesellschaften mit Sitz in EG-
Mitgliedsstaaten und solchen mit Sitz in Slowenien hinauslaufen. Diese Gleichbehandlung 
ist innerhalb der Übergangsfrist von Art 3 (sechs Jahre) sowohl für die Gründung durch 
Gesellschaften mit Sitz in EG-Mitgliedstaaten als auch für die Tätigkeit von 
Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen herzustellen. Ansonsten sind nach 
Art 48 des Abkommens die nationalen Gesetzgeber frei, Bestimmungen für die Gründung 
und Tätigkeit von Gesellschaften und Staatsbürgern auf dem jeweiligen Staatsgebiet zu 
erlassen, wenn diese die Gesellschaften und Staatsbürger der jeweils anderen 
Vertragspartei nicht diskriminieren. 
 
Die Anhänge IX.a bis IX.c des Assoziierungsabkommens beziehen sich auf die 
Niederlassungsfreiheit. Anhang IX.a betrifft den Vorbehalt bei der Gleichbehandlung mit 
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inländischen Gesellschaften bei bestimmten Tätigkeiten, die erst später verwirklicht 
werden muss (Versicherungen, Finanzdienstleistungen, Sicherheitsdienste, Ausnutzung 
natürlicher Ressourcen, Handel und Vermittlung von Liegenschaften). Anhang IX.b nimmt 
bestimmte Bereiche, nämlich Glücksspiele und Handel bzw Vermittlung von kulturell bzw 
historisch bedeutsamen Denkmälern und Gebäuden sowie von Naturschutzgebieten 
allgemein, von der Niederlassungsfreiheit aus. Anhang IX.c schließlich enthält Definitionen 
für die im Kapitel über die Niederlassungsfreiheit gebrauchten Begriffe. 
 
2. Beurteilung (programmatisch – konkret) 
 
Die Niederlassungsfreiheit ist in Slowenien programmatisch bereits verwirklicht. 
Schon anlässlich der Verabschiedung des GWG im Jahr 1993 wurde betont, dass das 
slowenische Gesellschaftsrecht ausländische wie inländische Gesellschaften gleich 
behandle.293 Lediglich für einzelne Rechtsbereiche (Banken, Versicherungen) ist für die 
Zweigniederlassungen ausländischer Unternehmen eine zusätzliche Genehmigung der 
Verwaltungsbehörde vonnöten. Die völlige Gleichstellung mit inländischen Gesellschaften 
ist in diesem Bereich etwa im Bankwesengesetz (Zakon o bančništvu, ABl RS, Nr 7/99) 
bereits vorgesehen, die entsprechenden Bestimmungen treten allerdings erst mit dem 
Beitritt Sloweniens zur Europäischen Union in Kraft.294 Die Niederlassungsfreiheit ist 
konkret allerdings nicht vollständig verwirklicht, da als Bedingung für die Gründung einer 
Zweigniederlassung die ausländische Gesellschaft seit mindestens zwei Jahren 
bestanden haben muss. Darin kann durchaus eine Regelung verstanden werden, die 
ausländische Gesellschaften im Vergleich mit inländischen diskriminiert. Dies würde einen 
Widerspruch zu Art 48 Abs 1 des Assoziierungsabkommens darstellen und dem 




Die richtungsweisende Entscheidung des EuGH im Fall ”Centros”296 stellte klar, 
dass die Verweigerung der Eintragung einer Zweigniederlassung einer Gesellschaft, die in 
einem anderen Mitgliedstaat, in dem sie ihren satzungsmäßigen Sitz hat, rechtmäßig 
errichtet worden ist, aber keine Geschäftstätigkeit entfaltet (pseudo foreign corporation), 
gegen die Art 52 und 58 EGV (Niederlassungsrecht) verstößt. Dies gilt auch dann, wenn 
die Zweigniederlassung der Gesellschaft ermöglichen soll, ihre gesamte Tätigkeit in dem 
Staat auszuüben, in dem sie errichtet wird, ohne dort eine Gesellschaft zu errichten und 
damit das dortige Recht zu umgehen, das höhere Anforderungen an die Einzahlung des 
Mindestgesellschaftskapitals stellt.297  
 
Das slowenische Gesellschaftsrecht anerkennt Gesellschaften als ausländische 
Gesellschaften, sofern sie im Ausland ihren Sitz haben. Damit ist aber, wie oben gezeigt, 
mE nicht der Sitz der Hauptverwaltung, sondern der Satzungssitz gemeint. Ausländische 
Gesellschaften können in Slowenien ihre gewinnbringende Tätigkeit entfalten, wenn sie 
eine Zweigniederlassung gründen (vgl. Art 561 GWG). Diese ist im Gerichtsregister 
einzutragen. Als Bedingung für die Gründung der Zweigniederlassung wird genannt, dass 
das ausländische Unternehmen, welches die Zweigniederlassung gründen möchte, 
mindestens seit zwei Jahren im Register des Staates, in dem es ihren Sitz hat, 
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eingetragen sein muss. Zusätzlich überprüft das slowenische Registergericht den letzten 
Jahresabschluss des Mutterunternehmens. Der Zweck der Bestimmung liegt nach 
Ivanjko298 darin, eine Scheingründung im Ausland zu verhindern, die nur dazu erfolgt, um 
in den slowenischen Betrieb keine Mittel investieren zu müssen. Damit werden mittelbar 
auch Umgehungsaktivitäten wegen zu geringen Eigenkapitals verhindert. Die gesetzliche 
Bedingung des zweijährigen Bestehens (Art 563 GWG) steht aber jedenfalls im 
Widerspruch zur europarechtlich gebotenen Niederlassungsfreiheit. Nach dem Urteil des 
EuGH im Fall Centros ist eine Zweigniederlassung auch dann einzutragen, wenn die 
Gesellschaft im Gründungsstaat keine Geschäftstätigkeit entfaltet. Art 563 GWG würde 
weiters im Widerspruch zum gründungstheoretischen Konzept des GWG stehen.   
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Judikatur des EuGH der 
Sitztheorie eine Absage erteilt hat. Das slowenische GWG ist zumindest dem Wortlaut 
nach nicht der Sitztheorie, sondern der Gründungstheorie gefolgt, eine Änderung des 
Gesetzes zur Erreichung der Europakonformität ist in diesem Bereich daher nicht 
erforderlich. Eine Änderung der Sitztheorie folgenden Praxis der Gerichte wird allerdings 
anzustreben sein. Eine Novellierung wird aber insofern vonnöten sein, als Art 563 GWG 
über die mindestens zweijährige Geschäftstätigkeit zu streichen ist.299 
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Niederlassungsfreiheit in der Tschechischen Republik 
 
I. Statut (IPR und Gesellschaftsrecht) 
 
Das tschechische IPRG300 lässt die Frage des Statuts301 einer juristischen Person 
offen, weshalb bei der Beurteilung des Statuts einer juristischen Person nach 
tschechischem Recht auf das tschechische HGB302 zu greifen ist. Gemäß § 22 HGB 
richtet sich die Rechts- und Handlungsfähigkeit einer anderen als einer natürlichen Person 
nach dem Recht des Staates, nach welchem sie gegründet wurde. Dasselbe gilt auch für 
die internen Verhältnisse und die Haftung der Gesellschafter für die Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft (die Haftungsverhältnisse sind allerdings anders geregelt im Falle der 
Sitzverlegung einer juristischen Person nach Tschechien; dazu siehe unten). Das 
tschechische Recht übernimmt somit die sog Gründungstheorie303; der tatsächliche Sitz 
der juristischen Person (Sitztheorie) ist für die Beurteilung ihres Statutes nicht 
ausschlaggebend.  
 
Das Kriterium des (statutorischen) Sitzes ist für die Beurteilung der Stellung (der 
„Nationalität“) der juristischen Person maßgebend. Befindet sich der Sitz der juristischen 
Person außerhalb des Gebiets der Tschechischen Republik, so ist sie als ausländische 
juristische Person anzusehen. Der Sitz der juristischen Person auf dem Gebiet 
Tschechiens zieht somit die Stellung einer inländischen (tschechischen) juristischen 
Person nach sich (§ 21 Abs 2 HGB). § 2 Abs § HGB definiert den Sitz einer juristischen 
Person als Adresse, welche als Sitz im Handelsregister (bzw im Gewerberegister oder in 
einer anderen Evidenz) eingetragen ist. Nach herrschender Ansicht ist es nach derzeitiger 
gesetzlicher Regelung nicht notwendig, dass die juristische Person an ihrem Sitz 
tatsächlich auch ihre unternehmerische Tätigkeit entfaltet oder dort ihre Hauptverwaltung 
hat, es kann sich bloß um eine „Briefkastenadresse“ handeln304. Damit eine ausländische 
juristische Person in Tschechien unternehmerisch tätig werden kann, legt das Gesetz fest, 
dass sie auf dem Gebiet der Tschechischen Republik ihren Betrieb oder ihre 
Zweigniederlassung haben muss (§ 21 Abs 3 HGB; sie darf dort jedoch nicht ihren Sitz 
haben, weil sie dann als eine tschechische juristische Person anzusehen wäre). Die 
Berechtigung zur unternehmerischen Tätigkeit in Tschechien erwirbt die ausländische 
Person mit Eintragung der ausländischen juristischen Person bzw ihrer 
Zweigniederlassung ins Handelsregister (§ 21 Abs 4 HGB). Die ausländischen 
Unternehmer (seien es natürliche, seien es juristische Personen) können in Tschechien 
ihre unternehmerische Tätigkeit grundsätzlich unter gleichen Bedingungen wie die 
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 Gesetz Nr 97/1963 Sb über das internationale Privat- und Prozeßrecht idgF. 
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 Siehe auch Kalss P I.2. 
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 Gesetz Nr 513/1991 Sb Handelsgesetzbuch idgF.  
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 So auch Kučera, Mezinárodní právo soukromé (Internationales Privatrecht) (1994) 248; Pelikánová in 
Pelikánová/Kobliha, Komentář k obchodnímu zákoníku, I. díl (Kommentar zum HGB, I.Teil) (1994) 83; Zunt in 
Štenglová/Plíva/Tomsa, Obchodní zákoník – kometář5 (HGB-Kommentar) (1998) 53; siehe auch Kalss P I.2. 
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 Marčanová/Červenková in Dědič a kol., Obchodní zákoník – komentář (HGB-Kommentar) (1997) 22; kritisch 
Pelikánová 28, 93. Die geplante Novelle des HGB sieht jedoch vor, dass der tatsächliche Sitz („die Adresse des Ortes, 
von wo die juristische Person oder der Betrieb einer natürlichen Person geleitet wird“) Vorrang vor dem eingetragenen 
Sitz haben sollte. Sollte der tatsächliche Sitz von dem im Handelsregister oder in einer anderen gesetzlichen Evidenz 
eingetragenen Sitz abweichen, so könnte der eingetragene Sitz den Dritten gegenüber nicht entgegengehalten werden. 
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tschechischen Unternehmer ausüben305, und ihre Investitionen werden mehrfach 
geschützt306. 
 
II. Besonderheiten  
1. Grenzüberschreitende identitätswahrende Sitzverlegung, Verschmelzung 
 
Das tschechische Recht ermöglicht eine Sitzverlegung einer ausländischen 
juristischen Person nach Tschechien unter folgenden Bedingungen: 
 
 die ausländische juristische Person muss zum Zweck unternehmerischer Tätigkeit 
gegründet sein; 
 das Recht des Staates, in welchem die juristische Person ihren bisherigen Sitz hatte, 
muss die Sitzverlegung zulassen; 
 wurde die ausländische juristische Person nach fremdem Recht gegründet, so muss 
auch dieses fremde Recht die Sitzverlegung gestatten.  
 
Die Sitzverlegung ist ab dem Tag ihrer Eintragung ins Handelsregister wirksam, die 
Eintragung hat eine konstitutive Wirkung. Die Identität der juristischen Person bleibt bei 
der Sitzverlegung bewahrt307. Die internen Verhältnisse der juristischen Person richten 
sich auch nach der Sitzverlegung nach dem Recht des Staates, nach dem die 
Gesellschaft gegründet wurde. Dieses Recht ist auch auf die Haftung gegenüber Dritten 
anzuwenden, es sei denn, dass das fremde Recht schwächere Haftungsvorschriften als 
das tschechische Recht vorschreibt – dann ist anstelle des ausländischen Rechts das 
tschechische Recht anzuwenden.  
 
Eine grenzüberschreitende Verschmelzung ist im derzeit geltenden tschechischen 
Recht nicht geregelt und die gerichtliche Praxis lässt sie nicht zu308.  
 
2. Ausländische Gesellschaft mit Sitz in Tschechien, Doppelsitz  
 
Der statutarische Sitz einer juristischen Person ist im tschechischen Handelsrecht 
ein Kriterium für die Zuordnung zu einer in- bzw ausländischen Person. Sobald eine 
Gesellschaft ihren Sitz in Tschechien hat bzw ihren Sitz nach Tschechien verlegt, ist sie 
keine ausländische, sondern eine inländische juristische Person (§ 21 Abs 2 HGB – dazu 
siehe unter Punkt I.). In der Regel kann sich das jeweilige Subjekt frei entscheiden, wo er 
seinen Sitz haben möchte (mit allen damit verbundenen Konsequenzen, dazu siehe unter 
Punkt I.). Nur manche Sondergesetze, wie z.B. das Rechtsanwaltsgesetz (Gesetz Nr 
85/1996 Sb, RAG), legen den Sitz fest309. 
 
Ein klassisches Beispiel für eine inländische juristische Person ist eine 
Tochtergesellschaft, die ihren Sitz in Tschechien hat. Eine Zweigniederlassung hingegen, 
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 Die Ausnahmen sind in Sondergesetzen bestimmt, zB beim Erwerb von Liegenschaften (§ 17 des Gesetzes Nr 
219/1995 Devisengesetz).  
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 Schutz gegen Enteignung des zu unternehmerischen Tätigkeit dienenden Vermögens regelt § 25 HGB. 
Investitionsschutz ist Gegenstand diverser Investitionschutzübereinkommen (zB mit Österreich – Mitteilung des 
Föderalen Außenministeriums über die Unterzeichnung des Investitionsschutzabkommens zwischen ČSFR und 
Österreich Nr 454/1991 Sb). 
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 So auch Pelikánová 94.  
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verschmelzenden Gesellschaft notwendig ist (§ 69 Abs 5 HGB) und eine ausländische, im tschechischen 
Handelsregister nicht eingetragene Gesellschaft nicht im HR gelöscht werden kann.  
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 Vgl § 13 Abs 2 RAG, nach welchem ein im tschechischen RA-Verzeichnis eingetragener Rechtsanwalt seinen Sitz 
in Tschechien haben muss.  
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deren Gründung nach tschechischem Recht ebenso möglich ist (vgl. unter Punkt I.), hat 
ihren Sitz stets außerhalb des tschechischen Gebietes und ist daher als „Ausländer“ zu 
betrachten.  
Die Frage des Doppelsitzes ist im tschechischen HGB nicht geregelt. Im 
Gründungsvertrag (bzw in der Gründungsurkunde, falls bei der jeweiligen Art der 
Gesellschaft eine Ein-Mann-Gründung zugelassen ist) ist bei jeder Gesellschaft ihr Sitz 
anzuführen310. Dieser vertraglich bestimmte oder bei der Gründung bestimmte Sitz wird 
ins Handelsregisterr eingetragen311. Wie bereits angeführt, befasst sich das tschechische 
HGB nicht mit der Frage des Doppelsitzes. Alleine aus der grammatikalischen 
Interpretation der einschlägigen, den Sitz regelnden Bestimmungen kann mE die 
Unzulässigkeit eines Doppelsitzes abgeleitet werden.  
 
III. Assoziierungsabkommen312 
1. Abschluss und Inkrafttreten 
 
Das Assoziierungsabkommen zwischen der EU und der Tschechischen Republik 
wurde am 4. Oktober 1993 in Luxemburg abgeschlossen und trat am 1. Februar 1995 in 
Kraft313.  
 
2. Phasen, Aufbau, wesentlicher Inhalt 
 
Gemäß Art 7 Assoziierungsabkommen beträgt die sog Übergangsperiode maximal 
zehn Jahre. Sie ist in zwei fünfjährige Etappen geteilt. Die erste Etappe begann mit dem 
Inkrafttreten des Assoziierungsabkommens zu laufen. Darüber hinaus sind diese Perioden 
für die einzelnen Abschnitte des Assoziierungsabkommens detailliert ausgearbeitet314.  
 
Vom Aufbau her ist das Assoziierungsabkommen in neun Teile gegliedert. Die 
ersten zwei Teile beziehen sich auf den politischen Dialog und auf die allgemeinen 
Grundsätze. Der dritte Teil betrifft den freien Warenverkehr, der vierte den freien Verkehr 
von Dienstnehmern, die unternehmerische Tätigkeit und Dienstleistungen. Im fünften Teil 
sind die Zahlungen, das Kapital, der Wettbewerb und sonstige wirtschaftlichen 
Bestimmungen sowie die Rechtsangleichung geregelt. Die Teile 6 bis 8 beziehen sich auf 
die wirtschaftliche, kulturelle und finanzielle Zusammenarbeit. Der Teil 9 enthält 
allgemeine Bestimmungen und Schlussbestimmungen.  
 
Aus der Sicht eines ausländischen Investors sind vor allem die Teile 4 und 5 von 
Bedeutung. Der 2. Abschnitt des 4 Teiles über unternehmerische Tätigkeit und 




3. Organe, Verfahren 
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  Vgl §§ 78, 94, 110, 163 bzw 173 tHGB. 
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 Vgl § 28 Abs 1 lit a tHGB.  
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 Siehe auch Kalss P I.10. 
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 Dieses Abkommen wurde unter der Nr 7/1995 Sb im tschechischen Gesetzblatt publiziert. 
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 ZB im Zollwesen sind die Zeithorizonte für die Aufhebung der Einfuhrzölle im Art 11 im Ausmaß von 3 bis 9 
Jahren festgelegt. Für die nationale Behandlung von EU-Bürgern bei unternehmerischen Tätigkeit gilt die sechsjährige 
Periode, gerechnet ab dem Inkrafttreten des Assoziierungsabkommens (Art 45). Zur näheren Bestimmung der Perioden 
siehe auch näher Karel, Political, Economic and Legal Aspects of the Association of the Czech Republic with the 
European Union, Rewiew of Central and East European Law 3-4/1997, 210 ff. 
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Die für die Durchführung der Angliederung Tschechiens an die EU notwendigen 
Organe sind in Art 104 ff Assoziierungsabkommen festgelegt. Die mit der Angliederung 
zusammenhängende Aufgaben sind zwischen zwei Organen, dem Assoziierungsrat und 
dem Assoziierungsausschuss, aufgeteilt.  
 
Das zentrale Organ der Angliederung ist der Assoziierungsrat. Mitglieder des 
Assoziierungsrates sind die durch die tschechische Regierung und die durch den Rat und 
die Kommission der EU ernannten Personen. Der Assoziierungsrat überwacht die 
Durchführung des Assoziierungsabkommens. Dabei kann er einerseits Entscheidungen in 
Bezug auf die Durchführung und Auslegung des Assoziierungsabkommens treffen und 
andererseits auch Empfehlungen tätigen. Ein Hilfsorgan des Assoziierungsrates ist der 
Assoziierungsausschuss. Der Assoziierungsrat kann auch andere Ausschüsse bilden. Die 
Pflichten des Assoziierungsausschusses und anderer Ausschüsse sind in der 
Geschäftsordnung des Assoziierungsrates geregelt. 
 
Darüber hinaus wurde der sog Parlamentassoziierungsausschuss, welcher vor 
allem zum gegenseitigen Treffen und für Besprechungen zwischen den Mitgliedern des 
tschechischen Parlaments und des Europäischen Parlaments dient, errichtet. Der 
Parlamentassoziierungsausschuss ist darüber hinaus berechtigt, Empfehlungen an den 
Assoziierungsrat zu richten.  
 
Die Verfahren des Assoziierungsrates und des 





Der Niederlassungsfreiheit sind die Artikel 45 ff des Assoziierungsabkommens 
gewidmet. Grundsätzlich ist Tschechien verpflichtet, für die unternehmerische Tätigkeit 
den Gesellschaften und Staatsbürgern der EU die Gleichbehandlung („eine nicht weniger 
günstige Behandlung“315) zu gewähren, es sei denn, dass es sich um bestimmte, im 
Anhang des Assoziierungsabkommens aufgezählte Tätigkeiten (wie z.B. 
Finanzdienstleistungen) handelt – in diesen Bereichen soll die Gleichbehandlung erst nach 
Ablauf der Übergangsperiode (dh max nach 10 Jahren ab Inkrafttreten des 
Assoziierungsabkommens) gewährt werden. Bei Unternehmern – natürlichen Personen 
soll die Gleichbehandlung erst nach 6 Jahren ab dem Inkrafttreten des 
Assoziierungsabkommens (dh im Jahre 2001) in vollem Umfang gesichert sein. Der 
Verbot der Diskriminierung bezüglich der EU-Gesellschaften und EU-Bürger ist in Art 46 
festgelegt. Im Zusammenhang damit hat sich Tschechien im Art 45 Abs 1 
Assoziierungsabkommen verpflichtet (unbeachtet der Rechtsangleichung des bereits 
bestehenden Rechtssystems an das Rechtssystem der EU gemäß Art 69 ff 
Assoziierungsabkommen), während der Übergangsperiode keine neuen Vorschriften oder 
Maßnahmen zu genehmigen, welche zur Diskriminierung der EU-Gesellschaften und EU-
Bürgern führen könnten, es sei denn, dass eine Sonderbehandlung bzw Sonderregel für 
die unternehmerische Tätigkeit aus rechtlicher oder technischer Sicht oder wegen 
Vorsichtsmaßnahmen geboten sind und diese den notwendigen Rahmen nicht 
übersteigen (Art 48 Assoziierungsabkommen). 
 
Gemäß Art 45 Abs 4 sind die EU-Gesellschaften im Rahmen der 
Niederlassungsfreiheit berechtigt, auf dem Gebiet Tschechiens ihre Erwerbstätigkeit durch 
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Errichtung und Betreibung von untergeordneten Einheiten, Zweigniederlassungen und 
Vertretungen auszuüben. Diese Gründungs- bzw Errichtungsberechtigung haben die 
ausländischen Unternehmer seit dem Inkrafttreten des tschechischen HGB, dh seit Anfang 
des Jahres 1992. Sie können auch auf dem Gebiet Tschechiens grundsätzlich unter 
gleichen Bedingungen wie tschechische Personen unternehmerisch tätig sein (dazu siehe 
näher unter Punkt I.). Allerdings ist dazu anzumerken, dass die Gleichbehandlung der 
ausländischen Unternehmer mit den inländischen Unternehmern noch nicht im vollen 
Umfang gesichert ist. Die ausländischen Unternehmer – natürliche Personen brauchen für 
die persönliche Ausübung ihrer unternehmerischen Tätigkeit in Tschechien vor allem eine 
Aufenthaltsbewilligung316. Darüber hinaus sind sie auch in anderen Rechtsgebieten nicht 
den Inländern gleichgestellt. Aus praktischer Sicht ist der Erwerb von Liegenschaften am 
bedeutendsten. Nach der derzeit geltenden Rechtsregelung dürfen Ausländer in 
Tschechien Liegenschaften (und zwar sämtliche Liegenschaften, dh sowohl Grundstücke 
als auch Bauten und Wohnungen) nur ausnahmsweise erwerben. Diese Ausnahmen zählt 
§ 17 Devisengesetz taxativ auf. Die Beschränkung des Liegenschaftserwerbs betrifft auch 
ausländische juristische Personen, die keine Tochtergesellschaft, sondern nur eine 
Zweigniederlassung auf dem Gebiet Tschechiens haben. Diese Bestimmung stellt eine 
wichtige Beschränkung der Niederlassungsfreiheit dar, kann meines Erachtens auch nicht 
unter eine Sonderregel iSd Art 48 Assoziierungsabkommen subsumiert werden und kann 
beim Beitritt Tschechiens zur EU nicht aufrecht erhalten bleiben (vgl. auch Art 45 Abs 7 
Assoziierungsabkommen).  
 
Im Zusammenhang mit Artikel 49 Abs 1 entsteht für die nach tschechischem oder 
nach EU-Recht gegründeten Gesellschaften die Frage der Notwendigkeit des 
wirtschaftlichen Bezuges zur Tschechischen Republik und/oder zu einem der 
Mitgliedstaaten. Die Einleitung widmet dieser Frage viel Aufmerksamkeit317. Vor allem 
wäre zu klären, wie diese Bestimmung des Art 49 Abs 1 zu interpretieren ist. Nach dem 
Wortlaut dieses Artikels haben die nach tschechischem oder nach EU-Recht gegründeten 
Gesellschaften, die nur ihren registrierten Sitz in Tschechien oder in einem der EU-
Mitgliedstaaten haben, ihre Geschäftstätigkeiten so zu entfalten, dass diese eine echte 
und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft Tschechiens oder eines der EU-
Mitgliedstaaten darstellen. Meines Erachtens ist diese Bestimmung so zu verstehen, dass 
sowohl der registrierte Sitz der Gesellschaft in jedem beliebigen EU-Staat oder in 
Tschechien sein kann, als auch dass die Geschäftstätigkeit in jedem der EU-Länder oder 
in Tschechien entfaltet werden muss. Die Ansicht, dass die EU- Gesellschaften einen 
Geschäftsbezug zu jedem beliebigen EU-Land nachweisen können, um dieser 
Bestimmung gerecht zu werden, während die „tschechischen“ (nach tschechischem Recht 
gegründeten) Gesellschaften verpflichtet sind, ihren wirtschaftlichen Bezug (nur) zur 
Tschechien und nicht zu jedem der EU-Länder nachzuweisen, wäre meines Erachtens aus 
der Sicht der proklamierten Gleichbehandlung nicht vertretbar.  
 
Die Entscheidung des EuGH „Centros“ spielt mE in Tschechien keine so 
bedeutende Rolle wie z.B. in Österreich oder in Deutschland, da sich das tschechische 
Recht zur Gründungstheorie bekennt (siehe unter Punkt 1) und die im Ausland wirksam 
gegründeten Gesellschaften anerkennt.  
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Peter Doralt - Barbara Dombóvári  
 
Niederlassungsfreiheit in Ungarn 
 
I. Statut (IPR und Gesellschaftsrecht) 
 
Das ungarische IPR318 folgt der Gründungstheorie. Gemäß § 18 Abs 1 und 2 uIPRG 
werden die Rechtsfähigkeit, die wirtschaftliche Qualität der Rechtsperson, die mit der 
Person verbundenen Rechte und die Rechtsverhältnisse unter den Mitgliedern nach dem 
Recht des Staates beurteilt, auf dessen Territorium die Rechtsperson registriert wurde. 
Diese Regel ist als eine allseitige (vollkommene) Kollisionsnorm formuliert; sie 
beansprucht also ganz allgemein zu regeln, welches Recht ein ungarischer Richter auf 
gesellschaftsrechtliche Fragen von Gesellschaften anzuwenden hat. In einem gewissen 
Widerspruch dazu steht das Gesetz Nr. CXLIV von 1997. 
 
Gemäß § 1 Abs 1 des Gesetzes Nr. CXLIV von 1997 über die 
Wirtschaftsgesellschaften (GWG) regelt das GWG “die Gründung, Organisation und 
Tätigkeit der auf dem Territorium von Ungarn über einen Sitz verfügenden 
Wirtschaftsgesellschaften, die Rechte und Pflichten der Gründer bzw Mitglieder 
(Aktionäre) der Gesellschaften und ferner ihre Haftung sowie die Umwandlung, Fusion 
bzw Trennung (im weiteren zusammen: Umwandlung) von Wirtschaftsgesellschaften und 
ihre Auflösung ohne Rechtsnachfolger“. 
 
Das Gesetz über die Wirtschaftsgesellschaften definiert nicht, was unter dem Sitz 
zu verstehen ist. Eine Definition des Sitzes ist aber in einem anderen ungarischen Gesetz 
zu finden. Der Sitz der Gesellschaft ist gemäß § 16 Abs 3 des Gesetzes Nr. CXLV von 
1997 über die Firmenregistratur, Firmenpublizität und das firmengerichtliche Verfahren 
(FRG) der Ort der zentralen Verwaltung. Dementsprechend sieht die herrschende 
Meinung für den Bereich des GWG ebenfalls den Ort der zentralen Verwaltung als Sitz der 
Wirtschaftsgesellschaft an319.  
 
Aus dem GWG ist daher wohl zu schließen, dass eine nach ungarischem Recht 
gegründete Gesellschaft auch ihren Satzungssitz am Ort der zentralen Verwaltung haben 
muss. Lässt aber ein fremdes Recht zu, dass eine nach diesem Recht gegründete 
Gesellschaft ihren tatsächlichen Sitz nicht im Gründungsstaat hat, und hat die Gesellschaft 
den Sitz ihrer zentralen Verwaltung in Ungarn, besteht zwischen der Regel des § 1 Abs 1 
GWG und dem § 18 uIPRG ein Spannungsverhältnis. Während das uIPRG auf den Staat 
der Registrierung abstellt, kommt es nach § 1 Abs 1 GWG für die Anwendbarkeit des 
GWG auf den Sitz in Ungarn an. Dieses Spannungsverhältnis besteht natürlich erst recht 
in den Fällen, in welchen trotz Gründung im Ausland nicht nur die tatsächliche 
Hauptverwaltung, sondern auch der satzungsmäßige Sitz dieser im Ausland gegründeten 





Zur Lösung dieses Widerspruchs gibt es drei Möglichkeiten: 
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 Miskolczi Bodnár, A gazdasági társaságok
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 (Die Wirtschaftsgesellschaften) (1999) 111; siehe dazu auch die 
Ausführungen unter Punkt 2.2. und die Nachweise in den dort enthaltenen Fußnoten; 
Fazekas/Harsányi/Miskolczi/Ujváriné, Magyar társasági jog (Ungarisches Gesellschaftsrecht) (1998) 44. 
85 
 
Maximaler Anwendungsbereich der Gründungstheorie: Eine Variante könnte darin 
gesehen werden, § 1 Abs 1 GWG in seiner Bedeutung vom IPR abzukoppeln. § 1 Abs 1 
GWG würde dann zu einer bloßen Ordnungsvorschrift des ungarischen 
Gesellschaftsrechts, welche einfach für die in Ungarn als Wirtschaftsgesellschaften zu 
registrierenden Gesellschaften einen Zentralverwaltungssitz in Ungarn verlangt. Nach 
diesem Verständnis von § 1 Abs 1 GWG muss also, wer eine Gesellschaft nach dem 
GWG gründen will, diese nicht nur nach ungarischem Recht als Wirtschaftsgesellschaft 
ausgestalten und in Ungarn registrieren lassen, sondern auch den tatsächlichen 
Zentralverwaltungssitz in Ungarn begründen. Diese Auslegung hätte den Vorteil, dass 
man § 18 uIPRG weiterhin uneingeschränkt gelten lassen könnte, auch eine bloß teilweise 
materielle Derogation von § 18 IPRG wäre nicht notwendig. Der Zwang zu einem 
ungarischen Zentralverwaltungssitz für ungarische Gesellschaften nach dem GWG 
schließt ja logisch nicht aus, dass z.B. auch eine englische private limited company mit 
ungarischem Zentralverwaltungssitz in Ungarn zulässig ist und anerkannt wird. Danach 
würde es also weiterhin – nach der Gründungstheorie des § 18 uIPRG – auf den 
Gründungsstaat ankommen; Ungarn würde auch nach ausländischem Recht gegründete 
Gesellschaften mit Zentralverwaltung in Ungarn gewissermaßen willkommen heißen und 
anerkennen, und wer ungarisches Gesellschaftsrecht auf seine Gesellschaft angewendet 
wissen will, muss auch in Ungarn seine Zentralverwaltung haben. Gegen diese Lösung 
spricht aber, dass danach die in § 1 Abs 1 GWG enthaltene Anordnung nur sehr 
beschränkte Bedeutung hat. Mit dem GWG hat der ungarische Gesetzgeber wohl 
erreichen wollen, dass die hauptsächlich in Ungarn tätigen Gesellschaften auch dem 
ungarischen Recht unterstellt werden und die bis in viele Details hinein getroffenen 
Regeln, die grundsätzlich zwingend sind320, nicht durch eine einfache Registrierung im 
Ausland umgangen werden können.  
 
Einschränkung der Gründungstheorie auf Gesellschaften mit zentralem 
Verwaltungssitz außerhalb Ungarns: § 1 Abs 1 GWG wird als singuläre Kollisionsnorm321 
aufgefasst, die bloß für Gesellschaften mit tatsächlichem Verwaltungssitz in Ungarn die 
Sitztheorie verankert und nur im übrigen, d.h. für alle anderen (Kapital-)Gesellschaften, die 
Gründungstheorie des § 18 uIPRG unberührt lässt322.  
 
Wir halten diese Lösung für richtig; danach ist § 1 Abs 1 GWG eine lex specialis 
und gleichzeitig eine lex posterior, die § 18 uIPRG zwar nicht gänzlich beseitigen wollte, 
aber doch diese Bestimmung für Gesellschaften, die im Ausland eingetragen sind, aber 
ihren tatsächlichen Verwaltungssitz in Ungarn haben, außer Kraft gesetzt hat. 
 
Diese Auffassung gibt beiden Bestimmungen einen bestimmten 
Anwendungsbereich; dafür spricht, dass in den Materialien und der wissenschaftlichen 
Diskussion, soweit ersichtlich, kein Ansatzpunkt für die Beseitigung der im IPR doch 
zentralen Gründungstheorie des § 18 uIPRG zu finden ist.  
 
Vollständige Verdrängung des Gründungstheorie (§ 18 u IPRG) durch die 
Sitztheorie (§1 Abs 1 GWG): Im Gegensatz dazu könnte man auch § 1 Abs 1 GWG trotz 
seiner Formulierung als allseitige Kollisionsnorm verstehen, also die in § 1 Abs 1 GWG für 
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Gesellschaften mit tatsächlichem Verwaltungssitz in Ungarn auf Gesellschaften mit 
tatsächlichem Verwaltungssitz im Ausland sinngemäß anwenden. Eine solche Erweiterung 
einer einseitigen Kollisionsnorm zu einer allseitigen Kollisionsnorm durch Analogie ist nicht 
ganz ungewöhnlich323. Sie würde bedeuten, dass der ungarische Gesetzgeber mit dem 
GWG die Gründungstheorie ganz generell (nicht bloß für Gesellschaften mit Sitz in 
Ungarn) aufgegeben hätte und der Analogieschluss aus § 1 Abs 1 GWG den § 18 uIPRG 
verdrängt. Dies halten wir aber schon wegen der Gesetzgebungstechnik nicht für 
gerechtfertigt. Es kommt zwar auch im IPR durchaus vor, dass eine Vorschrift (hier § 18 
uIPRG) nicht formell ausdrücklich aufgehoben wird, sondern nur materiell durch eine 
inhaltlich gegenteilige Vorschrift außer Kraft gesetzt wird (sog materielle Derogation); eine 
teilweise materielle Derogation des § 18 uIPRG muss man ja auch bei der zweiten 
Auslegungsvariante annehmen. Eine vollständige materielle Derogation des § 18 uIPRG 
auf Grund eines durch bloßen Analogieschluss zu einer allseitigen Kollisionsnorm 
erweiterten § 1 Abs 1 GWG ist aber uE nicht vertretbar. Zunächst wäre es eine eigenartige 
Gesetzestechnik anzunehmen, dass der Gesetzgeber ohne irgendeinen Hinweis in den 
Materialien eine zentrale IPR-Regel vollständig abschaffen wollte. Wenn es einen 
vernünftigen Sinn ergibt, sollte man daher eher eine Auslegung wählen, die beiden 
Vorschriften einen Anwendungsbereich belässt. Wie oben als zweite Variante gezeigt, 
kann man es nun durchaus für zweckmäßig ansehen, dass eine Gesellschaft mit 
tatsächlicher Zentralverwaltung in Ungarn dem ungarischen GWG unterstellt wird, im 
übrigen der ungarische Gesetzgeber aber Liberalität walten lässt und ausländische 
Gesellschaften nach dem Recht beurteilt, das sich die Gesellschafter selbst ausgesucht 
haben, indem sie ihre Gesellschaft in einem bestimmten Land registrieren ließen. Wenn 
das in einem dritten Staat, in dem die Gesellschaft ihren Zentralverwaltungssitz hat, nicht 
akzeptiert wird, soll dieser dritte Staat sich darum kümmern, es durchzusetzen.  
 
Zusammenfassend sind wir also der Auffassung, dass § 1 Abs 1 GWG eine 
einseitige, und zwar eine singuläre, Kollisionsnorm ist; danach müssen Gesellschaften mit 
Zentralverwaltungssitz in Ungarn nach ungarischem Recht eingetragen und beurteilt 
werden. Alle anderen Gesellschaften werden gemäß § 18 Abs 1 uIPRG nach dem 
Gründungsrecht beurteilt. 
 
Überflüssig ist es, an dieser Stelle auf die von Mádl und Vékás vertretene 
„Überlagerungstheorie“324 einzugehen, wonach zwar die Anerkennung als Rechtsperson, 
aber auch die Beziehungen zwischen den Gesellschaftern gemäß § 18 uIPRG dem 
Gründungsstatut (genetisches Statut) unterstellt werden, bei tatsächlichem 
Zentralverwaltungssitz in Ungarn aber die gesellschaftsrechtliche Beurteilung ihrer 
„Tätigkeit“ dem ungarischen Recht als Aktivitätsstatut unterstellt wird, denn hier geht es 






1. Grenzüberschreitende Sitzverlegung 
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 Zum österr. Recht Schwimann, Grundriß des internationalen Privatrechts
1
 (1982) 13; zum deutschen Recht 
Kegel/Schurig, Internationales Privatrecht
8




 Mádl/Vékás, The Law of Conflicts and Foreign Trade 153; das bereits 1987 erschienene Buch konnte noch nicht auf 
§ 1 Abs 1 GWG aus 1997 eingehen. 
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Die grenzüberschreitende, identitätswahrende Sitzverlegung ist im ungarischen 
Recht nicht vorgesehen. Gemäß § 1 Abs 1 GWG erstreckt sich der Anwendungsbereich 
des Gesetzes auf alle Gesellschaften, die über einen Sitz in Ungarn verfügen. Wie oben 
erwähnt, wird darunter der Ort der zentralen Verwaltung verstanden. Wenn also eine 
ausländische Gesellschaft ihren tatsächlichen Sitz nach Ungarn verlegt, sind uE auf diese 
Gesellschaft die Vorschriften des ungarischen GWG anzuwenden. Sie muss also diesen 
Vorschriften entsprechend gegründet, organisiert und in das Firmenregister eingetragen 
werden bzw den zur Eintragung notwendigen Erfordernissen entsprechen. UE muss die 
Gesellschaft neugegründet werden, da eine Fortsetzung einer ausländischen Gesellschaft 
als Gesellschaft nach dem GWG nicht vorgesehen ist. Man muss also wohl, um einen 
solchen Zweck nach geltendem Recht zu erreichen, die bestehende ausländische 
Gesellschaft liquidieren, in Ungarn eine neue Gesellschaft gründen und in diese das 
Vermögen der ausländischen Gesellschaften, bzw das Unternehmen als Sacheinlage 





Jede Wirtschaftsgesellschaft muss über einen Sitz verfügen. Die Festlegung eines 
Sitzes ist auch nach ungarischem Recht ein notwendiger Bestandteil des 
Gesellschaftsvertrags (§ 11 lit a GWG). Jede in Ungarn gegründete Gesellschaft muss 
ihren Sitz in Ungarn haben325. Eine Gesellschaft kann nach der herrschenden Meinung nur 
über einen Sitz verfügen326. Der Sitz der Gesellschaft ist in das Firmenregister 
einzutragen. Nach der allgemeinen Praxis der Firmengerichte wird zwar im 
Eintragungsverfahren nicht überprüft, ob die angegebene Adresse tatsächlich den Ort der 
zentralen Geschäftsverwaltung darstellt. Eine Überprüfung erfolgt aber, wenn 
diesbezüglich Zweifel bestehen327. 
 
Erfolgt die Verwaltung der Geschäfte der Gesellschaft an mehreren Orten, so muss 
als Sitz der Ort der zentralen Verwaltung angeben werden. Darunter wird der Ort der 
zentralen Leitung und administrativen Verwaltung verstanden328. Ein Doppelsitz ist nach 
der ungarischen Regelung also nicht möglich, die Gesellschaft muss in ihrem 
Gesellschaftsvertrag übereinstimmend mit der Realität den Ort der zentralen Verwaltung 







1. Abschluss  und Inkrafttreten 
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 Gál/Vezekényi, Cégjogi útmutató gazdasági társaságok cégügyeiben (Wegweiser für die Firmenangelegenheiten von 
Wirtschaftsgesellschaften) (1998) 232, Sárközy, Társasági törvény, cégtörvény, (Gesellschaftsgesetz, Firmengesetz) 
(1997) 572. 
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 Gál/Vezekényi, Cégjogi útmutató gazdasági társaságok cégügyeiben (Wegweiser für die Firmenangelegenheiten von 
Wirtschaftsgesellschaften) 232. 
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 Gál/Vezekényi, Cégjogi útmutató gazdasági társaságok cégügyeiben (Wegweiser für die Firmenangelegenheiten von 
Wirtschaftsgesellschaften) 232. 
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 Bacsy/Rózsa, Kommentár a cégnyilvántartásról, a cégnyilvánosságról és a bírósági cégeljárásról szóló törvényhez 
(Kommentar zum Gesetz über die Firmenregistratur, die Firmenpublizität und das firmengerichtliche Verfahren), 
CompLex CD Jogtár, 31.Okt.1999, § 16. 
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Am 16. Dezember 1991 unterzeichnete Ungarn das Assoziierungsabkommen mit 
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedsstaaten. Das 
Assoziierungsabkommen wurde am 4. Jänner 1994 kundgemacht329 und trat am 1. 
Februar 1994 in Kraft330.  
 
2. Phasen, Aufbau, wesentlicher Inhalt 
 
Das Assoziierungsabkommen besteht aus einer Präambel und 9 Titel, die in Artikel 
unterteilt sind.  
 
In der Präambel werden die wichtigsten Zielsetzungen festgelegt: die Errichtung 
einer Freihandelszone zwischen Ungarn und den Gemeinschaften; die Unterstützung 
Ungarns bei der wirtschaftlichen Entwicklung und die Errichtung von Institutionen, die der 
Verwirklichung des Assoziierungsabkommens dienen. 
 
I. Titel:  Politischer Dialog 
II. Titel:  Allgemeine Prinzipien: hier wird ein 10jähriger Zeitraum für die Assoziierung 
festgesetzt, der in zwei 5jährige Abschnitte unterteilt wird. Am Ende des 
ersten Abschnittes (5 Jahre nach dem Inkrafttreten) entscheidet der 
Assoziierungsrat über die Bedingungen des Eintrittes in den zweiten 
Abschnitt. Diese Zweiteilung gilt nicht für die Verwirklichung des freien 
Warenverkehrs. 
III. Titel:  Freier Warenverkehr: Ungarn und die Gemeinschaften vereinbaren im 
Einklang mit dem Assoziierungsabkommen und der GATT, innerhalb von 10 
Jahren eine Freihandelszone zu errichten. 
IV. Titel und V. Titel I. Kapitel: Regelung der anderen Grundfreiheiten. Bezüglich der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer wurde nur vereinbart, die bestehende 
Situation, soweit möglich, zu verbessern. Für die Niederlassungsfreiheit 
wurde die Verpflichtung übernommen, die Gleichbehandlung der jeweiligen 
Staatsangehörigen bis zum Ende der ersten Periode (1. Februar 1999) zu 
verwirklichen. Für die Dienstleistungsfreiheit wurden im 
Assoziierungsabkommen ebenfalls keine liberalisierende Maßnahmen 
vorgesehen, es handelt sich nur um längerfristige Absichtserklärungen. Die 
Freiheit des Kapitalverkehrs (V. Titel I Kap.) wird nur für den Bereich des 
Waren- Dienstleistungs- und Personenverkehrs zugesichert, der durch das 
Abkommen liberalisiert wird. 
V. Titel:  Wettbewerbsregelungen, Wirtschaftsmaßnahmen und 
Rechtsharmonisierung 
VI. Titel:  Wirtschaftliche Zusammenarbeit; Investitionsschutz und -entwicklung; 
industrielle Zusammenarbeit, wissenschaftliche und technologische 
Kooperation usw. 
VII. Titel:  Kulturelle Zusammenarbeit 
VIII. Titel: Finanzielle Zusammenarbeit (PHARE-Projekte, sonstige finanzielle 
Unterstützung) 
IX. Titel:  Institutionelle Maßnahmen: Einrichtung des Assoziierungsrates zur 
Überprüfung der Anwendung des Abkommens (auch Auslegungsfunktion); 
Parlamentarische Kommission zum Meinungsaustausch. 
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 Gesetz Nr 1 von 1994 über die Kundmachung des Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen 
Gemeinschaften und der Ungarischen Republik. 
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 § 5 des Gesetzes Nr 1 von 1994 über die Verkündung des Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen 
Gemeinschaften und der Ungarischen Republik. 
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IV. Niederlassungsfreiheit 
1. Das Assoziierungsabkommen 
 
Im Art 44 des Abkommens verpflichtete sich Ungarn - bis zu einem im Art 6 des 
Abkommens genau bestimmten Zeitpunkt331 - für Staatsangehörige der Gemeinschaft die 
Aufnahme und Ausübung selbständiger Erwerbstätigkeiten und die Gründung und Leitung 
von Unternehmen bzw für Gesellschaften der Gemeinschaft die Ausübung von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung von Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen 
und Repräsentanzen in Ungarn zu ermöglichen. Die Rechtsvorschriften in diesem Bereich 
dürfen Mitglieder der Gemeinschaft Inländern gegenüber nicht nachteilig behandeln. 
 
Im Assoziierungsabkommen hat sich Ungarn verpflichtet, die Niederlassungsfreiheit 
für Gesellschaften und Staatsangehörige der Gemeinschaften stufenweise bis zum 1. 
Februar 1999 zu ermöglichen. Weiters sicherte Ungarn zu, für die Geschäftstätigkeit der 
niedergelassenen Gesellschaften und Staatsangehörige eine den Inländern gleichgestellte 
Behandlung zu gewährleisten. Bis Ende der ersten Stufe der Übergangszeit (1. Februar 
1999) sollten Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die für bestimmte Erwerbstätigkeiten 
eine diskriminierende Behandlung vorsehen, geändert werden.  
 
Unter Niederlassung definiert das Abkommen im Art 44 Abs 5 im Fall der 
Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme und Ausübung selbständiger Erwerbstätigkeit 
sowie die Gründung und Leitung von Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften, die 
von ihnen tatsächlich kontrolliert werden. Das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt des 
jeweils anderen Vertragsstaates sowie die Suche und Annahme einer unselbständigen 
Beschäftigung wird von der Niederlassungsfreiheit ausdrücklich ausgenommen. Im Falle 
der Gesellschaften wird unter „Niederlassung“ das Recht auf Aufnahme und Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit durch Errichtung und Leitung von Tochtergesellschaften (tatsächlich 
kontrollierte Gesellschaften332), Zweigniederlassungen und Repräsentanzen verstanden. 
 
Als Gesellschaft der Gemeinschaften im Sinne des Abkommens gilt eine 
Gesellschaft, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates gegründet wurde und 
ihren satzungsmäßigen Sitz333, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung auf 
dem Gebiet der Gemeinschaften beziehungsweise in Ungarn hat. Der Abkommenstext 
setzt dann fort:  
 
„Hat die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates beziehungsweise Ungarns gegründete 
Gesellschaft jedoch nur ihren satzungsmäßigen Sitz im Gebiet der Gemeinschaft beziehungsweise in 
Ungarn, so müssen ihre Geschäftstätigkeiten eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft 
eines der Mitgliedstaaten beziehungsweise Ungarns aufweisen“ (Art 48 Abs 1 des 
Assoziierungsabkommens).  
 
Diese Formulierung, die in vielen Assoziierungsabkommen, aber auch in sonstigen 
Entwürfen der EU wiederkehrt334, steht gewissermaßen in der Mitte zwischen Gründungs- 
und Sitztheorie. 
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Im Ergebnis bedeutet dies: eine innerhalb der EU gegründete Gesellschaft, die zur 
Wirtschaft irgendeines EU-Landes eine echte und kontinuierliche Verbindung aufweist, 
kann in Ungarn ihre Geschäftstätigkeit frei entfalten und auch eine Niederlassung 
errichten. Es ist nicht erforderlich, dass diese EU-Gesellschaft die Verbindung zur 
Wirtschaft ihres Gründungsstaates hat, es genügt vielmehr, dass sie zur Wirtschaft 
irgendeines EU-Mitgliedstaates eine solche Verbindung hat. Durch die Centros-
Entscheidung hat diese liberale Bestimmung des Assoziierungsabkommens an Bedeutung 
gewonnen, denn bis zur Centros-Entscheidung haben die EU-Staaten, welche der 
Sitztheorie folgten, eine Ausschöpfung der Möglichkeiten des Assoziierungsabkommens 
gar nicht zugelassen; der im Assoziierungsabkommen erfasste Fall, dass eine z.B. in 
Irland gegründete Gesellschaft, die dort bloß ihren Briefkasten hat, ihre reale 
Geschäftstätigkeit in einem EU-Staat mit Sitztheorie entfaltet (z.B. in Österreich), war 
durch die Sitztheorie verboten; es konnte also bisher bei gesetzeskonformer Praxis gar 
nicht dazu kommen, dass eine solche Gesellschaft in Ungarn Niederlassungsfreiheit 
beanspruchte. Die irische Gesellschaft wäre bei ihrer Reise von Irland über Österreich 
nach Ungarn schon in Österreich gewissermaßen aufgehalten worden. Das hat sich nun 
uE durch die Centros-Entscheidung geändert; der Anwendungsbereich des Art 48 Abs 1 
des Assoziierungsabkommens wurde erweitert, denn bis zur Centros-Entscheidung konnte 
eine EU-Gesellschaft nur dann ihren satzungsmäßigen Sitz im Gründungsstaat haben, 
ohne mit der Wirtschaft desselben Landes eine echte und kontinuierliche Verbindung zu 
haben, wenn sowohl der Gründungsstaat als auch der Staat, zu dem die reale 
Wirtschaftsbeziehung bestand, der Gründungstheorie folgten. Das 
Assoziierungsabkommen gab daher z.B. schon bisher einer in Irland gegründeten 
Gesellschaft mit einer realen Wirtschaftsbeziehung bloß zu England einen Anspruch auf 
Niederlassungsfreiheit in Ungarn. Eine solche Fallkonstellation war schon vor Centros 
rechtlich möglich, weil sowohl Irland als auch England der Gründungstheorie folgen. 
(Siehe zu diesen Überlegungen oben Kalss P II.2.) 
 
Nach Art 44 Abs 1 bis 3 ist das Günstigkeitsprinzip zu beachten. Nach Art 44 Abs 1 
muss Ungarn ab Inkrafttreten des Abkommens für die Geschäftstätigkeit der in Ungarn 
niedergelassenen Gesellschaften aus dem EU-Raum die Gleichbehandlung mit 
ungarischen Gesellschaften gewährleisten, und ab 1. Februar 1999 ist die 
Gleichbehandlung mit ungarischen Gesellschaften auch hinsichtlich der vollen 
Niederlassungsfreiheit zu sichern. Umgekehrt können ungarische Gesellschaften im EU-
Raum sofort ab Inkrafttreten des Abkommens Gleichbehandlung mit Gesellschaften des 
jeweiligen EU-Landes hinsichtlich ihrer Geschäftstätigkeit und ihrer Niederlassungen 
verlangen.  
 
2. Gesellschaftsgründung, Tochtergesellschaften 
 
Bezüglich der Errichtung von Tochtergesellschaften bestand im Jahr 1991 kein 
Handlungsbedarf. 1991, als das Assoziierungsabkommen abgeschlossen wurde, konnten 
ausländische natürliche und juristische Personen bzw Gesellschaften ohne 
Rechtspersönlichkeit in Ungarn bereits aufgrund des alten Gesetzes über die 
Wirtschaftsgesellschaften (§ 4 Abs 1 des Gesetzes Nr. VI von 1988335 in der damals 
geltenden Fassung) unter den gleichen Bedingungen wie Inländer eine 
Wirtschaftsgesellschaft gründen oder in eine bestehende Gesellschaft eintreten.  
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 Außer Kraft gesetzt durch § 320 lit c des Gesetzes Nr CXLIV von 1997 über die Wirtschaftsgesellschaften; außer 
Kraft seit 16. Juni 1998. 
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3. Zweigniederlassungen und Handelsrepräsentanzen 
 
Eine neue Form der unternehmerischen Tätigkeit für ausländische Gesellschaften 
in Ungarn wurde durch das Gesetz über die Zweigniederlassungen und 
Handelsrepräsentanzen von Unternehmen mit ausländischem Sitz (Gesetz Nr CXXXII von 
1997) ermöglicht.  
 
Die Verpflichtung, die Ausübung von Geschäftstätigkeit durch Errichtung von 
Zweigniederlassungen zu ermöglichen, besteht für Ungarn einerseits aufgrund des oben 
dargestellten Assoziierungsabkommens mit der EG, andererseits auch aufgrund der 
OECD-Beitrittserklärung336. In dieser Beitrittserklärung übernahm Ungarn die 
Verpflichtung, die Gründung von Zweigniederlassungen für Unternehmen mit Sitz in den 
OECD-Mitgliedstaaten – auch im Finanzbereich – bis spätestens 31. Dezember 1997 zu 
ermöglichen.  
 
Im Einklang mit den beiden Verpflichtungsübernahmen wurde das Gesetz Nr 
CXXXII von 1997 erlassen, das am 1.1.1998 in Kraft trat. 
 
Nach diesem Gesetz können ausländische Unternehmen in Ungarn eine volle 
unternehmerische Tätigkeit durch Zweigniederlassungen entfalten. Zusätzlich wurde für 
die bloße gewerbsmäßige Geschäftsanbahnung und Vermittlung von Geschäften sowie 
zur Information von Kunden und der Aufrechterhaltung von Kundenkontakten die 
Einrichtung von Handelsrepräsentanzen ausländischer Unternehmungen liberalisiert.  
 
Die Zweigniederlassung ist eine mit wirtschaftlicher Selbständigkeit ausgestattete 
Organisationseinheit des ausländischen Unternehmens, die über keine 
Rechtspersönlichkeit verfügt. Sie wird als eigenständige Unternehmensform in das 
Firmenregister eingetragen. Sie entsteht mit der Eintragung und kann die 
unternehmerische Tätigkeit nach erfolgter Eintragung beginnen.  
 
Die firmenrechtlichen Vorschriften bezüglich der Zweigniederlassungen finden sich 
im Gesetz Nr CXLIV von 1997 über die Firmenregistratur, Firmenpublizität und das 
firmengerichtliche Verfahren (FRG). 
 
Als ausländisches Unternehmen gelten juristische Personen und Organisationen 
ohne Rechtspersönlichkeit, die im Ausland einen Sitz haben und eine unternehmerische, 
auf Einkommens- oder Vermögenserwerb gerichtete Tätigkeit ausüben (§ 2 lit a und lit d 
des Gesetzes Nr. CXXXII von 1997). Damit werden vom Anwendungsbereich des 
Gesetzes Nonprofit-Organisationen, öffentlich-rechtliche Organisationen und 
Haushaltsorganisationen ausgenommen337. 
 
Für die Gründung einer Zweigniederlassung schreibt § 5 Abs 1 leg cit nur zwei 
Voraussetzungen vor. Einerseits kann nur ein solches ausländisches Unternehmen eine 
Zweigniederlassung in Ungarn in das Firmenregister eintragen lassen, dem durch einen 
internationalen Vertrag mit dem seinem Sitz entsprechenden Staat oder mit einer 
internationalen Organisation die Gründung von Zweigniederlassungen in Ungarn 
ermöglicht wird (§ 5 Abs 1 lit a leg cit). § 5 Abs 2 ordnet an, dass mit einer 
interministeriellen Veröffentlichung die Liste der jeweils erfassten Vertragsstaaten bekannt 
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gemacht wird; die Liste erfasst daher nicht nur die EU-Länder, sondern auch insbesondere 
die große Zahl der OECD-Mitgliedstaaten338. Andererseits müssen die auf die Eintragung 
gestellten Anträge und deren Anhänge den Vorschriften des FRG entsprechen. Die im 
Firmenregister einzutragenden Daten sind in den §§ 12-14 FRG festgelegt, die 
Dokumente, die dem auf Eintragung gerichteten Antrag beizulegen sind, sind im Anhang 
des Gesetzes aufgelistet.  
 
Für die Eintragung der Zweigniederlassung werden von der ausländischen 
Gesellschaft folgende Daten und Dokumente verlangt: 
 
 Landeskennzeichen des Sitzstaates (§ 12 Abs 1 lit b FRG); 
 Name, Unternehmensform, Registrierungsnummer und Sitz der ausländischen 
Gesellschaft (§ 13 Abs 9 lit a FRG); 
 Bezeichnung und Sitz der Behörde (des Gerichtes), die (das) das für die ausländische 
Gesellschaft zuständige Firmenregister führt (§ 13 Abs 9 lit b FRG);  
 Name (Firma) und Adresse (Sitz) der leitenden Amtsträger der ausländischen 
Gesellschaft (§ 13 Abs 9 lit c FRG); 
 Firmenregisterauszug der ausländischen Gesellschaft (mit beglaubigter Übersetzung) 
bzw der Nachweis dessen, dass die Gesellschaft nach ihrem Heimatrecht in das 
Handelsregister eingetragen wurde (Anhang I/3/d); 
 Gründungsurkunde der ausländischen Gesellschaft (in einer alle Modifizierungen 
enthaltenden Fassung) und deren beglaubigte Übersetzung (Anhang II/7/a); 
 Beschluss über die Errichtung einer Zweigniederlassung und über die Ernennung des 
Vertreters, und dessen beglaubigte Übersetzung (Anhang II/7/b). 
 
Gesellschaften, die im Ausland über einen Sitz verfügen, eine auf Ertragserzielung 
gerichtete Tätigkeit ausüben und den Rechtsvorschriften entsprechend einen Antrag auf 
Eintragung stellen, können in Ungarn eine Zweigniederlassung errichten. Im Normalfall übt 
die ausländische Gesellschaft im Sitzstaat ihre Haupttätigkeit aus und entfaltet ihre den 
ungarischen Markt betreffende Wirtschaftstätigkeit durch die ungarische 
Zweigniederlassung. 
 
Es stellt sich aber die Frage, ob eine Gesellschaft, die im Ausland rechtmäßig 
eingetragen wurde, im Registrierungsstaat jedoch nur über einen satzungsmäßigen Sitz 
verfügt, ohne tatsächlich am Sitzort unternehmerisch tätig zu sein, in Ungarn eine 
Zweigniederlassung eintragen lassen und dort ihre gesamte Geschäftstätigkeit entfalten 
kann. Wie wäre eine Konstellation wie im Centros-Fall nach ungarischem Recht zu 
beurteilen? Kann im Falle eines Rechtsmissbrauchs die Eintragung abgelehnt werden? 
 
Zur Errichtung einer Zweigniederlassung muss im Registrierungsverfahren nur 
nachgewiesen werden, dass die ausländische Gesellschaft nach dem Recht des 
Heimatstaates existiert und über einen Sitz im Ausland verfügt. Die ausländische 
Gesellschaft legt dazu einen Firmenregisterauszug sowie die Gründungsurkunde vor. Wie 
aus den erforderlichen Daten und Dokumenten ersichtlich ist, wird ein Nachweis darüber, 
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szerinti országok listájának és a viszonossági gyakorlat fennállásának közzétételéről (Gemeinsame Information der 
Ministerien für Äußeres, Industrie, Handel und Fremdenverkehr, für Justiz und für Finanzen über die Veröffentlichung 
der Liste der von den in einzelnen Bestimmungen des Gesetzes Nr CXXXII von 1997 über die Zweigniederlassungen 
und Handelsrepräsentanzen von Unternehmen mit Sitz im Ausland erwähnten internationalen Verträgen erfaßten 
Staaten und über die Veröffentlichung des Bestehens einer Gegenseitigkeit). 
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ob im Sitzstaat tatsächlich eine Geschäftstätigkeit ausgeübt wird, bzw ein Nachweis über 
die Art dieser Tätigkeit nicht verlangt.  
 
Für Unternehmensformen ohne Rechtspersönlichkeit (darunter fallen auch die 
Zweigniederlassungen ausländischer Unternehmen) sieht das FRG einfaches Verfahren 
vor339.  
 
Gemäß § 40 wird vom Firmengericht nur überprüft, ob die im Eintragungsantrag 
enthaltenen Daten, die gemäß §§ 12-14 FRG für die jeweilige Unternehmensform 
einzutragen sind, den Bestimmungen der Gesetze entsprechen, bzw ob die 
Gründungsurkunde (und deren Modifizierungen) die für die jeweilige Unternehmensform 
vorgeschriebenen Angaben enthält, weiters, ob die im Anhang des Gesetzes aufgelisteten 
Dokumente dem Antrag beigefügt und die gesetzlich vorgeschriebenen Gebühren 
entrichtet worden sind. Eine weitere Überprüfung kann von dem Richter 
(Gerichtssachbearbeiter) nicht vorgenommen werden340. Insbesondere besteht bei den 
Unternehmensformen ohne Rechtspersönlichkeit nicht die Möglichkeit, andere als die im 
Anhang des Gesetzes aufgelisteten Dokumente einzufordern, um die Richtigkeit einzelner 
Daten zu überprüfen, wie dies bei Gesellschaften mit Rechtspersönlichkeit vorgesehen ist 
(§ 23 Abs 1 FRG). Bei der Eintragung einer Zweigniederlassung eines ausländischen 
Unternehmens erstreckt sich also die Überprüfungsbefugnis des Richters ausschließlich 
auf die vorhin erwähnten Dokumente. Es besteht für ihn keine rechtliche Möglichkeit, die 
tatsächliche Geschäftstätigkeit des ausländischen Unternehmens im Laufe des 
Eintragungsverfahrens zu eruieren. 
 
Das Gesetz Nr. CXXXII von 1997 über die Zweigniederlassungen definiert nicht, ob 
unter dem Sitz der Ort der tatsächlichen Verwaltung oder ein bloß satzungsmäßiger Sitz 
zu verstehen ist. § 2 lit a leg cit definiert das ausländische Unternehmen als eine 
„außerhalb des Gebietes der Ungarischen Republik über einen Sitz verfügende, als 
Haupttätigkeit eine unternehmerische Tätigkeit ausübende juristische Person bzw eine 
über keine Rechtspersönlichkeit verfügende Organisation“. Aus dieser Bestimmung ist 
nicht eindeutig ersichtlich, wo die unternehmerische Haupttätigkeit ausgeübt werden 
muss. Eine grammatikalische Interpretation dieser Bestimmung, für sich betrachtet, zwingt 
uE nicht zu der Schlussfolgerung, dass die unternehmerische Haupttätigkeit im 
Gründungsstaat oder wenigstens außerhalb des Gebietes der Ungarischen Republik 
ausgeübt werden muss. Die Begründung des Gesetzes341 gibt auch keine klare Auskunft 
über diesen Punkt. Sie weist nur darauf hin, dass die Anführung des Kriteriums „als 
Haupttätigkeit eine unternehmerische Tätigkeit ausübende juristische Person (..)“ - wie 
vorhin erwähnt - die Nonprofit-Organisationen, Haushaltsorgane und die öffentlich-
rechtlichen Organisationen vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausschließen will. Die 
Absicht, dass die Errichtung von Zweigniederlassungen nur für Gesellschaften möglich 
sein sollte, die im Ausland ihren Sitz haben und im selben Land als Haupttätigkeit eine 
unternehmerische Tätigkeit entfalten, kann der Gesetzesbegründung nicht entnommen 
werden.342 
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 Gemäß § 39 kann in dieses Verfahren der Gerichtssachbearbeiter selbständig vorgehen, solange es nicht um die 
Abweisung eines Eintragungsantrages geht. Dazu muss er die vorherige Zustimmung des Richters einholen. 
340
 Gál/Vezekényi, Cégjogi útmutató gazdasági társaságok cégügyeiben (Wegweiser für die Firmenangelegenheiten von 
Wirtschaftsgesellschaften) 29 ff; Sárközy, Társasági törvény, cégtörvény, (Gesellschaftsgesetz, Firmengesetz) 608. 
341
 Siehe 1997.évi CXXXII. törvény indokolása (Begründung des Gesetzes Nr CXXXXII von 1997), CompLex CD 
Jogtár 31.Okt. 1999. 
342
 Die Einleitung zu den Erläuterungen des Gesetzes weist darauf hin, dass der ungarische Gesetzgeber mit dem Gesetz 
CXXXII aus dem Jahre 1997 nicht nur dem Assoziierungsabkommen mit der EU entsprechen wollte, sondern dass 
damit auch dem Liberalisierungskodex der OECD und dem damals noch in Vorbereitung befindlichen und weit 
liberaleren MAI-Abkommen der OECD Rechnung getragen werden sollte. Diese Genesis bietet eine gewisse Erklärung 
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Aufgrund dieser Erwägungen und aufgrund der mangelnden Pflicht eines 
Nachweises bzw der fehlenden Möglichkeit einer Nachforschung über die Existenz bzw 
die Art und Weise der im Sitzstaat tatsächlich ausgeübten Geschäftstätigkeit im Laufe des 
Registrierungsverfahrens ist uE darauf zu schließen, dass für die Eintragung einer 
Zweigniederlassung in Ungarn ausreicht, wenn die Gesellschaft im Ausland eingetragen 
ist und ihren satzungsmäßigen Sitz im Ausland hat. 
 
Auf den Ort der tatsächlichen Verwaltung und darauf, ob die Gesellschaft im 
Sitzstaat tatsächlich eine Geschäftstätigkeit entfaltet, kommt es für die Gründung einer 
Zweigniederlassung in Ungarn nicht an. In der Praxis wird also jedes ausländische 
Unternehmen, das im Ausland rechtmäßig gegründet wurde, dort einen registrierten Sitz 
hat und in Ungarn einen vorschriftsmäßigen Antrag auf Eintragung stellt, in Ungarn eine 
Zweigniederlassung errichten können. Damit geht Ungarn zunächst weit über die aus Art 
48 EU-Assoziierungsabkommen resultierende Anerkennungspflicht hinaus, denn diese 
Praxis verzichtet ja auf die Prüfung der nach dem EU-Assoziierungsabkommen 
geforderten echten und kontinuierlichen Verbindung zur Wirtschaft eine EU-
Mitgliedstaates. Ob die oben im FN angestellte Vermutung, dass diese liberale Praxis 
letztlich ihren Grund in einer Art Vorgriff des Gesetzgebers auf das MAI-Abkommen der 
OECD hat, kann hier dahingestellt bleiben. Es wäre zwar denkbar, dass Ungarn ganz 
liberal gegenüber im Ausland gegründeten Gesellschaften in seiner 
Anerkennungsgesetzgebung und -praxis großzügiger ist, als dies völkerrechtlich 
notwendig ist. Zu einer solchen Auslegung des Gesetzes Nr. CXXXII aus dem Jahre 1997 
kann man uE nicht kommen, insoweit ein späteres ungarisches Gesetz zu einer 
restriktiven Auslegung zwingt. Ein solches Gesetz ist uE das kurz nach dem Gesetz Nr. 
CXXXII erlassene Gesetz Nr. CXLIV aus dem Jahr 1997 über die 
Wirtschaftsgesellschaften (GWG). Wie bereits oben unter Punkt 1 (Seite 1 ff dieser Arbeit) 
dargestellt, verlangt § 1 Abs 1 GWG wohl, dass eine Gesellschaft, die ihre Haupttätigkeit 
in Ungarn ausübt, nach dem GWG gegründet wird und ihren satzungsmäßigen Sitz in 
Ungarn hat.  
 
Will daher eine Gesellschaft, die im Ausland rechtmäßig gegründet wurde, im 
Gründungsstaat jedoch nur über einen satzungsmäßigen Sitz verfügt, ohne dort 
tatsächlich eine Geschäftstätigkeit zu entfalten, in Ungarn eine Zweigniederlassung 
eintragen lassen, um in Ungarn die gesamte Geschäftstätigkeit zu entfalten, ist also diese 
Zweigniederlassung in Wahrheit die eigentliche Hauptniederlassung und der Ort der 
zentralen Geschäftsführung und Verwaltung, so muss uE nach § 1 Abs 1 GWG das 
ungarische Gericht die Eintragung einer solchen Zweigniederlassung aus den oben unter 
Punkt 1 dargelegten Gründen verweigern.  
 
Da in diesem Fall der Ort der zentralen Verwaltung ausschließlich in Ungarn liegt, 
bedarf es zur Ausübung einer unternehmerischen Tätigkeit in Ungarn – nach den unter 1.1 
dargelegten Erwägungen - der Gründung einer Gesellschaft nach dem GWG. Nur auf 
Grund des EU-Assoziierungsabkommens ist im Sinne einer völkerrechtskonformen 
Interpretation die Beachtung von Art 48 Assoziierungsabkommen geboten. Demnach ist 
ausnahmsweise in einschränkender Interpretation von § 1 Abs 1 GWG die Registrierung 
einer ungarischen Zweigniederlassung trotz Haupttätigkeit in Ungarn doch geboten, wenn 
eine in einem EU-Mitgliedstaat gegründete Gesellschaft wenigsten zur Wirtschaft des 
Gründungsstaats oder zur Wirtschaft eines anderen EU-Staates eine echte und 
                                                                                                                                                                  
für die weitgehende Annäherung an die Gründungstheorie im Gesetz CXXXII aus dem Jahre 1997 (siehe auch zur 
dementsprechenden ungarischen Praxis und zum Widerspruch zum § 1 GWG weiter unten im Text). Das MAI-
Abkommen ist aber bekanntlich nicht in Kraft getreten. 
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kontinuierliche Verbindung nachweisen kann. Für EU-Gesellschaften genügt dies selbst 
dann, wenn sie in Ungarn ihre Haupttätigkeit entfalten. Der ungarischen Praxis ist freilich 
einzuräumen, dass in dem Gesetz Nr. CXXXII von 1997 von diesen zusätzlichen 
Erfordernissen nicht die Rede ist und diese Interpretation des ungarischen Rechts mit der 
erklärten Absicht des ungarischen Gesetzgebers, die Eintragungen im Firmenregister 
insbesondere für ausländische Gesellschaften zu beschleunigen, im Widerspruch steht. 
Eine seriöse EU-Gesellschaft, die eine Zweigniederlassung in Ungarn errichten will, wird 
aber keine Schwierigkeiten haben, durch Vorlage von ausländischen Jahresabschlüssen 
allenfalls mit Bestätigungen über die Abschlussprüfung und mit Hilfe von 
Steuerbescheiden ihre tatsächliche Wirtschaftstätigkeit im EU-Gebiet nachzuweisen. Nur 
durch diese Interpretation kann Ungarn verhindern, zum Tummelplatz von peuso-
ausländischen Gesellschaften zu werden, die ohne sachliche Rechtfertigung den 
zwingenden Vorschriften  des ungarischen Gesellschaftsrechtes ausweichen wollen und 
im Land des Gesellschaftsrechtes ihrer Wahl, z.B. in Panama oder Liechtenstein, nur 
einen Briefkasten unterhalten.  
 
Entsprechend der im Assoziierungsabkommen übernommenen Verpflichtung wurde 
im Gesetz Nr CXXXII von 1997 auch die Errichtung von Handelsrepräsentanzen 
ermöglicht. Handelsrepräsentanzen sind gemäß § 2 lit c leg cit Organisationseinheiten des 
ausländischen Unternehmens, die im ungarischen Firmenregister als eine eigenständige 
Unternehmensform eingetragen werden. Ihr Tätigkeitsbereich umfasst die Vorbereitung 
und Vermittlung von Verträgen, die Kontaktpflege mit Geschäftspartnern und die 
Vermittlung von Informationen. Sie dürfen jedoch keine unternehmerische Tätigkeit 
entfalten. 
 
Anmerkung: Als letzter Schritt wurde die Niederlassungsfreiheit für 
Einzelunternehmen (EU-Bürger) durch das Gesetz Nr. LXXII von 1998 verwirklicht. Dieses 
Gesetz trat am 1. Februar 1999 in Kraft und sichert den Staatsangehörigen der 
Europäischen Union die Möglichkeit, selbständige Erwerbstätigkeit grundsätzlich unter den 
gleichen Bedingungen wie Inländer auszuüben. Gewisse Wirtschaftszweige wie 
Rechtsberatung, Landwirtschaft, Finanzdienstleistungen usw. sind von der 




Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die ungarischen 
Rechtsvorschriften den übernommenen Verpflichtungen weitestgehend entsprechen und 
die Niederlassungsfreiheit in allen Bereichen im Einklang mit den Bestimmungen des 
Assoziierungsabkommens fristgerecht verwirklicht wurde. Die Niederlassungsfreiheit in 
Ungarn umfasst auch die Möglichkeit, wie im Centros-Fall unter Ausnützung der 
günstigeren Gründungsvorschriften eines anderen Staates im Ausland eine Gesellschaft 
zu gründen und in Ungarn eine Zweigniederlassung zu errichten, ohne im Gründungsstaat 
tatsächlich unternehmerisch tätig zu sein. Ob dies eine bewusste Entscheidung des 
Gesetzgebers war oder einfach nur EU-konform „gelungen“ ist, ist aus der ungarischen 
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Niederlassungsfreiheit in Kroatien343 
 
Kroatien hat bisher kein Assoziierungsabkommen mit der Europäischen Union 
abgeschlossen344. Aus diesem Grund kann über eine Auswirkung des Centros-Urteils345 
auf die Niederlassungsfreiheit in Kroatien unmittelbar auf Grund eines solchen 
Abkommens zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht gesprochen werden. Das Ziel dieser 
Arbeit ist es, die kroatische Regelung der international-gesellschaftsrechtlichen 
Anknüpfung und der Gründung einer Zweigniederlassung zu untersuchen, um 
festzustellen, inwiefern diese Regelung den EU-Bestimmungen über die 
Niederlassungsfreiheit in ihrer Auslegung nach dem Centros-Urteil entspricht346. 
 
I. Statut (IPR und Gesellschaftsrecht) 
1. IPR- Anknüpfung347 
 
§ 17 Gesetz über die Regelung der Kollision von Gesetzen mit Vorschriften anderer Staaten bei 
bestimmten Verhältnissen (Gesetzestextauszug): 
Abs 1  
Die Angehörigkeit einer juristischen Person bestimmt sich nach dem Recht des Staates, in dem sie 
gegründet wurde. 
Abs 2 
Hat die juristische Person den tatsächlichen Sitz in einem anderen Staat als in dem Staat, in dem 
sie gegründet wurde, und hat sie nach dem Recht dieses Staates seine Angehörigkeit, so gilt sie 
als juristische Person dieses Staates. 
 
 
Die IPR-Anknüpfung juristischer Personen in Kroatien348 richtet sich nach dem 
Gesetz über die Regelung der Kollision von Gesetzen mit Vorschriften anderer Staaten bei 
bestimmten Verhältnissen (im Folgenden IPRG genannt) 349. Dieses Gesetz aus dem Jahr 
1982 ist gem. Art 3 IPRG subsidiär zu anderen Gesetzen, sowie zu internationalen 
Abkommen anzuwenden. 
 
Das IPRG Kroatiens folgt bei der Bestimmung des Personalstatuts einer juristischen 
Person einer „erweiterten Gründungstheorie“. Die Angehörigkeit einer juristischen Person 
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 Ich bedanke mich herzlich bei Dr. Tomislav Borić und Prof. Dr. Dieter Martiny für wertvolle Diskussionen im 
Zusammenhang mit dem Statut einer juristischen Person im kroatischen internationalen Privatrecht. Dr. Tomislav Borić 
hat überdies der Leserlichkeit des Textes unter P I. beigetragen. 
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 Über den Stand der EU-Anpassung vor den Wahlen in Kroatien im Jänner 2000 vgl Government of the Republic of 
Croatia, Office for European Integration, Action Plan for European Integration (September 1999). Der Abschluss eines 
Assoziierungsabkommens mit der EU ist im Programm der neuen Regierung vom 8.2.2000 als ein der strategischen 
Ziele der kroatischen Außenpolitik festgelegt worden; vgl http://www.vlada.hr/english/gov-program2.html#4.5. 
345
 EuGH, Rs. C-212/97 (Centros Ltd/Erhvervs - og Selskabsstyrelsen) DB 1999, 625 (mit Anm Meilicke). 
346
 Insofern weicht dieses Ziel von dem anderer, in diesem Arbeitspapier veröffentlichten Arbeiten; vgl Kalss P I.6. 
347
 Zu verschiedenen Theorien zur Bestimmung des Personalstatuts einer juristischen Person vgl Kalss P I.2. mwN. 
348
 Das sind nach kroatischem Recht auch die OHGs und KGs. 
349
 Zakon o rješavanju sukoba zakona s propisima drugih zemalja u odreĎenim odnosima, übernommen in die 
kroatische Rechtsordnung in Narodne novine (Gesetzblatt der Republik Kroatien) 53/91. Es handelt sich um ein 
jugoslawisches Gesetz aus dem Jahr 1982 (Službeni list SFRJ 43/82 idF 72/82). Das Gesetz wurde auch in Slowenien 
nach seiner Unabhängigkeitserklärung übernommen. Obwohl Slowenien inzwischen ein eigenes Gesetz verabschiedet 
hat (Zakon o mednarodnem zasebnem pravu in postopku, Uradni list 56/99), entsprechen Art 17 Abs 2 und 3 dieses 
Gesetzes wörtlich Art 17 Abs 1 und 2 des IPRG. Abs 1 des Art 17 des slowenischen Gesetzes stellt lediglich fest, dass 
es sich um eine Bestimmung handelt, mit der das Personalstaut der juristischen Person bestimmt wird; zur slowenischen 
Regelung s Bruckmüller P I.1. 
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bestimmt sich demnach primär nach dem Recht des Staates, in dem sie gegründet wurde 
(Art 17 Abs 1 IPRG). Hat die juristische Person jedoch nach dem Recht des Staates, in 
dem sie ihren tatsächlichen Sitz350 hat, die Staatszugehörigkeit dieses Staates, so gilt 
diese Anknüpfung auch in Kroatien (Art 17 Abs 2 IPRG)351.  
 
Die Formulierung des Art 17 IPRG ist in vielerlei Hinsicht unklar352. Die Meinung der 
Lehre ist dahingehend einhellig, dass es sich bei Art 17 IPRG um eine Norm handelt, mit 
der die für die Rechts- und Handlungsfähigkeit einer juristischen Person des Privatrechts 
maßgebliche Rechtsordnung festgestellt wird353, somit die Frage ihrer Anerkennung 
geregelt wird354. Auch andere wesentliche Tatbestände, die für das Leben einer 
juristischen Person von Bedeutung sind, wie ihre innere Organisation, Verhältnisse 
zwischen den Mitgliedern und der Gesellschaft, Haftung uä sollen nach der herrschenden 
Lehre dieser Rechtsordnung unterstellt werden355. Für die Parteifähigkeit der juristischen 
Person ist das gem. Art 79 Abs 4 IPRG ausdrücklich bestimmt. 
 
Das kroatische IPRG beruht ebenso wie das österreichische356 auf dem Grundsatz 
der Gesamtverweisung. So bestimmt Art 5 IPRG, dass bei der Anwendung des Rechtes 
eines ausländischen Staates auch seine Vorschriften über die Bestimmung des 
maßgeblichen Rechts zur Anwendung kommen357. Auf Grund des Wortlauts des Art 17 
Abs 2 IPRG stellt sich die Frage, ob hier tatsächlich eine Gesamtverweisung vorliegt, oder 
ob nicht eine Verweisung auf das materielle Recht des Sitzstaates beabsichtigt wird. Nach 
Art 17 Abs 2 IPRG gilt eine juristische Person als juristische Person des Sitzstaates, wenn 
sie nach dessen Recht seine Angehörigkeit hat. Der Begriff der Angehörigkeit ist im Sinne 
des Personalstatuts einer juristischen Person zu verstehen – der für die juristische Person 
maßgeblichen Rechtsordnung, die nach den in Art 17 IPRG angegebenen Kriterien zu 
bestimmen ist. Daraus folgend ergeben sich zwei mögliche Auslegungen von Art 17 Abs 2 
IPRG: 
 
1.) Das Personalstatut ist das Recht des Sitzstaates, wenn das IPR dieses Staates 
der Sitztheorie folgt. Da auf die Kollisionsnormen verwiesen wird, ist nur ihr Inhalt von 
Bedeutung – nach dem materiellen Recht kann der juristischen Person die Rechtsfähigkeit 
abgesprochen werden, wie das in den Staaten, die der Sitztheorie folgen, tatsächlich 
häufig der Fall sein wird.  
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 Unter dem Begriff tatsächlicher Sitz wird der Sitz der Hauptverwaltung einer juristischen Person verstanden; s 
Dika/Knežević/Stojanović, Komentar Zakona o meĎunarodnom privatnom i procesnom pravu (1991) Art 17 Rz 6. 
351
 Vgl dazu Varadi, MeĎunarodno privatno pravo (1983) 174; Dika/Knežević/Stojanović Art 17 Rz 5 ff; 
Ilešič/Polajnar-Pavčnik/Wedam-Lukić, Mednarodno zasebno pravo, komentar zakona2 (1992) Art 17 Rz 3; Barbić, 
Sjedište društava, Pravo i porezi 1998, 1309 = Barbić, Pravo društava I (opći dio) (1999) 326. 
352
 Klasiček, Osobni statut pravnih osoba u meĎunarodnome privatnom pravu, Zbornik radova Pravnog fakulteta u 
Splitu 33 / 41-42 (1996) 59 f weist auf einige Unklarkeiten hin; nach Dika/Knežević/Stojanović Art 17 Rz 3 ist die 
Norm ungeschickt formuliert. 
353
 So Dika/Knežević/Stojanović Art 17 Rz 1 und 3, Klasiček, Prijedlog kriterija za odreĎivanje državne pripadnosti 
trgovačkog društva u hrvatskom meĎunarodnom privatnom pravu, Zbornik Pravnog fakulteta Sveučilišta u Rijeci 19 
Supplement (1998) 1088, 1101; nach Ilešič et al. Art 17 Rz 1 ist Art 17 IPRG keine Kollisionsnorm. Sein 
Kollisionsinhalt ergebe sich einerseits daraus, dass ohne eine solche Auslegung sein Inhalt sinnlos wäre. Anderseits 
ergebe sich dieser Inhalt auch aus Art 79 Abs 4 IPRG, in dem für die Parteifähigkeit einer juristischen Person auf Art 17 
IPRG verwiesen wird. 
354
 Nach Doralt, Anerkennung ausländischer Gesellschaften, JBl 1969, 183 ist die Anerkennung nur ein Ausschnitt aus 
dem Fragenkreis des internationalen Gesellschaftsrechts. Gegenstand ihrer Feststellung ist nur, ob und inwieweit dem 
ausländischen gesellschaftsrechtlichen Gebilde auch im Inland die Fähigkeit, Träger von Rechten und Pflichten zu sein, 
zukommt. Andere Fragen, wie etwa die Frage der inneren Organisation der Gesellschaft, sind davon zu trennen. 
355
 Dika/Knežević/Stojanović Art 17 Rz 3. 
356
 Schwimann, Internationales Privatrecht
2
 (1999) 36. 
357
 Das entspricht inhaltlich Art 5 Abs 1 des österreichischen IPRG. 
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Für diese Auslegung spricht vor allem der Grundsatz der Gesamtverweisung, der 
nach dem Willen des Gesetzgebers ausnahmslos verwirklicht werden soll358. Dagegen 
spricht schon der Wortlaut des Art 17 Abs 2 IPRG („hat ihre Angehörigkeit“...“gilt sie als 
juristische Person dieses Staates“ - gelten als juristische Person eines Staates kann eine 
juristische Person nur dann, wenn sie nach dem materiellen Recht dieses Staates auch 
tatsächlich anerkannt wird). Aber auch der Charakter von Art 17 Abs 2 IPRG als eine 
Ausnahme zur in Art 17 Abs 1 IPRG verankerten Gründungstheorie (eine solche 
Auslegung würde im Wesentlichen zur Anwendung der Sitztheorie im kroatischen Recht 
führen) spricht dagegen. Darüber hinaus konnten zum Zeitpunkt, zu dem das IPRG 
verabschiedet wurde, kaum Zweifel entstehen, ob eine inländische oder ausländische 
juristische Person vorlag359. Der primäre Zweck des Art 17 IPRG dürfte darin gelegen sein, 
die Angehörigkeit ausländischer juristischen Personen zu bestimmen. Es lag nicht im 
Interesse des jugoslawischen Staates, einer ausländischen juristischer Person die 
Anerkennung zu versagen. Vielmehr sollte in Art 17 IPRG der Anknüpfungspunkt für die 
juristischen Personen nach dem Grundsatz der stärksten Beziehung360 bestimmt werden. 
 
2.) Nach dem Grundsatz der stärksten Beziehung geht das IPRG von dem Recht 
des Gründungsstaates aus. Nur dort, wo eine noch stärkere Beziehung zu dem Staat des 
tatsächlichen Sitzes besteht, sodass dieser Staat die juristische Person als seine eigene 
betrachtet, kommt das Recht dieses Staates zur Anwendung. Verwiesen wird daher auf 
das materielle Recht (Sachnormverweisung), wobei die Anwendung des Rechts des 
Sitzstaates von deren Inhalt abhängig gemacht wird. Anerkennt der Sitzstaat die 
Gesellschaft nicht, so wird das Recht des Staates angewendet, in dem die Gesellschaft 
gegründet wurde361 (Gesamtverweisung auf das Recht des Gründungsstaates).  
 
Diese Auslegung scheint auch von der herrschenden Lehre in, Kroatien einhellig 
vertreten zu sein362. Sie fördert die Anerkennung von juristischen Personen und ist aus 
diesem Grunde zu bevorzugen. 
 
Art 17 IPRG enthält keine Aussage darüber, wie Kroatien im Ausland gegründete 
juristische Personen, die in Kroatien ihren tatsächlichen Sitz haben, behandelt.  
 
2. Gesellschaftsrechtliche Anknüpfung 
 
Art 2 Gesetz über Handelsgesellschaften (Gesetzestextauszug): 
Handelsgesellschaft ist eine juristische Person, deren Gründung und Organisation mit diesem 
Gesetz geregelt sind363. 
                                                 
358
 Vgl dazu die Ausführungen von Dika/Knežević/Stojanović Art 6 Rz 10 ff über die Entstehungsgeschichte der Norm 
und Erläuternden Bemerkungen. 
359
 Vgl Varadi 174. Der Grund dafür lag in besonderen Unternehmensformen des jugoslawischen Rechts sowie in dem 
System des gesellschaftlichen Eigentums und der sozialistischen Selbstverwaltung, auf dem diese Unternehmensformen 
beruht haben; zum gesellschaftlichen Eigentum vgl Borić, Eigentum und Privatisierung in Kroatien und Ungarn (1996) 
65 ff, zum System der sozialistischen Selbstverwaltung und Organisationen der vereinten Arbeit vgl Borić 75 ff 
360
 Zur stärksten Beziehung im Vergleich zur engsten Verbindung s Schwind, Internationales Privatrecht (1990) Rz 141. 
Im kroatischen IPRG ist dieser Grundsatz nicht ausdrücklich verankert. Vielmehr bestimmt Art 2 IPRG, dass die 
Lücken auf Grundlage der Gesetzesbestimmungen und -Grundsätze und Rechtsgrundsätze der nationalen 
Rechtsordnung und des internationales Privatrechts zu lösen sind. Der Grundsatz der stärksten Beziehung ist ein 
Ausdruck der international-privatrechtlichen Gerechtigkeit und gehört somit zu Grundsätzen des internationalen 
Privatrechts – s Schwind Rz 141. 
361
 Dika/Knežević/Stojanović Art 17 Rz 5a. 
362
 S Varadi 174; Dika/Knežević/Stojanović Art 17 Rz 5; Ilešič et al. Art 17 Rz 3; Barbić, Pravo i porezi 1998, 1309 = 
Barbić 326. 
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Art 611  
Abs 1  
Ausländische Handelsgesellschaft ist im Sinne dieses Gesetzes eine Handelsgesellschaft, die 
nach dem Recht des Staates, in dem sie ihren registrierten Sitz hat, rechtmäßig gegründet wurde. 
Art 619 
Abs 1 
Ausländischer Investor ist im Sinne dieses Gesetzes eine juristische Person mit registriertem Sitz 
außerhalb der Republik Kroatien sowie jede natürliche Person, die ein ausländischer Staatsbürger, 
Flüchtling oder Staatenloser ist, wenn sie einen Anteil an einer Gesellschaft oder Aktien einer 
Gesellschaft erwirbt oder in eine Gesellschaft auf Vertragsbasis investiert. 
 
 
Das Gesellschaftsrecht ist in Kroatien im Gesetz über Handelsgesellschaften (im 
Folgenden HGG genannt)364 umfassend geregelt. Dieses Gesetz wurde im Jahr 1993 
verabschiedet und ist seit 1.1.1995 anwendbar. Das HGG regelt auch Investitionen 
ausländischer natürlicher und juristischer Personen in Kroatien, und zwar sowohl deren 
Geschäftstätigkeit in Kroatien und Gründung von Zweigniederlassungen als auch die 
Gründung von Tochtergesellschaften365. Ebenfalls darin geregelt sind Einlagen in eine 
bestehende Handelsgesellschaft auf gesellschaftsrechtlicher und vertraglicher Grundlage. 
Nach den HGG Bestimmungen über ausländische Gesellschaften und Einlagen (Teil IV 
des Gesetzes) sind ausländische und inländische Handelsgesellschaften bei der 
Gründung von Zweigniederlassungen und Geschäftstätigkeit in Kroatien sowie bei der 
Gründung von Handelsgesellschaften und Einlagen in eine bestehende Gesellschaft unter 
der Voraussetzung der Gegenseitigkeit grundsätzlich gleichgestellt366 Es handelt sich um 
eine allgemeine Regelung, die durch sondergesetzliche Regelungen ergänzt und zum Teil 
derogiert wird.367  
 
§ 2 Abs 1 HGG definiert eine Handelsgesellschaft als eine „juristische Person, 
deren Gründung und Organisation mit diesem Gesetz geregelt sind“. Art 619 Abs 1 HGG 
definiert einen ausländischen Anleger unter anderem als eine juristische Person mit dem 
registrierten Sitz außerhalb der Republik Kroatien. Art 611 Abs 1 HGG definiert eine 
ausländische Handelsgesellschaft als eine Handelsgesellschaft, die nach dem Recht des 
Staates, in dem sie ihren registrierten Sitz hat, ordnungsgemäß gegründet wurde. Aus den 
Bestimmungen über den Sitz der in Kroatien gegründeten Handelsgesellschaften368 geht 
hervor, dass diese Gesellschaften zwar einen registrierten Sitz, aber nicht unbedingt auch 
                                                                                                                                                                  
363
 Handelsgesellschaften sind gemäß Art 2 Abs 2 HGG offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, 
Aktiengesellschaft und Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Im kroatischen Recht sind auch OHGs und KGs 
juristische Personen. 
364
 Zakon o trgovačkim društvima, Narodne novine 113/93 idF Narodne novine 34/99 und 121/99 (authentische 
Auslegung); in deutscher Übersetzung: Philippi-Novak et al. (Hrsg.), Kroatisches Gesetz über Handelsgesellschaften 
(1995); Breidenbach (Hrsg), Handbuch Wirtschaft und Recht in Osteuropa (WiRO), KRO 300, Gesetz über 
Handelsgesellschaften (Auszug). 
365
 Die Gründung von Repräsentanzen ausländischer Personen ist hingegen im Handelsgesetz (Zakon o trgovini), 
Narodne novine 11/96 idF Narodne novine 75/99 und in der Verordnung über die Voraussetzungen für die Gründung 
und Tätigkeit von Repräsentanzen ausländischer Personen in der Republik Kroatien (Uredba o uvjetima za osnivanje i 
rad predstavništava stranih osoba u Republici Hrvatskoj), Narodne novine 7/97 geregelt. Repräsentanzen, die zu 
Zwecken der Marktforschung, Werbung und Information gegründet werden können, haben keine eigene 
Rechtspersönlichkeit und können keine Geschäfte im Inland abschließen. Die Gründung von Repräsentanzen 
ausländischer Banken ist gesondert geregelt. 
366
 Für Zweigniederlassungen vgl unter P II.3. 
367
 Sondervorschriften bestehen zB für Zweigniederlassungen ausländischer Banken in Kroatien – s Bankengesetz 
(Zakon o bankama), Narodne novine 161/98 Artt 17 ff. 
368
 Artt 37 ff HGG. 
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ihren tatsächlichen Sitz in Kroatien haben müssen369. Das HGG folgt demnach der 
Gründungstheorie.  
 
Befindet sich der tatsächliche Sitz einer im Ausland gegründeten 
Handelsgesellschaft in Kroatien, so gilt sie nach den materiellen Bestimmungen des 
kroatischen Rechtes nicht als eine kroatische juristische Person. Auf sie wird gem. Art 17 
Abs 1 IPRG das Recht des Gründungsstaates angewendet.370 Welches Recht wird aber 
auf eine Handelsgesellschaft angewendet, die nach kroatischem Recht gegründet wurde, 
aber ihren tatsächlichen Sitz im Ausland hat? Zwischen Art 17 Abs 2 IPRG und den 
Bestimmungen des HGG besteht ein Widerspruch, da das HGG ausnahmslos der 
Gründungstheorie folgt. Dieser Widerspruch wurde von der Lehre unterschiedlich 
gelöst371. Es bieten sich folgende Auslegungsmöglichkeiten an: 
 
1.) Das HGG beinhaltet Sachnormen und nicht Kollisionsnormen. Seine 
Bestimmungen kommen erst dann zur Anwendung, wenn in einem Fall mit 
Auslandsberührung nach dem internationalen Privatrecht kroatisches Recht zur 
Anwendung kommt. Konkret heißt das, dass auf eine in Kroatien gegründete 
Handelsgesellschaft, die im Ausland ihren tatsächlichen Sitz hat, nicht das kroatische, 
sondern das ausländische Recht angewendet wird, wenn sie nach dem materiellen Recht 
dieses Staates seine juristische Person ist.  
 
Die Bestimmungen des HGG über eine ausländische Handelsgesellschaft und 
einen ausländischen Anleger (Art 611 Abs 1 und 619 Abs 1 HGG) bestimmen nicht das 
auf die Gesellschaft anwendbare Recht, sondern sind fremdenrechtliche 
Bestimmungen372. Ihr Zweck ist es zu bestimmen welche Handelsgesellschaften und 
andere juristische Personen in Kroatien geschäftstätig sein und dort investieren dürfen. 
Jene Gesellschaften, die in Kroatien gegründet wurden, aber einem fremden Recht 
unterliegen, da sie in dem ausländischen Staat ihren tatsächlichen Sitz haben, sind aus 
der Sicht des Fremdenrechtes inländische Gesellschaften, obwohl auf ihre innere 
Organisation nicht das kroatische Recht, sondern das Recht des Staates angewendet 
wäre, in denen sich ihr tatsächlicher Sitz befindet. Die Gesellschaften mit dem 
tatsächlichen Sitz in Kroatien sind nach dem Recht des Gründungsstaates zu beurteilen, 
und das sowohl nach Art 17 Abs 1 IPRG als auch nach den fremdenrechtlichen 
Vorschriften des HGG. 
 
Für diese Auslegung spricht vor allem, dass sie sowohl der volle 
Anwendungsbereich des IPRG als Kollisionsrecht als auch des HGG als Sachrecht 
belässt. Dafür spricht auch der Wortlaut von Art 611 Abs 1 und 619 Abs 1 HGG, die eine 
ausländische Handelsgesellschaft und den ausländischen Anleger ausdrücklich „für die 
                                                 
369
 S Barbić, Pravo i porezi 1998, 1310 = Barbić 327. 
370
 Ob und inwiefern Art 37 Abs 4 HGG auf ausländische Gesellschaften mit dem tatsächlichen Sitz in Kroatien 
Anwendung findet, ist für die Frage der Anerkennung ausländischer Gesellschaften ohne Bedeutung. 
371
 S Barbić, Pravo i porezi 1998 1309 ff = Barbić 326 ff, der Art 2 Abs 1 HGG als eine einseitige Kollisionsnorm 
verstehen will; Petrović, Pripajanje dioničkih društava i druge koncentracije u pravu društava, Diss (1998) 65 f und 
Borić/Petrović, Gesellschaftsrecht und Wirtschaftsprivatrecht in Kroatien (2000) 324 FN 1040, nach deren Auffassung 
das HGG die Bestimmungen des IPRG derogiert, sodass das Personalstatut von Handelsgesellschaften nicht nach Art 
17 IPRG, sondern nach Art 611 HGG zu bestimmen ist; unklar Filipović in Filipović/Gornec/Slakoper, Zakon o 
trgovačkim društvima s komentarom2 (1996) Art 611 Rz 3. 
372
 Zum Begriff Fremdenrecht s Großfeld in Studinger, Internationales Gesellschaftsrecht (1998) Rz 961 ff; über die 
Unterscheidung zwischen Anerkennung und Niederlassung im österreichischen Recht s Doralt, JBl 1969 182. Einen 
Vorschlag für die Unterscheidung zwischen dem Personalstatut einer Gesellschaft und seiner Angehörigkeit zu einem 
bestimmten Staat, die für seine fremdenrechtliche Behandlung von Interesse ist, im kroatischen Recht enthalten die 
Aufsätze von Klasiček – s Klasiček, Zbornik Pravnog fakulteta Sveučilišta u Rijeci 19 Supplement (1991) 1083 ff und 
Klasiček, Zbornik rakova Pravnog fakulteta u Splitu 33/41-42 (1996) 41 ff. 
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Zwecke dieses Gesetzes“ definieren373. Dafür spricht außerdem der primäre Zweck von 
Art 611ff – die ausländischen und inländischen Handelsgesellschaften und Investoren im 
Allgemeinen unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit gleichzustellen374 und den 
ausländischen Handelsgesellschaften durch eine allgemeine Bestimmung, und nicht wie 
bis dahin nur ausnahmsweise, Geschäftstätigkeit in Kroatien zu ermöglichen375.  
 
Aber auch gegen diese Lösung sprechen mehrere Argumente: 
 
Zum einen ist der Wortlaut von Art 2 Abs 1 HGG zu nennen, der die Gründung und 
die Organisation einer in Kroatien gegründeten Handelsgesellschaft dem HGG unterstellt. 
Selbst wenn man davon ausgeht, dass diese Bestimmung nur den Zweck hat, den Begriff 
einer Handelsgesellschaft auf die im Gesetz geregelten Gesellschaftsformen zu 
begrenzen, kann man keine Argumente dafür finden, dass der kroatischen Gesetzgeber 
auf die Anwendung des kroatischen Rechts auf jene Gesellschaften verzichten wollte, die 
zwar in Kroatien gegründet wurden, aber ihren tatsächlichen Sitz in einem anderen Staat 
haben376. Vielmehr sprechen die Bestimmungen über den Sitz einer 
Handelsgesellschaft377 sowie die Tatsache, dass alle Handelsgesellschaften mit dem 
Registersitz in Kroatien im fremdenrechtlichen Sinne als kroatische Gesellschaften gelten, 
dafür, dass der Zweck von Art 2 Abs 1 HGG darin besteht, alle in Kroatien gegründeten 
Handelsgesellschaften dem kroatischen Recht zu unterstellen. Auch die historische 
Auslegung von Art 17 IPRG spricht dafür, da diese Bestimmung den primären Zweck 
hatte, das Personalstatut ausländischer Gesellschaften zu bestimmen, und nicht die 
ausländischen von inländischen Gesellschaften zu unterscheiden.378  
 
Zum anderen ist der Wortlaut des Art 611 Abs 1 HGG zu nennen, der eine 
ausländische Gesellschaft als eine Gesellschaft definiert, die in dem Land, in dem sie 
ihren registrierten Sitz hat, ordnungsgemäß gegründet wurde. Die ordnungsgemäße 
Gründung ist somit nach dem Recht des Registersitzes zu prüfen, was nahe legt, dass 
zumindest die Anerkennung einer ausländischen Gesellschaft, die für ihre 
Geschäftstätigkeit in Kroatien vorausgesetzt wird, nach diesem Recht erfolgt. Art 619 Abs 
1 HGG, der sich auf alle juristischen Personen bezieht, die in Kroatien investieren wollen, 
verlangt hingegen nur einen Registersitz im Ausland und kann tatsächlich als eine 
ausschließlich fremdenrechtliche Vorschrift, nicht hingegen als eine Kollisionsnorm 
verstanden werden.  
 
2.) Art 2 Abs 1 HGG ist eine einseitige Kollisionsnorm379. Sie unterstellt alle in 
Kroatien gegründeten Handelsgesellschaften dem kroatischen Recht, unabhängig davon, 
wo sich der tatsächliche Sitz der Gesellschaft befindet380. Art 611 Abs 1 HGG grenzt nur 
ausländische von inländischen Handelsgesellschaften ab und wiederholt dabei das, was 
schon e contrario in Art 2 Abs 1 HGG festgelegt wurde, nämlich, dass ausländische 
                                                 
373
 Andere fremdenrechtliche Vorschriften enthalten teilweise eigene Definitionen ausländischer natürlicher und 
juristischer Personen; vgl z.B. Art 355 Gesetz über das Eigentum und andere Sachenrechte (Zakon o vlasništvu i 
drugim stvarnim pravima), Narodne novine 91/1996 idF Narodne novine 68/98 und 22/2000. 
374
 Vgl Artt 612 und 620 HGG. 
375
 Vgl Barbić 479.  
376
 S auch die Kritik von Art 17 Abs 2 IPRG von Klasiček, Zbornik radova Pravnog fakulteta u Splitu 33/41-42 (1996) 
60. 
377
 Vgl unter P II.1. 
378
 Vgl oben unter P I.1. und FN 359. 
379
 Zum Begriff einseitige Kollisionsnorm s Schwimann, Internationales Privatrecht
2
 (1999) 18; Kegel/Schurig, 
Internationales Privatrecht
8
 (2000) 254; zum kroatischen Recht s Sajko, MeĎunarodno privatno pravo, opći dio3 (1996) 
59. 
380
 Der Registersitz einer in Kroatien gegründeten Handelsgesellschaft muss hingegen in Kroatien liegen (vgl unter P 
II.1.).  
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Gesellschaften jene sind, die nicht in Kroatien gegründet wurden und daher nicht ihren 
Registersitz in Kroatien haben381. Das sagt aber nichts darüber aus, welches 
Personalstatut diese Gesellschaften haben. Das bestimmt sich nach Art 17 IPRG. 
 
Das Art 2 Abs 1 iVm 611 Abs 1 HGG kollisionsrechtliche Natur haben, folgt mE 
sowohl aus dem Wortlaut dieser Bestimmungen als auch aus der Absicht des kroatischen 
Gesetzgebers, das Gesellschaftsrecht in Kroatien mit dem HGG umfassend zu regeln und 
alle in Kroatien gegründeten Gesellschaften den detaillierten Bestimmungen des 
kroatischen Gesellschaftsrechts zu unterstellen.  
 
3.) Art 2 Abs 1 iVm 611 Abs 1 HGG sind allseitige Kollisionsnormen382. Sie 
derogieren in der Frage des Personalstatuts von Handelsgesellschaften als eine lex 
specialis und lex posterior Art 17 IPRG. Das Personalstatut anderer juristischen Personen 
des Privatrechts bestimmt sich weiterhin nach Art 17 IPRG. 
 
Auffallend ist nämlich, dass sich der Wortlaut des Art 611 Abs 1 HGG von dem 
Wortlaut des Art 619 Abs 1 HGG unterscheidet. Art 619 ist, wie unter 1.) dargelegt, eine 
Bestimmung mit ausschließlich fremdenrechtlichen Inhalt. In Art 611 Abs 1 HGG wird 
hingegen ausdrücklich verlangt, dass die ausländische Handelsgesellschaft in dem Land, 
in dem sie ihren registrierten Sitz hat, ordnungsgemäß gegründet wurde. Das spiegelt sich 
auch in den Vorschriften über die Gründung einer Zweigniederlassung einer 
ausländischen Handelsgesellschaft (Art 613 ff HGG) wieder. Bei der Gründung einer 
Zweigniederlassung in Kroatien muss eine ausländische Handelsgesellschaft unter 
anderem beweisen, dass sie in dem Land, in dem sie ihren registrierten Sitz hat, 
ordnungsgemäß gegründet wurde und dass sie dort besteht (Art 613 Abs 4 Z 1 HGG)383. 
Die Anerkennung einer Handelsgesellschaft ist die Grundvoraussetzung für die 
Zulässigkeit der Gründung einer Zweigniederlassung. Geht man davon aus, dass die 
Anerkennung nach dem IPRG erfolgt, ist nicht einzusehen, warum in jenen Fällen, in 
denen die Anerkennung nach dem Recht des Staates, in dem die Gesellschaft ihren 
tatsächlichen Sitz hat, zu prüfen ist (vgl. Art 17 Abs 2 IPRG), sie noch einmal nach dem 
Recht des Staates, in dem sich der Registersitz der Gesellschaft befindet, geprüft werden 
soll (vgl. Art 613 Abs 4 Z 1 HGG). Das kann nur so erklärt werden, dass der kroatische 
Gesetzgeber in Art 611 Abs 1 HGG nicht nur den Inhalt von Art 2 Abs 1 HGG e contrario 
wiederholen wollte384. Vielmehr wollte er durch Art 2 Abs 1 iVm 611 Abs 1 HGG für den 
gesamten Bereich der Handelsgesellschaften uneingeschränkt die Gründungstheorie 
dahingehend statuieren, dass für die Anerkennung einer Handelsgesellschaft das Recht 
des Staates maßgeblich ist, in dem sich ihr Registersitz befindet385. Der fremdenrechtliche 
Anwendungsbereich von Art 611 ff wird dadurch nicht beeinträchtigt. Diese Auslegung von 
Art 2 Abs 1 und 611 Abs 1 HGG hat zur Folge, dass alle, inländische wie ausländische 
Handelsgesellschaften nach demselben Anknüpfungskriterium anzuerkennen sind. 
 
Die uneingeschränkte Gründungstheorie gilt nicht für alle juristischen Personen, die 
im Anwendungsbereich des Art 17 IPRG liegen. Das ist dadurch zu erklären, dass der 
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 Diese Ansicht vertritt in Kroatien Barbić, in dem er auf die in Kroatien gegründeten Handelsgesellschaften Art 2 
Abs 1 und Art 37 Abs 4 HGG und auf die im Ausland gegründeten Gesellschaften Art 17 IPRG anwenden will; vgl 
auch FN 371. 
382




 254; zum kroatischen Recht vgl Sajko, 
MeĎunarodno privatno pravo, opći dio3 59. 
383
 Vgl unter P II.3. 
384
 Vgl oben unter 2.) 
385
 Das ist primär der Gründungsstaat. Dort wo eine identitätswahrende Sitzverlegung zulässig ist, kann das aber auch 
ein Zuzugsstaat sein. Die Verlegung des Registersitzes ist in der Regel mit einem Wechsel des anwendbaren Rechts 
verbunden; zur identitätswahrenden Sitzverlegung s unter P II.1. 
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primäre Anwendungsbereich des HGG Handelsgesellschaften einschließlich ihrer 
Zweigniederlassungen umfasst. Fremdenrechtliche Bestimmungen des HGG ergänzen 
gesellschaftsrechtliche dahingehend, dass sie die Berechtigung zur Gründung von 
Zweigniederlassungen, Tochtergesellschaften sowie die Berechtigung zum Erwerb von 
Anteilen und Aktien einer bestehenden Handelsgesellschaft durch ausländische natürliche 
und juristische Personen regeln. Eine analoge Anwendung der Art 2 Abs 1 iVm 611 Abs 1 
HGG als allseitige Kollisionsnormen auf alle juristischen Personen des Privatrechts würde 
zu einer vollständigen materiellen Derogation des Art 17 IPRG führen. Eine solche 
Derogation scheint trotz der Subsidiaritätsklausel in Art 3 IPRG386 und der resultierenden 
Ungleichbehandlung von Handelsgesellschaften und anderen juristischen Personen nicht 
gerechtfertigt zu sein. Jene juristischen Personen, die gemäß Art 17 IPRG anerkannt 
werden, sind nicht sachlich schlechter behandelt als die im HGG geregelten 
Handelsgesellschaften. Art 17 IPRG entspricht ohnehin dem Grundsatz der stärksten 
Beziehung und fördert die Anerkennung von juristischen Personen. Eine planmäßige 
Lücke, die durch analoge Anwendung von Art 2 iVm 611 Abs 1 HGG zu schließen wäre, 
besteht mE nicht. 
 
Zusammenfassend sei festzustellen, dass es für alle hier dargestellten Lösungen, 
gute Argumente gibt, was auch erklärt, warum diese Frage in der Lehre nicht eindeutig 
gelöst wurde. Leider konnte ich weder in den mir vorliegenden Sammlungen der 
Rechtsprechung kroatischer Gerichte noch in der zitierten Literatur 
Gerichtsentscheidungen finden, die eine oder die andere Lösung unterstützen würden. 
Wenn auch für die Auslegung des Art 2 Abs 1 iVm 611 Abs 1 HGG als einseitige 
Kollisionsnorm gute Argumente sprechen, schafft die unter 3.) dargestellte Lösung eine 
international-privatrechtliche Gleichbehandlung aller Handelsgesellschaften, sowohl 
kroatischer als auch ausländischer, da demnach alle nach dem selben 




1. Grenzüberschreitende Sitzverlegung  
 
Jede Handelsgesellschaft387 muss einen Sitz388 haben. Der Sitz ist ein Bestandteil 
des Gesellschaftsvertrages oder der Äußerung über die Gründung der Gesellschaft einer 
GmbH (Art 388 Abs 1 Z 2 HGG) sowie der Satzung einer AG (Art 173 Abs 3 Z 1 HGG). 
Der Sitz wird ins Gerichtsregister eingetragen (Art 37 Abs 3, Art 189 Z 2 und 396 Abs 1 Z 
1 HGG, Art 24 Abs 2 Z 3 Gesetz über das Gerichtsregister389). Eine Handelsgesellschaft 
kann gemäß Art 37 Abs 2 HGG nur einen Sitz haben. Damit ist die Möglichkeit eines 
Doppelsitzes im kroatischen Recht ausgeschlossen. Bei der Gründung muss der Sitz der 
Gesellschaft in Kroatien liegen. Das ist einerseits aus den Bestimmungen über den Sitz, 
andererseits aus Art 38 Abs 2 HGG abzuleiten. Art 38 Abs 2 HGG setzt für die Verlegung 
des Sitzes ins Ausland die Zustimmung des Finanzministers voraus390. Die Gründung 
                                                 
386
 S oben P I.1. 
387
 Das sind AG, GmbH, OHG und KG. 
388
 Über den Sitz einer Handelsgesellschaft und dessen Bedeutung im kroatischem Recht s Barbić, Pravo i porezi 1998, 
1305 = Barbić, 319 ff . 
389
 Zakon o sudskom registru, Narodne novine 1/95 idF Narodne novine 57/96 und 45/99; für deutsche Übersetzung s 
JOR XXXVI (1995) 2.HB 329; Breidenbach (Hrsg), Handbuch Wirtschaft und Recht in Osteuropa (WiRO), KRO 935, 
Gesetz über Gerichtsregister; Brunner/Schmid/Westen (Hrsg), Wirtschaftsrecht der osteuropäischen Staaten (WOS) III 
4 Kroatien (I), III 7a, Gesetz über das Gerichtsregister. Die Übersetzung im WOS umfasst alle bisherigen 
Gesetzesnovellen. 
390
 Diese Bestimmung ist fiskalischer Natur, da mit einer Verlegung des Registersitzes ins Ausland die Zuständigkeit 
der kroatischen Finanzbehörden aufhören kann; Barbić, Pravo i porezi 1998, 1307 = Barbić 322. 
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einer Gesellschaft mit dem Registersitz im Ausland ist im kroatischen Recht nicht 
vorgesehen. 
 
Das kroatische Recht geht bei der Bestimmung des Sitzes einer 
Handelsgesellschaft von dem tatsächlichen Sitz der Gesellschaft aus: als Sitz einer 
Handelsgesellschaft ist der Ort ihrer Verwaltung oder ein Ort der Geschäftstätigkeit der 
Gesellschaft zu bestimmen (Art 37 Abs 1 HGG). Der Gesellschaft sind große 
Wahlmöglichkeiten überlassen, da jeder Ort der Geschäftstätigkeit im Inland als Sitz 
bestimmt werden kann. Bestimmt die Gesellschaft einen fiktiven Sitz, so gilt der registrierte 
Sitz als Sitz der Gesellschaft; ein Dritter391 kann sich jedoch in Bezug auf die an den Sitz 
geknüpften Rechtsfolgen auf den Sitz der Verwaltung oder einen Tätigkeitsort der 
Gesellschaft berufen (Art 37 Abs 4 HGG). Diese Bestimmung hat den Zweck, die 
Gesellschaften zur Bestimmung und Beibehaltung eines faktischen Sitzes zu bewegen392. 
Die Berufung eines Dritten auf den tatsächlichen Sitz der Gesellschaft kann mE in 
bestimmten Fällen zur Anwendung eines ausländischen Rechts auf die Gesellschaft 
führen, vor allem dann, wenn sich die Verwaltung einer in Kroatien gegründeten 
Gesellschaft im Ausland befindet393. In einem solchen Fall ist es, anders als in den Fällen 
nach Art 17 Abs 2 IPRG, nicht notwendig, dass der ausländische Staat die Gesellschaft 
als eine eigene juristische Person anerkennt. Die an den Sitz geknüpften Rechtsfolgen 
nach dem ausländischen Recht gelten nur jener dritten Person gegenüber, die sich auf 
den tatsächlichen Sitz der Gesellschaft berufen hat394. Die Anwendung des ausländischen 
Rechts beeinträchtigt nicht das Personalstatut der Gesellschaft als solches. Es handelt 
sich hier um eine Art Überlagerung des Gründungsrechtes – primär gilt für die 
Gesellschaft das Gründungsrecht. 
 
Bei der Verlegung des Sitzes einer in Kroatien gegründeten Handelsgesellschaft 
ins Ausland ist zwischen der Verlegung des Verwaltungssitzes und der Verlegung des 
registrierten Sitzes zu unterscheiden. Die Verlegung des Verwaltungssitzes einer in 
Kroatien gegründeten Handelsgesellschaft kann informell erfolgen. Behält die Gesellschaft 
ihre Geschäftstätigkeit im Inland und hat sie auch ihren Sitz nach einem der Orte ihrer 
Geschäftstätigkeit bestimmt, so hat die Verlegung des Verwaltungssitzes ins Ausland für 
die Gesellschaft aus der Sicht des kroatischen Rechts keine Folgen. Es gilt das 
Gründungsrecht. Aber auch dann, wenn der inländische Sitz nur fiktiver Natur ist, verliert 
die Gesellschaft aus der Sicht des kroatischen Rechts ihr inländisches Personalstatut 
nicht395.  
 
Für die Verlegung des registrierten Sitzes ins Ausland ist hingegen die Einhaltung 
des für die Änderung des Sitzes im Gesellschaftsvertrag (in der Äußerung über die 
Gründung der Gesellschaft oder in der Satzung) vorgesehenen Verfahrens, die 
Zustimmung des Finanzministers und die Eintragung der Sitzänderung ins Gerichtsregister 
erforderlich (Art 38 HGG).  
 
                                                 
391
 Die Gesellschafter sind nicht als Dritte anzusehen, sofern ihre Beziehungen untereinander oder zur Gesellschaft im 
Zusammenhang mit ihrer Stellung in der Gesellschaft sowie mit der Entscheidungsfindung und ihren Rechten und 
Pflichten in der Gesellschaft betroffen sind. – vgl Parać, Zajedničke odredbe, in Zakon o trgovačkim društvima II2 
(1995) 41f. 
392
 Barbić, Pravo i porezi 1998, 1306 = Barbić 321. 
393
 Da sich um eine Verkehrsschutzvorschrift handelt, bezieht sich das vor allem auf Fragen der rechtsgültigen 
Vertretung uä, nicht aber auf Fragen der inneren Organisation der Gesellschaft; s auch  Barbić, Pravo i porezi 1998, 
1310 = Barbić 327. 
394
 Barbić, Pravo i porezi 1998, 1310 = Barbić 327. 
395
 Auf die möglichen Folgen gem Art 37 Abs 4 HGG ist Bedacht zu nehmen.  
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Aus dem HGG kann mE nicht abgeleitet werden, dass eine Übertragung des 
registrierten Sitzes ins Ausland in jedem Fall zu einer Auflösung der Gesellschaft in 
Kroatien führt396. Die Folgen für die Gesellschaft sind vielmehr danach zu beurteilen, ob 
eine identitätswahrende Sitzverlegung nach dem Recht des Zuzugsstaates zulässig ist 
sowie danach, ob die Vorschriften dieses Staates Mindestschutzvoraussetzungen des 
kroatischen Rechts erfüllen. Bei entsprechender Regelung in jenem Staat, in den der 
registrierte Sitz der Gesellschaft verlegt wird, kann es mE zu einer identitätswahrenden 
Sitzverlegung kommen. Die Verlegung des Registersitzes soll ohne eine Auflösung der 
Gesellschaft in Kroatien nur dann zulässig sein, wenn durch die damit erwirkte Änderung 
des Personalstatuts397 jene Interessensgruppen, die durch die Bestimmungen des 
kroatischen Rechts geschützt werden, nicht geschädigt werden398. Durch die Verlegung 
des Registersitzes einer Handelsgesellschaft ins Ausland wird diese Gesellschaft nämlich 
aus der Sicht des kroatischen Rechts eine ausländische Gesellschaft, und zwar sowohl 
aus der Sicht des internationalen Privatrechtes als auch im fremdenrechtlichen Sinne. 
 
2. Ausländische Gesellschaft mit Sitz in Kroatien 
 
Aus den HGG - Vorschriften über Gründung und Sitz einer Handelsgesellschaft 
kann abgeleitet werden, dass das kroatische Recht eine inländische Handelsgesellschaft 
als eine Handelsgesellschaft definiert, die nach kroatischem Recht gegründet wurde und 
ihren registrierten Sitz in Kroatien hat399. Ausländische Handelsgesellschaften und andere 
juristische Personen haben ihren registrierten Sitz im Ausland. Ihre Anerkennung erfolgt 
entweder nach Art 17 IPRG oder, wenn es sich um die Handelsgesellschaften handelt, 
gemäß Art 611 Abs 1 HGG400. 
 
Eine im Ausland gegründete Gesellschaft, die ihren Verwaltungssitz nach Kroatien 
verlegt, bleibt eine ausländische Gesellschaft. Sie wird nach dem Recht des Staates 
anerkannt, in dem sich ihr registrierter Sitz befindet. Dabei wird sowohl das ausländische 
materielle Recht als auch das internationale Privatrecht angewendet (Art 6 Abs 1 IPRG). 
Verweisen die ausländischen IPR-Vorschriften auf das kroatische Recht zurück (renvoi), 
so kommt das materielle kroatische Recht zur Anwendung (Art 6 Abs 2 HGG). Das wird in 
der Regel der Fall sein, wenn die Gesellschaft in einem Staat gegründet würde, in dem die 
Sitztheorie herrschend ist401. Eine solche Gesellschaft erfüllt die Erfordernisse des 
kroatischen Rechts – vor allem die Registereintragung – nicht und kann daher keine 
Rechtspersönlichkeit in Kroatien erlangen402. 
 
                                                 
396
 So aber Gorenc in Filipović/Gorenc/Slakoper Art 38 Rz 2. Obwohl der Erfordernis der Zustimmung des 
Finanzministers zur Sitzverlegung ins Ausland vor allem fiskalische Überlegungen zugrunde liegen, ist gerade aus 
dieser Bestimmung abzuleiten, dass es nicht zu einer Auflösung der Gesellschaft in Kroatien kommen muss. Der 
Gesellschaft steht es nämlich frei, auch ohne eine Zustimmung des Finanzministers ihre Auflösung und anschließend 
die Neugründung in einem anderen Staat zu beschließen. Ohne identitätswahrende Sitzverlegung bliebe Art 38 Abs 2 
HGG inhaltsleer; für die Zulässigkeit der Verlegung des Registersitzes ins Ausland aus der Sicht des kroatischen Rechts 
auch Parać, in Zakon o trgovačkim društvima II2 42; Barbić, Pravo i porezi 1998, 1307 = Barbić 322. 
397
 Vgl unter P I.2.3.) und die Ausführungen über den Sitz einer kroatischen Handelsgesellschaft. 
398
 Zu ähnlichen Überlegungen im Zusammenhang mit der Harmonisierung des Gesellschaftsrechts im EU-Raum s 
Kalss P II.3.; zu Problemen im Zusammenhang mit der identitätswahrenden Sitzverlegung und zum Vorschlag für eine 
14. Richtlinie in der EU s Grenzüberschreitende Sitzverlegung von Gesellschaften in Europa, Die Arbeiten des 10. 
Bonner Europa-Symposions, ZGR 1999, 3 ff. 
399
 Vgl oben P I.2. 
400
 S unter I.1. und I.2. 
401
 Vgl Artt 10 iVm 12 öIPRG, die in Bezug auf die Nicht-EU-Staaten noch immer Anwendung finden. 
402
 Über diese Situation aus der Sicht des österreichischen Rechts vgl Staringer, Besteuerung doppelt ansässiger 
Kapitalgesellschaften (1999) 62 mwN. 
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Das kroatische Recht enthält keine Vorschriften für die Verlegung des registrierten 
Sitzes einer ausländischen Gesellschaft nach Kroatien. Eine identitätswahrende 
Sitzverlegung nach Kroatien ist mE in diesem Fall nicht möglich. Die Gesellschaft, die 
ihren registrierten Sitz nach Kroatien übertragen möchte, muss unter Einhaltung der 
Gründungsvorschriften in Kroatien neu gegründet werden.  
 
3. Zweigniederlassungen ausländischer Handelsgesellschaften403 
 
Die Gründung einer Zweigniederlassung ist gesetzliche Voraussetzung für die 
Ausübung der Geschäftstätigkeit durch eine ausländische Handelsgesellschaften in 
Kroatien (Art 612 Abs 2 HGG).404 Die Abgrenzung der Geschäftstätigkeit von einem 
bloßen Geschäft erfolgt nach Dauer, Intensität, Art und Wert der Tätigkeit405.  
 
Die Gründung einer Zweigniederlassung einer ausländischen Handelsgesellschaft 
und ihre Eintragung ins Gerichtsregister unterliegen denselben Vorschriften wie die 
Gründung und Eintragung von Zweigniederlassungen inländischer 
Handelsgesellschaften406 (Art 613 Abs 1 HGG). Überdies sieht das HGG für die Gründung 
von Zweigniederlassungen ausländischer Gesellschaften zusätzliche Voraussetzungen 
vor (Art 613 ff HGG). 
 
Der Antrag auf die Registereintragung der Zweigniederlassung einer ausländischen 
Handelsgesellschaft ist bei dem Registergericht zu stellen, bei dem die 
Zweigniederlassung ihren Sitz haben soll. Dem Antrag sind im Original und in der 
beglaubigten Übersetzung beizulegen (Art 613 Abs 3 HGG): 
 
 ein Auszug auf dem Register, in dem die Handelsgesellschaft eingetragen wurde, aus 
dem seine Rechtsform und der Zeitpunkt der Registereintragung ersichtlich sind; wenn 
die Gesellschaft in einem Staat gegründet wurde, in dem keine Registereintragung 
erfolgt, eine gültige, nach den Vorschriften des Gründungsstaates öffentlich 
beglaubigte Gründungsurkunde, aus der ersichtlich ist, in welcher Rechtsform und 
wann die Gesellschaft gegründet worden ist; 
 der Beschluss über die Gründung der Zweigniederlassung; 
 eine nach den Vorschriften des Registerstaates öffentlich beglaubigte 
Gründungsurkunde (Gesellschaftsvertrag, Statut uä) und 
 ein öffentliche beglaubigter gekürzter Jahresabschluss der Handelsgesellschaft für das 
vergangene Finanzjahr.  
 
Der Antrag auf die Eintragung der Zweigniederlassung wird abgewiesen, wenn die 
allgemeinen Gründungsvoraussetzungen für die Zweigniederlassungen oder eine der 
besonderen Voraussetzungen für ausländische Gründer nicht erfüllt sind. Diese 
Voraussetzungen sind (Art 613 Abs 4 HGG)407: 
 
                                                 
403
 Vgl Gorenc, Pravni značaj i zadaće podružnice, Pravo i porezi 1998, 1054 ff; Barbić, Podružnica društava i 
inozemnih osoba, RRiF 1998 2205 f; Masnjak, Poslovanje stranih osoba u Republici Hrvatskoj, Računovodstvo i 
financije 11/1999, 86 ff;  Barbić 495; Borić/Petrović 330 ff. 
404
 Die Ausübung einer Geschäftstätigkeit in Kroatien, ohne dort eine Zweigniederlassung gegründet zu haben, ist 
strafbar (Art 630 Abs 1 Z 77 iVm Abs 2 HGG). 
405
 Filipović in Filipović/Gorenc/Slakoper Art 612 Rz 2. 
406
 Artt 7, 8, 27, 28, 36 und 39 HGG und Artt 23 und  36 f Gesetz über das Gerichtsregister. 
407
 Art 613 Abs 4 HGG entspricht im Wesentlichen § 108 GmbHG aF (vor dem EU-GesRÄG 1996). 
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 Gegenseitigkeit408: Die kroatischen juristischen und natürlichen Personen müssen im 
Staat des Sitzes der ausländischen Handelsgesellschaft409 unter denselben 
Voraussetzungen Zweigniederlassungen gründen können wie die ausländische 
Gesellschaft in Kroatien; 
 die ausländische Handelsgesellschaft muss jenem Staat, in dem sich ihr Registersitz 
befindet rechtmäßig gegründet sein, dort bestehen und regelmäßige Tätigkeit entfalten 
(Z 1) und 
 sie muss zur Ausübung der Geschäfte in Kroatien vertretungsbefugte Personen 
bestimmen, die ihren Wohnsitz in Kroatien  haben. 
 
Die Grundvoraussetzung für die Gründung von Zweigniederlassungen 
ausländischer Handelsgesellschaften in Kroatien ist demnach die Gegenseitigkeit. 
Gegenseitigkeit ist eine Tatsache, die von dem Antragsteller zu beweisen ist410. Dieser 
Beweis muss nur auf Verlangen des Registergerichtes erbracht werden. Das 
Registergericht kann, statt von dem Gründer der Zweigniederlassung einen Nachweis zu 
verlangen, auch eine Bestätigung des Justizministeriums über die Gegenseitigkeit 
einholen. Schlussendlich kann die fehlende Gegenseitigkeit durch eine Genehmigung des 
Wirtschaftsministeriums ersetzt werden (Art 613 Abs 5 HGG).  
 
Das HGG verlangt, dass der Gründer der Zweigniederlassung in dem Land, in dem 
er seinen Registersitz hat, eine regelmäßige Tätigkeit entfaltet. Der notwendige Umfang 
dieser Tätigkeit ist im Gesetz nicht festgelegt. Es handelt sich mE um einen 
wirtschaftlichen Bezug zum Gründungsland, der nicht mit der Haupttätigkeit in diesem 
Land gleichzusetzen ist. Dadurch soll sichergestellt werden, dass nur tatsächlich 
bestehende Gesellschaften und nicht Briefkastengesellschaften411 ihre 
Zweigniederlassungen in Kroatien gründen, und, dass kroatisches Recht nicht durch eine 
Scheingründung im Ausland umgangen wird. Diese Voraussetzung ähnelt jener der 
echten und kontinuierlichen Verbindung mit der Wirtschaft eines Mitgliedstaates bzw des 
assoziierten Landes, die in den Assoziierungsabkommen der EU mit mittel- und 
osteuropäischen Beitrittswerbern als Voraussetzung für die Niederlassungsfreiheit 
verankert wurde412.  
 
Die Gründung einer Zweigniederlassung in Kroatien ohne eine Geschäftsbeziehung 
zum Registerstaat, so wie das der EuGH im Centros-Fall413 für zulässig befunden hat414, 
wäre nach der derzeitigen Rechtslage in Kroatien nicht möglich. Die Geschäftstätigkeit 
muss in dem Land entfaltet werden, in dem sich der registrierte Sitz des Gründers der 
Zweigniederlassung befindet. Es reicht nicht aus, dass die Handelsgesellschaft in einem 
Staat der Europäischen Union gegründet und in einem anderen ihre Geschäftstätigkeit 
entfaltet, wenn das auch nach dem Centros-Urteil des EuGH im Rahmen der EU als 
                                                 
408
 Wenn Kroatien ein Mitglied der WTO wird, entfällt diese Voraussetzung in Bezug auf die Mitgliedstaaten dieser 
Organisation– vgl Art 5 iVm Art 9 Gesetz über Änderungen und Ergänzungen des HGG (Zakon o izmjenama i 
dopunama Zakona o trgovačkim društvima), Narodne novine 34/99. Eine Mitgliedschaft in der WTO wird angestrebt. 
409
 Unter Sitz ist der Registersitz zu verstehen. 
410
 Dadurch wird das Verfahren beschleunigt, da eine amtswegige Feststellung auf Grund der Überlastung der Gerichte 
mehr Zeit in Anspruch nehmen wurde als es im Interesse des Gründers liegt; s Borić/Petrović FN 1058. 
411
 Über den Begriff Briefkastengesellschaft s Kalss FN 25. 
412
 Über eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft eines EU-Mitgliedstaates oder des assoziierten 
Landes als Voraussetzung für die Niederlassungsfreiheit in Assoziierungsabkommen zwischen der EU und den 
Beitrittswerbern s Kalss P II.2. 
413
 EuGH, Rs. C-212/97 (Centros Ltd/Erhvervs- og Selskabsstyrelsen) DB 1999, 625 (mit Anm Meilicke). 
414
 S dazu Kalss P I.4. 
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zulässig angesehen wird. In dieser Hinsicht weicht die Rechtslage in Kroatien von jener in 
den Staaten, die ein Assoziierungsabkommen mit der EU haben ab415.  
 
Der Gründer der Zweigniederlassung kann den Nachweis der regelmäßigen 
Geschäftstätigkeit auf jeden Fall durch die Vorlage des Jahresabschlusses gem. Art 613 
Abs 3 Z 4 HGG erbringen416. Man könnte den Zweck der Bestimmungen über die 
erforderliche Geschäftstätigkeit und die Vorlage des Jahresabschlusses auch im 
Marktschutz sehen – nur die bestehenden, „seriöseren“ Gesellschaften sollen zum 
kroatischen Markt zugelassen werden. Da eine Überprüfung des wirtschaftlichen Erfolgs 
der Geschäftstätigkeit des Gründers nicht vorgesehen ist, würde es sich um einen bloß 
formellen Marktschutz handeln. Je nachdem, ob man davon ausgeht, dass der Sinn und 
Zweck dieser Bestimmungen über den Umgehungsschutz hinausgeht, muss man die 
Bedeutung der Vorlage des Jahresabschlusses anders beurteilen. Geht man davon aus, 
dass der kroatische Gesetzgeber bloß verhindern möchte, dass die Bestimmungen des 
kroatischen Rechts umgangen und Direktinvestitionen in Kroatien vermieden werden, 
kann man Filipović417 zustimmen, dass der Nachweis der Geschäftstätigkeit  im 
Registerstaat auch mit anderen Mitteln erbracht werden kann und der Jahresabschluss, 
weil z.B. die ausländische Gesellschaft noch nicht lange genug besteht, um 
rechnungspflichtig zu sein, nachträglich eingereicht werden kann418. Geht man aber davon 
aus, dass der Gesetzgeber mit diesen Bestimmungen einen, wenn auch nur formellen 
Marktschutz bezweckt hat (die Erstellung eines Jahresabschlusses setzt im Regelfall eine 
bestimmte Dauer der Geschäftstätigkeit des Gründers voraus und somit einen sichereren 
Bestand der Gesellschaft, als das bei einer erst gegründeten Gesellschaft der Fall 
wäre419), muss man auch davon ausgehen, dass der Gründer tatsächlich den 
Jahresabschluss vorlegen muss. Auch dann, wenn die Gesellschaft mit ihrem ersten 
Jahresabschluss nur ein erstes wirtschaftliches Rumpfjahr deckt, hätte der vorgelegte 
Jahresabschluss durch die Offenlegung bestimmter Tatsachen eine wichtige Funktion für 
den Schutz der Gläubiger auf dem kroatischen Markt420. Diese Auslegung ist daher mE zu 
bevorzugen. 
 
Ausländische Gesellschaften, die gesetzliche Voraussetzungen erfüllen, sind in 
ihrer Geschäftstätigkeit den kroatischen juristischen und natürlichen Personen 
gleichgestellt (Art 612 Abs 1 HGG). Diese Gleichstellung ist nicht durchgehend 
verwirklicht. So brauchen z.B. ausländische juristische und natürliche Personen im Bereich 









                                                 
415
 S dazu Kalss P II.2. 
416
 Filipović in Filipović/Gorenc/Slakoper Art 613 Rz 4; Gorenc, Pravo i porezi 1998, 1055. 
417
 Filipović in Filipović/Gorenc/Slakoper Art 613 Rz 4; auch Gorenc, Pravo i porezi 1998, 1055. 
418
 Filipović und Gorenc sind, scheint es, überdies der Ansicht, dass die ausländische Gesellschaft sofort nach ihrer 
eigenen Gründung eine Zweigniederlassung in Kroatien gründen kann.  
419
 Vgl die gesetzliche Bedingung eines zweijährigen Bestandes im slowenischen Recht bei Bruckmüller P IV.2. 
420
 Über die Bedeutung der Offenlegung für den Gläubigerschutz s Kalss P II.3. 
421
 Vgl Artt 354 ff Gesetz über Eigentum und andere Sachenrechte. 
422
 S oben vor P I. 
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Die Niederlassungsfreiheit juristischer Personen im Rahmen der EU umfasst 
gemäß Art 43 und 48 EGV neben der Aufnahme und Ausübung selbstständiger 
Erwerbstätigkeit die Gründung von Agenturen, Zweigniederlassungen und 
Tochtergesellschaften durch Angehörige eines Mitgliedstaates, die im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates ansässig sind, nach den Bestimmungen des Aufnahmestaates für seine 
eigenen Angehörigen. Berechtigt sind die nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates gegründeten Gesellschaften, die ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb der Gemeinschaft haben423. 
 
Die Beurteilung, inwiefern die europarechtliche Regelung in Kroatien Anwendung 
findet, kann mangels eines Assoziierungsabkommens mit der EU zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht thematisiert werden. Sinnvoll erscheint mir allerdings die Überlegung, 
inwiefern die derzeitige kroatische Regelung im HGG über die Gründung von 
Zweigniederlassungen ausländischer Handelsgesellschaften424 Art 43 und 48 EGV in der 
Auslegung nach dem Centros-Urteil entspricht.  
 
Die in Kroatien herrschende Gründungstheorie entspricht dem Weg, den das 
Europarecht mit dem Centros-Urteil eingeschlagen hat425. EU-rechtskonform sind sowohl 
die Gründungstheorie nach Art 2 Abs 1 und 611 Abs 1 HGG als auch die „erweiterte 
Gründungstheorie“ nach Art 17 IPRG. Da Art 17 Abs 2 IPRG bloß eine Erweiterung der 
Gründungstheorie426 und nicht die Sitztheorie festlegt, könnte Kroatien auch dann, wenn 
angenommen wird, dass die Anerkennung von Handelsgesellschaften weiterhin nach Art 
17 IPRG erfolgt, einer ausländischen Gesellschaft die Anerkennung nicht deswegen 
versagen, weil sich der tatsächliche Sitz der Gesellschaft in Kroatien oder auch in einem 
Sitztheoriestaat befindet427. 
 
Abgesehen davon, dass ab dem Betritt Kroatiens zur WTO die Voraussetzung der 
Gegenseitigkeit für die Gründung von Zweigniederlassungen ausländischer 
Gesellschaften mit dem Sitz in einem WTO Staat entfällt428, wäre diese Voraussetzung bei 
einem allfälligen Beitritt Kroatiens zur EU bzw im Falle des Abschlusses eines 
entsprechenden Assoziierungsabkommens erfüllt und stellt daher kein Hindernis für die 
EU-Konformität der Regelung dar. 
 
Problematisch ist der für die Gründung einer Zweigniederlassung geforderte 
Nachweis, dass die ausländische Handelsgesellschaft in dem Land, in dem sie ihren 
registrierten Sitz hat, regelmäßige Tätigkeit entfaltet (Art 613 Abs 4 Z 1 HGG)429 und dem 
Gericht ihren letzen Jahresabschluss vorlegen muss (Art 613 Abs 3 Z 4 HGG)430. Im 
Centros-Urteil hat der EuGH ausdrücklich ausgesprochen, dass: 
 
                                                 
423
 S Kalss P I.3. 
424
 Sonderregelungen und internationale Abkommen, die kollisionsrechtliche und fremdenrechtliche Bestimmungen 
enthalten, wurden in diese Untersuchung nicht einbezogen. 
425
 Über Centros S Kalss P I.1. und P I.3 jeweils mwN. 
426
 Vgl oben P I.1. 
427
 Die Anerkennung könnte aber versagt werden, wenn der Gründungsstaat der Sitztheorie folgt. 
428
 Vgl FN 408. 
429
 § 108 öGmbHG, der in Z1 den Nachweis einer „wirklichen und regelmäßigen Geschäftstätigkeit“ im Sitzstaat 
vorgesehen hat, wurde mit dem EU-GesRÄG ersatzlos aufgehoben. 
430
 Diese Voraussetzungen wären auch im Hinblick auf das Diskriminierungsverbot in der EU problematisch, da sie nur 
bei der Gründung einer inländischen Zweigniederlassung einer ausländischen Handelsgesellschaft gelten; vgl zu 
Gemeinschaftsrechswidrigkeit von § 108 öGmbHG Kalss, Einleitung in Doralt/Nowotny (Hrsg), Der EG-rechtliche 
Anpassungsbedarf im österreichischen Gesellschaftsrecht (1993) 3 
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„ein Mitgliedstaat, der die Eintragung der Zweigniederlassung einer Gesellschaft 
verweigert, die in einem anderen Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz hat, rechtmäßig 
errichtet worden ist, aber keine Geschäftstätigkeit entfaltet, gegen die Art 52 und 58 EGV 
(Anm.: nunmehr Art 43, 48 EGV) verstößt, wenn die Zweigniederlassung es der 
Gesellschaft ermöglichen soll, ihre gesamte Geschäftstätigkeit in dem Staat auszuüben, in 
dem diese Zweigniederlassung errichtet wird, ohne dort eine Gesellschaft zu errichten und 
damit das dortige Recht über die Errichtung von Gesellschaften zu umgehen, das höhere 
Anforderungen an die Einzahlung des Mindestgesellschaftskapitals stellt“.431  
 
Überdies verstoßt die Voraussetzung des inländischen Wohnsitzes für die 
vertretungsbefugten Personen ausländischer Zweigniederlassungen (Art 613 Abs 4 Z 2 
HGG) gegen das Diskriminierungsverbot, da es sich um eine Sondervoraussetzung für 




Abschließend sei festzustellen, dass die Gründung einer Zweigniederlassung in 
Kroatien, die in Wirklichkeit die Hauptniederlassung einer im Ausland nur gegründeten 
Gesellschaft ist, nach der derzeitigen Rechtslage in Kroatien nicht möglich ist. Ebenfalls ist 
es nicht möglich, dass eine in einem EU-Staat gegründete Gesellschaft, die in einem 
anderen EU-Staat tätig ist, in Kroatien ihre Zweigniederlassung gründet.  
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 Dadurch hat der EuGH den Zweck der Niederlassungsfreiheit über die Freiheit der tatsächlichen Niederlassung 
hinaus auf die freie Wahl des Gesellschaftsstatuts erweitert – Kieninger, Niederlassungsfreiheit als Rechtswahlfreiheit, 
ZGR 1999, 731; Kalss P I.1. 
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 Im Unterschied zu § 108 Z 2 öGmbHG aF (vor dem EU-GesRÄG), dem Art 613 Abs 4 HGG nachgebildet ist, setzen 
§ 107Abs 2 öGmbHG idgF und § 254 Abs 2 öAktG idgG den gewöhnlichen Aufenthalt im Inland für die Vertreter von 
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(1) Die Mitgliedstaaten gewähren vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die 
Niederlassung bulgarischer Gesellschaften und Staatsangehöriger und für die 
Geschäftstätigkeit der in ihrem Gebiet niedergelassenen bulgarischen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen eine Behandlung, die nicht weniger günstig 
ist als die Behandlung ihrer eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen, mit 
Ausnahme der in Anhang XVa aufgeführten Bereiche. 
(2) Bulgarien gewährt vom Inkrafttreten des Abkommens an  
i) für die Niederlassung von Gesellschaften und Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung 
seiner eigenen Staatsangehörigen und Gesellschaften, mit Ausnahme der in den 
Anhängen XVb und XVc aufgeführten Wirtschaftszweige und Bereiche, für die die 
Inländerbehandlung spätestens bis zum Ende der in Artikel 7 genannten 
Übergangszeit gewährt wird; 
ii) für die Geschäftstätigkeit der in Bulgarien niedergelassenen Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist 
als die Behandlung seiner eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen. 
(3) Absatz 2 gilt nicht für die in Anhang XVd aufgeführten Bereiche. 
(4) Bulgarien erlässt während der in Absatz 2 Ziffer i) genannten Übergangszeit keine 
neuen Vorschriften oder Maßnahmen, die hinsichtlich Niederlassung der 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft in seinem Gebiet eine 
Benachteiligung gegenüber seinen eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen 
bewirken. 
(5) Im Sinne dieses Abkommens  
a) bedeutet "Niederlassung" 
i) im Falle der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme und Ausübung 
selbstständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung und Leitung von 
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften, die sie tatsächlich kontrollieren. 
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Die Ausübung einer selbstständigen Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit umfasst 
nicht die Suche oder Annahme einer Beschäftigung auf dem Arbeitsmarkt der 
anderen Vertragspartei und verleiht nicht das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt 
der anderen Vertragspartei. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht für 
diejenigen, die nicht ausschließlich eine selbstständige Tätigkeit ausüben; 
ii) im Falle der Gesellschaften das Recht auf Aufnahme und Ausübung von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung und Leitung von Tochtergesellschaften, 
Zweigniederlassungen und Agenturen; 
b) bedeutet "Tochtergesellschaft" einer Gesellschaft eine Gesellschaft, die tatsächlich 
von der ersten Gesellschaft kontrolliert wird; 
c) umfassen "Erwerbstätigkeiten" insbesondere gewerbliche Tätigkeiten, 
kaufmännische Tätigkeiten, handwerkliche Tätigkeiten und freiberufliche 
Tätigkeiten. 
(6) Der Assoziationsrat prüft während der in Absatz 2 Ziffer i) genannten 
Übergangszeiten regelmäßig die Möglichkeit für eine beschleunigte Gewährung der 
Inländerbehandlung in den in den Anhängen XVb und XVc aufgeführten 
Wirtschaftszweigen und für die Einbeziehung der in Anhang XVd aufgeführten 
Bereiche und Angelegenheiten in den Geltungsbereich des Absatzes 2 Ziffer i). 
Diese Anhänge können durch Beschluss des Assoziationsrates geändert werden. 
Nach Ablauf der in Absatz 2 Ziffer i) genannten Übergangszeiten kann der 
Assoziationsrat ausnahmsweise und falls erforderlich auf Antrag Bulgariens 
beschließen, die Ausnahmeregelung für bestimmte in den Anhängen XVb und XVc 





(1) Vorbehaltlich des Artikels 45 und mit Ausnahme der in Anhang XVb aufgeführten 
Finanzdienstleistungen kann jede Vertragspartei die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und Staatsangehörigen in ihrem Gebiet 
reglementieren, soweit diese Regelungen die Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen nicht benachteiligen. 
(2) Hinsichtlich der in Anhang XVb aufgeführten Finanzdienstleistungen berührt dieses 
Abkommen nicht das Recht der Vertragsparteien, Maßnahmen zu ergreifen, die zur 
Durchführung der Währungspolitik der Vertragspartei oder aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen erforderlich sind, um den Schutz von Investoren, Kontoinhabern, 
Versicherungsnehmern oder von Personen, gegenüber denen eine Verbindlichkeit 
aufgrund eines Treuhandgeschäfts besteht, oder die Integrität und Stabilität des 
Finanzsystems sicherzustellen. Diese Maßnahmen dürfen Gesellschaften und 
Staatsangehörige der anderen Vertragspartei gegenüber den eigenen 





Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsangehörigen Bulgariens die 
Aufnahme und Ausübung reglementierter Berufstätigkeit en in Bulgarien bzw der 
Gemeinschaft zu erleichtern, prüft der Assoziationsrat, welche Schritte zur 
gegenseitigen Anerkennung der Befähigungsnachweise erforderlich sind. Er kann 





Artikel 46 schließt nicht aus, dass eine Vertragspartei für die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Zweigniederlassungen und Agenturen von Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei, die im Gebiet der ersten Vertragspartei nicht registriert 
sind, eine Sonderregelung anwendet, die wegen rechtlicher oder technischer 
Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederlassungen und Agenturen und den 
Zweigniederlassungen und Agenturen der in ihrem Gebiet registrierten 
Gesellschaften oder, im Falle der Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen gerechtfertigt ist. Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das 
unbedingt notwendige Maß hinaus, wie es sich aus derartigen rechtlichen oder 
technischen Unterschieden oder, im Falle der in Anhang XVb aufgeführten 




(1) Als "Gesellschaft der Gemeinschaft" bzw "bulgarische Gesellschaft" im Sinne 
dieses Abkommens gilt eine Gesellschaft oder eine Firma, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates bzw Bulgariens gegründet wurde und ihren 
satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung im 
Gebiet der Gemeinschaft bzw Bulgariens hat. Hat die nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates bzw Bulgariens gegründete Gesellschaft oder Firma nur ihren 
satzungsmäßigen Sitz im Gebiet der Gemeinschaft bzw Bulgariens, so müssen ihre 
Geschäftstätigkeiten eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft 
eines der Mitgliedstaaten bzw Bulgariens aufweisen. 
(2) Dieses Kapitel und Kapitel III gelten auch im internationalen Seeverkehr für 
Staatsangehörige oder Schifffahrtsgesellschaften der Mitgliedstaaten bzw 
Bulgariens, die außerhalb der Gemeinschaft bzw Bulgariens niedergelassen sind 
und von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates bzw Bulgariens kontrolliert 
werden, wenn ihre Schiffe in diesem Mitgliedstaat bzw in Bulgarien gemäss den 
jeweils geltenden Rechtsvorschriften registriert sind. 
(3) Als Staatsangehöriger der Gemeinschaft bzw Bulgariens im Sinne dieses 
Abkommens gilt jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines der 
Mitgliedstaaten bzw Bulgariens besitzt. 
(4) Die Bestimmungen dieses Abkommens schließen nicht aus, dass jede 
Vertragspartei alle notwendigen Maßnahmen ergreift, um zu verhindern, dass ihre 
Maßnahmen betreffend den Zugang von Drittländern zu ihrem Markt mittels der 




Als "Finanzdienstleistungen" im Sinne dieses Abkommens gelten die in Anhang 
XVb aufgeführten Tätigkeiten. Der Assoziationsrat kann den Geltungsbereich von 









Bulgarien kann während der ersten fünf Jahre nach dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Abkommens bzw für die in den Anhängen XVb und XVc 
aufgeführten Wirtschaftszweige während der in Artikel 7 genannten Übergangszeit 
Maßnahmen einführen, die von den Bestimmungen dieses Kapitels über die 
Niederlassung von Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft 
abweichen, wenn bestimmte Industrien 
- eine Umstrukturierung durchführen oder 
- ernsten Schwierigkeiten gegenüberstehen, die insbesondere schwerwiegende 
soziale Probleme in Bulgarien hervorrufen, oder 
- einen Verlust oder einen drastischen Rückgang des gesamten Marktanteils der 
bulgarischen Gesellschaften oder Staatsangehörigen in einem bestimmten 
Wirtschafts- oder Industriezweig in Bulgarien erfahren oder 
- sich in Bulgarien erst im Aufbau befinden. 
Derartige Maßnahmen 
i) treten spätestens zwei Jahre nach Ablauf des fünften Jahres nach dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Abkommens außer Kraft und 
ii) müssen vertretbar und notwendig sein, um Abhilfe zu schaffen, 
und 
iii) dürfen nur die Niederlassungen betreffen, die in Bulgarien nach dem Inkrafttreten 
derartiger Maßnahmen gegründet werden sollen, und dürfen keine Benachteiligung 
der Geschäftstätigkeit der Gesellschaften oder Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft, die bei der Einführung einer bestimmten Maßnahme bereits in 
Bulgarien niedergelassen waren, gegenüber den bulgarischen Gesellschaften oder 
Staatsangehörigen bewirken. Der Assoziationsrat kann ausnahmsweise und falls 
erforderlich auf Antrag Bulgariens beschließen, die unter Ziffer i) genannte Frist für 
einen bestimmten Wirtschaftszweig für einen begrenzten Zeitraum zu verlängern, 
der die Dauer der in Artikel 7 genannten Übergangszeit nicht überschreiten darf. Bei 
der Verfügung und Durchführung derartiger Maßnahmen gewährt Bulgarien, soweit 
möglich, den Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine 
Präferenzbehandlung, in keinem Fall aber eine weniger günstige Behandlung als 
den Gesellschaften oder Staatsangehörigen aus einem Drittland. Vor der 
Einführung dieser Maßnahmen konsultiert Bulgarien den Assoziationsrat; es setzt 
sie frühestens einen Monat nach der Mitteilung der von Bulgarien geplanten 
konkreten Maßnahmen an den Assoziationsrat in Kraft, es sei denn, dass ein nicht 
wiedergutzumachender Schaden droht, der Sofortmaßnahmen erforderlich macht. 
In diesem Fall konsultiert Bulgarien den Assoziationsrat unverzüglich nach ihrer 
Einführung. Nach Ablauf des fünften Jahres nach dem Inkrafttreten des 
Abkommens bzw für die in den Anhängen XVb und XVc aufgeführten 
Wirtschaftszweige nach Ablauf der in Artikel 7 genannten Übergangszeit kann 
Bulgarien derartige Maßnahmen nur mit Zustimmung des Assoziationsrates und 




(1) Dieses Kapitel gilt nicht für den Luft- und Binnenschiffsverkehr sowie den 
Seekabotageverkehr. 
(2) Der Assoziationsrat kann Empfehlungen für die Förderung der Niederlassung 





(1) Unbeschadet des Kapitels I dieses Titels sind die Begünstigten der von Bulgarien 
bzw der Gemeinschaft zugestandenen Niederlassungsrechte berechtigt, im 
Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften des Aufnahmelandes im Gebiet 
Bulgariens bzw der Gemeinschaft Personal zu beschäftigen oder von ihren 
Tochtergesellschaften beschäftigen zu lassen, das die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaats der Gemeinschaft bzw Bulgariens besitzt, vorausgesetzt, dass es 
sich dabei um in Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal im Sinne des Absatzes 
2 handelt und es ausschließlich von diesen Begünstigten oder ihren 
Tochtergesellschaften beschäftigt wird. Die Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse für 
dieses Personal gelten nur für den jeweiligen Beschäftigungszeitraum.  
(2) In Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal der Begünstigten der 
Niederlassungsrechte, nachstehend "Organisation" genannt, sind 
a) Führungskräfte einer Organisation, die in erster Linie die Organisation leiten und 
allgemeine Anweisungen hauptsächlich von dem Vorstand oder den Aktionären 
erhalten; zu ihren Kompetenzen gehören: 
- die Leitung der Organisation oder einer Abteilung oder Unterabteilung der 
Organisation; 
- die Überwachung und Kontrolle der Arbeit des anderen aufsichtsführenden 
Personals und der anderen Fach- und Verwaltungskräfte; 
- die persönliche Befugnis zur Einstellung und Entlassung oder zur Empfehlung der 
Einstellung und Entlassung oder sonstiger Personalentscheidungen; 
b) Personal einer Organisation mit hohen oder ungewöhnlichen  
- Qualifikationen für bestimmte Arbeiten oder Aufgaben, die spezifische technische 
Kenntnisse erfordern; 
- Kenntnissen, die für Betrieb, Forschungsausrüstung, Verfahren oder Verwaltung 
der Organisation notwendig sind. 
Dieses Personal kann auch Angehörige zulassungspflichtiger Berufe umfassen. 
Dieses Personal muss von der betreffenden Organisation mindestens ein Jahr vor 




(1) Dieses Kapitel gilt vorbehaltlich der Beschränkungen, die aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind. 
(2) Es gilt nicht für Tätigkeiten, die im Gebiet einer Vertragspartei dauernd oder 




Dieses Kapitel und Kapitel III dieses Titels gelten auch für Gesellschaften, die von 
bulgarischen Gesellschaften oder Staatsangehörigen und von Gesellschaften oder 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft gemeinsam kontrolliert werden oder sich in 
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(1) Polen erleichtert während der in Artikel 6 genannten Übergangszeit Gesellschaften 
und Staatsangehörigen der Gemeinschaft die Aufnahme von Geschäftstätigkeiten 
in seinem Gebiet. Zu diesem Zweck gewährt es 
i) für die Niederlassung von Gesellschaften und Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft im Sinne des Artikels 48 eine Behandlung, die nicht weniger günstig 
ist als die Behandlung seiner eigenen Staatsangehörigen und Gesellschaften, und 
zwar nach folgendem Zeitplan: 
- vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die in Anhang XIIa aufgeführten und 
alle in den Anhängen XIIa, XIIb, XIIc, XIId und XIIe nicht aufgeführten 
Wirtschaftszweige; 
- schrittweise und spätestens am Ende der in Artikel 6 genannten ersten Stufe für 
die in Anhang XIIb aufgeführten Wirtschaftszweige 
- schrittweise und spätestens am Ende der in Artikel 6 genannten Übergangszeit für 
die in den Anhängen XIIc und XIId aufgeführten Wirtschaftszweige; und 
ii) vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die Geschäftstätigkeit der in Polen 
niedergelassenen Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine 
Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung seiner eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen. Sollten die bestehenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften bei Inkrafttreten dieses Abkommens für bestimmte 
Erwerbstätigkeiten in Polen keine derartige Behandlung der Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft vorsehen, so ändert Polen diese Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um eine derartige Behandlung spätestens am Ende der in 
Artikel 6 genannten ersten Stufe zu gewährleisten. 
(2) Polen erlässt während der in Absatz 1 genannten Übergangszeiten keine neuen 
Vorschriften oder Maßnahmen, die hinsichtlich Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit der Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft in 
seinem Gebiet eine Benachteiligung gegenüber seinen eigenen Gesellschaften und 
Staatsangehörigen bewirken. 
(3) Die Mitgliedstaaten gewähren vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die 
Niederlassung polnischer Gesellschaften und Staatsangehöriger im Sinne des 
Artikels 48 eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung ihrer 
eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen, und für die Geschäftstätigkeit der 
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in ihrem Gebiet niedergelassenen polnischen Gesellschaften und 
Staatsangehörigen eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die 
Behandlung ihrer eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen. 
(4) Im Sinne dieses Abkommens 
(a) bedeutet Niederlassung: 
i) im Fall der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme und Ausübung 
selbstständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung und Leitung von 
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften, die sie tatsächlich kontrollieren. 
Die Ausübung einer selbstständigen Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit durch 
Staatsangehörige umfasst nicht die Suche oder Annahme einer Beschäftigung auf 
dem Arbeitsmarkt und verleiht nicht das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt der 
anderen Vertragspartei. Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten nicht für 
diejenigen, die nicht ausschließlich eine selbstständige Tätigkeit ausüben; 
ii) im Fall der Gesellschaften das Recht auf Aufnahme und Ausübung von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung und Leitung von Tochtergesellschaften, 
Zweigniederlassungen und Agenturen; 
b) bedeutet Tochtergesellschaft einer Gesellschaft: eine Gesellschaft, die tatsächlich 
von der ersten Gesellschaft kontrolliert wird; 
c) umfassen Erwerbstätigkeiten: insbesondere gewerbliche Tätigkeiten, 
kaufmännische Tätigkeiten, handwerkliche Tätigkeiten und freiberufliche 
Tätigkeiten. 
(5) Der Assoziationsrat prüft während der in Absatz 1 Ziffer i) genannten 
Übergangszeiten regelmäßig die Möglichkeit für eine beschleunigte Gewährung der 
Inländerbehandlung in den in den Anhängen XIIb, XIIc und XIId aufgeführten 
Wirtschaftszweigen und für die Einbeziehung der in Anhang XIIe aufgeführten 
Bereiche oder Themen in den Geltungsbereich der Absätze 1, 2 und 3. Diese 
Anhänge können durch Beschluss des Assoziationsrates geändert werden. Nach 
Ablauf der in Absatz 1 Ziffer i) genannten Übergangszeiten kann der Assozia-
tionsrat ausnahmsweise auf Antrag Polens und falls notwendig eine Verlängerung 
der Ausnahmeregelung für bestimmte in den Anhängen XIIb, XIIc und XIId 
aufgeführte Bereiche oder Themen für einen begrenzten Zeitraum beschließen. 
(6) Die Bestimmungen über die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Polens in den 
Absätzen 1, 2 und 3 dieses Artikels gelten nicht für die in Anhang XIIe aufgeführten 
Bereiche oder Themen. 
(7) Unbeschadet dieses Artikels haben im Gebiet Polens niedergelassene 
Gesellschaften der Gemeinschaft vom Inkrafttreten dieses Abkommens an das 
Recht auf Erwerb, Nutzung, Anmietung und Verkauf von Grundbesitz und 
hinsichtlich der natürlichen Ressourcen, der landwirtschaftlichen Nutzfläche und der 
Forstwirtschaft das Recht auf Pacht, sofern diese Rechte unmittelbar für die 
Ausübung der Erwerbstätigkeiten, für die sie sich niedergelassen haben, 
erforderlich sind. Polen gewährt Zweigniederlassungen und Agenturen von 
Gesellschaften der Gemeinschaft in Polen diese Rechte spätestens am Ende der in 
Artikel 6 genannten ersten Stufe. Polen gewährt Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft, die eine selbstständige Tätigkeit in Polen ausüben, diese Rechte 










(1) Vorbehaltlich des Artikels 44 und mit Ausnahme der in Anhang XIIc aufgeführten 
Finanzierungsdienstleistungen kann jede Vertragspartei die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und Staatsangehörigen in ihrem Gebiet 
reglementieren, soweit diese Regelungen die Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen nicht benachteiligen. 
(2) Hinsichtlich der in Anhang XIIc aufgeführten Finanzdienstleistungen berührt dieses 
Abkommen nicht das Recht der Vertragsparteien, Maßnahmen zu ergreifen, die zur 
Durchführung der Währungspolitik der Vertragspartei oder aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen erforderlich sind, um den Schutz von Investoren, Kontoinhabern, 
Versicherungsnehmern oder von Personen, gegenüber denen eine Verbindlichkeit 
aufgrund eines Treuhandgeschäfts besteht, oder die Integrität und Stabilität des 
Finanzsystems sicherzustellen. Diese Maßnahmen dürfen Gesellschaften und 
Staatsangehörige der anderen Vertragspartei gegenüber den eigenen Ge-




Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsangehörigen Polens die 
Aufnahme und Ausübung reglementierter Berufstätigkeiten in Polen 
beziehungsweise in der Gemeinschaft zu erleichtern, prüft der Assoziationsrat, 
welche Schritte zur gegenseitigen Anerkennung der Befähigungsnachweise 





Artikel 45 schließt nicht aus, dass eine Vertragspartei für die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Zweigniederlassungen und Agenturen von Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei, die im Gebiet der ersten Vertragspartei nicht registriert 
sind, eine Sonderregelung anwendet, die wegen rechtlicher oder technischer 
Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederlassungen und Agenturen und den 
Zweigniederlassungen und Agenturen der in ihrem Gebiet registrierten 
Gesellschaften oder, im Fall der Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen gerechtfertigt ist. Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das 
unbedingt notwendige Maß hinaus, wie es sich aus derartigen rechtlichen oder 
technischen Unterschieden oder, im Falle der in Anhang XIIc aufgeführten 




(1) Als "Gesellschaft der Gemeinschaft" beziehungsweise "polnische Gesellschaft" im 
Sinne dieses Abkommens gilt eine Gesellschaft oder eine Firma, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise Polens gegründet wurde 
und ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre 
Hauptniederlassung im Gebiet der Gemeinschaft beziehungsweise Polens hat. Hat 
die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise Polens 
gegründete Gesellschaft oder Firma jedoch nur ihren satzungsmäßigen Sitz im 
Gebiet der Gemeinschaft beziehungsweise Polens, so müssen ihre 
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Geschäftstätigkeiten eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft 
eines der Mitgliedstaaten beziehungsweise Polens aufweisen. 
(2) Dieses Kapitel und Kapitel III dieses Titels gelten auch im internationalen 
Seeverkehr für Staatsangehörige oder Schifffahrtsgesellschaften der 
Mitgliedstaaten beziehungsweise Polens, die außerhalb der Gemeinschaft 
beziehungsweise Polens niedergelassen sind und von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats beziehungsweise Polens kontrolliert werden, wenn ihre Schiffe in 
diesem Mitgliedstaat beziehungsweise in Polen gemäß den jeweils geltenden 
Rechtsvorschriften registriert sind.  
(3) Als Staatsangehöriger der Gemeinschaft beziehungsweise Polens im Sinne dieses 
Abkommens gilt jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines der 
Mitgliedstaaten oder Polens besitzt.  
(4) Die Bestimmungen dieses Abkommens schließen nicht aus, dass jede 
Vertragspartei alle notwendigen Maßnahmen ergreift, um zu verhindern, dass ihre 
Maßnahmen betreffend den Zugang von Drittländern zu ihrem Markt durch die 








Amtsblatt Nr L 357 vom 31.12.1994 S. 0002 - 0189  
In Rumänien: BGBl Nr 73 vom 12. April 1993 
 
Titel 
Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen 








(1) Die Mitgliedstaaten gewähren vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die 
Niederlassung rumänischer Gesellschaften und Staatsangehöriger und für die 
Geschäftstätigkeit der in ihrem Gebiet niedergelassenen rumänischen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen eine Behandlung, die nicht weniger günstig 
ist als die Behandlung ihrer eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen, mit 
Ausnahme der in Anhang XVI aufgeführten Bereiche.  
(2) Unbeschadet des Absatzes 3 gewährt Rumänien vom Inkrafttreten des Abkommens 
an für die Niederlassung von Gesellschaften und Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft und für die Geschäftstätigkeit der in seinem Gebiet niedergelassenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine Behandlung, die 
nicht weniger günstig ist als die Behandlung seiner eigenen Gesellschaften und 
Staatsangehörigen, mit Ausnahme der in Anhang XVII aufgeführten Bereiche. 
Sollten die bestehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften bei Inkrafttreten 
dieses Abkommens für bestimmte Erwerbstätigkeiten von Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft in Rumänien keine derartige Behandlung der 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft vorsehen, so ändert 
Rumänien diese Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um eine derartige 
Behandlung spätestens fünf Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens zu 
gewährleisten.  
(3) Für die in Anhang XVIII aufgeführten Bereiche und Themen, mit Ausnahme der im 
Gesetz Nr. 33/1991 genannten Banktätigkeiten, gewährt Rumänien schrittweise bis 
zum Ende der in Artikel 7 genannten Übergangszeit für die Niederlassung von 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine Behandlung, die 
nicht weniger günstig ist als die Behandlung seiner eigenen Staatsangehörigen und 
Gesellschaften. Für die oben genannten Banktätigkeiten wird die 
Inländerbehandlung bis zum Ende des fünften Jahres nach dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens gewährt. 
(4) Rumänien erlässt während der in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Übergangszeiten keine neuen Vorschriften oder Maßnahmen, die hinsichtlich 
Niederlassung und Geschäftstätigkeit der Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft in seinem Gebiet eine Benachteiligung gegenüber seinen 
eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen bewirken.  
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(5) Im Sinne dieses Abkommens  
a) bedeutet "Niederlassung" 
i) im Fall der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme und Ausübung selbst-
ständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung und Leitung von Unternehmen, 
insbesondere von Gesellschaften, die sie tatsächlich kontrollieren. Die Ausübung 
einer selbstständigen Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit umfasst nicht die Suche 
oder Annahme einer Beschäftigung auf dem Arbeitsmarkt und verleiht nicht das 
Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt der anderen Vertragspartei. Die 
Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht für diejenigen, die nicht ausschließlich 
eine selbstständige Tätigkeit ausüben;  
ii) im Fall der Gesellschaften das Recht auf Aufnahme und Ausübung von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung und Leitung von Tochtergesellschaften, 
Zweigniederlassungen und Agenturen;  
b) bedeutet "Tochtergesellschaft" einer Gesellschaft eine Gesellschaft, die tatsächlich 
von der ersten Gesellschaft kontrolliert wird;  
c) umfassen "Erwerbstätigkeiten" insbesondere gewerbliche Tätigkeiten, 
kaufmännische Tätigkeiten, handwerkliche Tätigkeiten und freiberufliche 
Tätigkeiten.  
(6) Der Assoziationsrat prüft regelmäßig die Möglichkeit für eine beschleunigte 
Gewährung der Inländerbehandlung in den in Anhang XVIII aufgeführten 
Wirtschaftszweigen und für die Einbeziehung der in den Anhängen XVI und XVII 
aufgeführten Bereiche und Angelegenheiten in den Geltungsbereich der Absätze 1, 
2, 3 und 4. Diese Anhänge können durch Beschluss des Assoziationsrates 
geändert werden. Nach Ablauf der in den Absätzen 2 und 3 genannten Über-
gangszeiten kann der Assoziationsrat ausnahmsweise und falls erforderlich auf 
Antrag Rumäniens beschließen, diese Übergangszeiten für bestimmte Bereiche 
und Angelegenheiten um einen begrenzten Zeitraum zu verlängern.  
(7) Unbeschadet dieses Artikels haben im Gebiet Rumäniens niedergelassene 
Gesellschaften der Gemeinschaft vom Inkrafttreten dieses Abkommens an das 
Recht auf Erwerb, Nutzung, Anmietung und Verkauf von Grundbesitz und hin-
sichtlich des Staatseigentums, des Landes und der Forsten das Recht auf Pacht, 
sofern dieses Recht unmittelbar für die Ausübung der Erwerbstätigkeiten, für die sie 
sich niedergelassen haben, erforderlich ist. Dieses Recht umfasst nicht die 
Niederlassung zum Zwecke des Handels mit und die Vermittlung von Grundbesitz 
und natürlichen Ressourcen. Rumänien gewährt Zweigniederlassungen und 
Agenturen von Gesellschaften der Gemeinschaft in Rumänien diese Rechte bis 
zum Ende des fünften Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens. 
Rumänien gewährt Staatsangehörigen der Gemeinschaft, die eine selbstständige 





(1) Vorbehaltlich des Artikels 45 und mit Ausnahme der in Anhang XVIII aufgeführten 
Finanzdienstleistungen kann jede Vertragspartei die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und Staatsangehörigen in ihrem Gebiet 
reglementieren, soweit diese Regelungen die Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen nicht benachteiligen.  
(2) Hinsichtlich der in Anhang XVIII aufgeführten Finanzdienstleistungen berührt dieses 
Abkommen nicht das Recht der Vertragsparteien, Maßnahmen zu ergreifen, die zur 
Durchführung der Währungspolitik der Vertragspartei oder aus aufsichtsrechtlichen 
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Gründen erforderlich sind, um den Schutz von Investoren, Kontoinhabern, 
Versicherungsnehmern oder von Personen, gegenüber denen eine Verbindlichkeit 
aufgrund eines Treuhandgeschäfts besteht, oder die Integrität und Stabilität des 
Finanzsystems sicherzustellen. Diese Maßnahmen dürfen Gesellschaften und 
Staatsangehörige der anderen Vertragspartei gegenüber den eigenen 





Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsangehörigen Rumäniens die 
Aufnahme und Ausübung reglementierter Berufstätigkeiten in Rumänien bzw der 
Gemeinschaft zu erleichtern, prüft der Assoziationsrat, welche Schritte zur 
gegenseitigen Anerkennung der Befähigungsnachweise erforderlich sind. Er kann 




Artikel 46 schließt nicht aus, dass eine Vertragspartei für die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Zweigniederlassungen und Agenturen von Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei, die im Gebiet der ersten Vertragspartei nicht registriert 
sind, eine Sonderregelung anwendet, die wegen rechtlicher oder technischer 
Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederlassungen und Agenturen und den 
Zweigniederlassungen und Agenturen der in ihrem Gebiet registrierten 
Gesellschaften oder, im Fall der Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen gerechtfertigt ist. Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das 
unbedingt notwendige Maß hinaus, wie es sich aus derartigen rechtlichen oder 
technischen Unterschieden oder, im Fall der in Anhang XVIII aufgeführten 




(1) Als "Gesellschaft der Gemeinschaft" bzw "rumänische Gesellschaft" im Sinne 
dieses Abkommens gilt eine Gesellschaft oder eine Firma, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats bzw Rumäniens gegründet wurde und ihren 
satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung im 
Gebiet der Gemeinschaft bzw Rumäniens hat. Hat die nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats bzw Rumäniens gegründete Gesellschaft oder Firma nur ihren 
satzungsmäßigen Sitz im Gebiet der Gemeinschaft bzw Rumäniens, so müssen 
ihre Geschäftstätigkeiten eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der 
Wirtschaft eines der Mitgliedstaaten bzw Rumäniens aufweisen.  
(2) Dieses Kapitel und Kapitel III gelten auch im internationalen Seeverkehr für 
Staatsangehörige oder Schifffahrtsgesellschaften der Mitgliedstaaten bzw 
Rumäniens, die außerhalb der Gemeinschaft bzw Rumäniens niedergelassen sind 
und von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats bzw Rumäniens kontrolliert 
werden, wenn ihre Schiffe in diesem Mitgliedstaat bzw in Rumänien gemäss den 
jeweils geltenden Rechtsvorschriften registriert sind.  
(3) Als Staatsangehöriger der Gemeinschaft bzw Rumäniens im Sinne dieses 
Abkommens gilt jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines der 
Mitgliedstaaten bzw Rumäniens besitzt. Die Bestimmungen dieses Abkommens 
schließen nicht aus, dass jede Vertragspartei alle notwendigen Maßnahmen 
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ergreift, um zu verhindern, dass ihre Maßnahmen betreffend den Zugang von 




Slowakische Republik  
 




Amtsblatt Nr. L 359 vom 031/12/1994 S. 0002 – 0210 
In der Slowakei: Bekanntmachung Nr. 158/1997 des Ministers für auswärtige 
Angelegenheiten der SR vom 10. Juni 1997 
 
Titel 
Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und Ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Slowakischen Republik andererseits 
 
Text (Auszug)  
 




(1) Die Slowakische Republik erleichtert während der in Artikel 7 genannten 
Übergangszeit Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft die 
Aufnahme von Geschäftstätigkeiten auf ihrem Gebiet. Zu diesem Zweck gewährt 
sie 
i) ab dem Inkrafttreten dieses Abkommens für die Niederlassung von 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine Behandlung, die 
nicht weniger günstig ist als die ihrer eigenen Staatsangehörigen und 
Gesellschaften; ausgenommen sind die in den Anhängen XVIa und XVIb 
aufgeführten Wirtschaftszweige und Themen, bei denen eine solche Behandlung 
spätestens am Ende der in Artikel 7 genannten Übergangszeit gewährt wird; und 
ii) ab dem Inkrafttreten dieses Abkommens für die Geschäftstätigkeit der in der 
Slowakischen Republik niedergelassenen Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die 
Behandlung ihrer eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen. 
iii) Unbeschadet der Bestimmungen unter den Ziffern i) und ii) wird die unter den 
Ziffern i) und ii) vorgesehene Inländerbehandlung für Staatsangehörige der 
Gemeinschaft, die in der Slowakischen Republik eine selbstständige Tätigkeit 
aufnehmen, erst vom Beginn des sechsten Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens an gewährt. 
(2) Die Slowakische Republik erlässt während der in Absatz 1 genannten 
Übergangszeiten keine neuen Vorschriften oder Maßnahmen, die hinsichtlich 
Niederlassung und Geschäftstätigkeit der Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft auf ihrem Gebiet eine Benachteiligung gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen bewirken. 
(3) Die Mitgliedstaaten gewähren vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die 
Niederlassung von Gesellschaften und Staatsangehörigen der Slowakischen 
Republik eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die ihrer eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen, und für die Geschäftstätigkeit der in ihrem 
Gebiet niedergelassenen Gesellschaften und Staatsangehörigen der Slowakischen 
Republik eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die ihrer eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen. 
128 
(4) Im Sinne dieses Abkommens 
a) bedeutet "Niederlassung" 
i) im Fall der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme und Ausübung 
selbstständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung und Leitung von 
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften, die sie tatsächlich kontrollieren. 
Die Ausübung einer selbstständigen Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit durch 
Staatsangehörige umfasst nicht die Suche oder Annahme einer Beschäftigung auf 
dem Arbeitsmarkt der anderen Vertragspartei. Die Bestimmungen dieses Kapitels 
gelten nicht für diejenigen, die nicht ausschließlich eine selbstständige Tätigkeit 
ausüben; 
ii) im Fall der Gesellschaften das Recht auf Aufnahme und Ausübung von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung und Leitung von Tochtergesellschaften, 
Zweigniederlassungen und Agenturen; 
b) bedeutet "Tochtergesellschaft" einer Gesellschaft eine solche, die tatsächlich von 
der Ersten kontrolliert wird; 
c) umfassen "Erwerbstätigkeiten" insbesondere gewerbliche, kaufmännische, 
handwerkliche und freiberufliche Tätigkeiten. 
(5) Der Assoziationsrat prüft während der in Absatz 1 Ziffern i) und ii) genannten 
Übergangszeiten regelmäßig die Möglichkeit für eine beschleunigte Gewährung der 
Inländerbehandlung in den in den Anhängen XVIa und XVIb aufgeführten 
Wirtschaftszweigen und für die Einbeziehung der in Anhang XVIc aufgeführten 
Bereiche oder Themen in den Geltungsbereich der Absätze 1, 2 und 3 dieses 
Artikels. Diese Anhänge können durch Beschluss des Assoziationsrates geändert 
werden. Nach Ablauf der in Absatz 1 Ziffern i) und ii) genannten Übergangszeiten 
kann der Assoziationsrat ausnahmsweise auf Antrag der Slowakischen Republik, 
und falls notwendig, eine Verlängerung der Ausnahmeregelung für bestimmte, in 
den Anhängen XVIa und XVIb aufgeführte Bereiche oder Themen für einen 
begrenzten Zeitraum beschließen. 
(6) Die Bestimmungen über die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft und der Slowakischen 
Republik in den Absätzen 1, 2 und 3 dieses Artikels gelten nicht für die in Anhang 
XVIc aufgeführten Bereiche oder Themen. 
(7) Unbeschadet dieses Artikels haben auf dem Gebiet der Slowakischen Republik 
niedergelassene Gesellschaften der Gemeinschaft ab Inkrafttreten dieses 
Abkommens das Recht auf Erwerb, Nutzung, Anmietung und Verkauf von 
Grundbesitz und hinsichtlich der natürlichen Ressourcen, der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche und der Forstwirtschaft das Recht auf Pacht, sofern diese Rechte 
unmittelbar für die Ausübung der Erwerbstätigkeiten, für die sie sich niedergelassen 
haben, erforderlich sind. Die Slowakische Republik gewährt in der Slowakischen 
Republik niedergelassenen Zweigniederlassungen und Agenturen von 
Gesellschaften der Gemeinschaft diese Rechte spätestens am Ende des sechsten 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Abkommens, sofern dies für die Ausübung der 
Erwerbstätigkeiten, für die sie sich niedergelassen haben, erforderlich ist. Die 
Slowakische Republik gewährt Staatsangehörigen der Gemeinschaft, die eine 
selbstständige Tätigkeit in der Slowakischen Republik ausüben, diese Rechte 
spätestens am Ende der in Artikel 7 genannten Übergangszeit, sofern dies für die 









(1) Vorbehaltlich des Artikels 45 und mit Ausnahme der in Anhang XVIa aufgeführten 
Finanzdienstleistungen kann jede Vertragspartei die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und Staatsangehörigen in ihrem Gebiet 
reglementieren, soweit diese Regelungen die Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen nicht benachteiligen. 
(2) Hinsichtlich der in Anhang XVIa aufgeführten Finanzdienstleistungen berührt dieses 
Abkommen nicht das Recht der Vertragsparteien, Maßnahmen zu ergreifen, die zur 
Durchführung der Währungspolitik der Vertragspartei oder aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen erforderlich sind, um den Schutz von Investoren, Kontoinhabern, 
Versicherungsnehmern oder von Personen, gegenüber denen eine Verbindlichkeit 
aufgrund eines Treuhandgeschäfts besteht, oder die Integrität und Stabilität des 
Finanzsystems sicherzustellen. Diese Maßnahmen dürfen Gesellschaften und 
Staatsangehörige der anderen Vertragspartei gegenüber den eigenen Ge-





Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsangehörigen der Slowakischen 
Republik die Aufnahme und Ausübung reglementierter Berufstätigkeiten in der 
Slowakischen Republik beziehungsweise in der Gemeinschaft zu erleichtern, prüft 
der Assoziationsrat, welche Schritte zur gegenseitigen Anerkennung der 





Artikel 46 schließt nicht aus, dass eine Vertragspartei für die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Zweigniederlassungen und Agenturen von Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei, die im Gebiet der ersten Vertragspartei nicht registriert 
sind, eine Sonderregelung anwendet, die wegen rechtlicher oder technischer 
Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederlassungen und Agenturen und den 
Zweigniederlassungen und Agenturen der in ihrem Gebiet registrierten 
Gesellschaften oder, im Fall der Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen gerechtfertigt ist. Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das 
unbedingt notwendige Maß hinaus, wie es sich aus derartigen rechtlichen oder 
technischen Unterschieden oder, im Falle der in Anhang XVIa aufgeführten 




(1) Als „Gesellschaft der Gemeinschaft" beziehungsweise „Gesellschaft der 
Slowakischen Republik" im Sinne dieses Abkommens gilt eine Gesellschaft oder 
eine Firma, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise 
der Slowakischen Republik gegründet wurde und ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung auf dem Gebiet der Gemeinschaft 
beziehungsweise der Slowakischen Republik hat. Hat die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise der Slowakischen 
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Republik gegründete Gesellschaft oder Firma jedoch nur ihren satzungsmäßigen 
Sitz auf dem Gebiet der Gemeinschaft beziehungsweise der slowakischen 
Republik, so müssen ihre Geschäftstätigkeiten eine echte und kontinuierliche 
Verbindung mit der Wirtschaft eines der Mitgliedstaaten beziehungsweise der 
Slowakischen Republik aufweisen. 
(2) Dieses Kapitel und Kapitel III dieses Titels gelten auch im internationalen 
Seeverkehr für Staatsangehörige oder Schifffahrtsgesellschaften der 
Mitgliedstaaten beziehungsweise der Slowakischen Republik, die außerhalb der 
Gemeinschaft beziehungsweise der Slowakischen Republik niedergelassen sind 
und von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats beziehungsweise der 
Slowakischen Republik kontrolliert werden, wenn ihre Schiffe in diesem Mitglied-
staat beziehungsweise in der Slowakischen Republik gemäß den jeweils geltenden 
Rechtsvorschriften registriert sind. 
(3) Als Staatsangehöriger der Gemeinschaft beziehungsweise der Slowakischen 
Republik im Sinne dieses Abkommens gilt jede natürliche Person, welche die 
Staatsangehörigkeit eines der Mitgliedstaaten oder der Slowakischen Republik 
besitzt. 
(4) Die Bestimmungen dieses Abkommens schließen nicht aus, dass jede 
Vertragspartei alle notwendigen Maßnahmen ergreift, um zu verhindern, dass ihre 
Maßnahmen betreffend den Zugang von Drittländern zu ihrem Markt durch die 




Als „Finanzdienstleistungen" im Sinne dieses Abkommens gelten die in Anhang 
XVIa aufgeführten Tätigkeiten. Der Assoziationsrat kann den Geltungsbereich von 




Die Slowakische Republik kann während der ersten sechs Jahre nach Inkrafttreten 
dieses Abkommens beziehungsweise für die in den Anhängen XVIa und XVIb 
aufgeführten Wirtschaftszweige während der in Artikel 7 genannten Übergangszeit 
Maßnahmen einführen, die von den Bestimmungen dieses Kapitels über die 
Niederlassung von Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft 
abweichen, wenn bestimmte Industrien  
- eine Umstrukturierung durchführen, oder  
- ernsten Schwierigkeiten gegenüberstehen, die schwerwiegende soziale Probleme 
in der Slowakischen Republik hervorrufen, oder  
- einen Verlust oder einen drastischen Rückgang des gesamten Marktanteils der 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen der Slowakischen Republik in einem 
bestimmten Wirtschafts- und Industriezweig erfahren oder  
- sich in der Slowakischen Republik erst im Aufbau befinden.  
Derartige Maßnahmen 
i) treten spätestens zwei Jahre nach Ablauf des sechsten Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Abkommens beziehungsweise für die in den Anhängen XVIa und XVIb 
aufgeführten Wirtschaftszweige nach Ablauf der in Artikel 7 genannten 
Übergangszeit außer Kraft,  
ii) sind vertretbar und notwendig, um Abhilfe zu schaffen, und 
iii) betreffen nur die Niederlassungen, die in der Slowakischen Republik nach dem 
Inkrafttreten derartiger Maßnahmen gegründet werden sollen, bewirken also keine 
Diskriminierung der Geschäftstätigkeit der Gesellschaften oder Staatsangehörigen 
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der Gemeinschaft, die bei der Einführung einer bestimmten Maßnahme bereits in 
der Slowakischen Republik niedergelassen waren, gegenüber den Gesellschaften 
oder Staatsangehörigen der Slowakischen Republik.  
Der Assoziationsrat kann ausnahmsweise auf Antrag der Slowakischen Republik 
und, falls notwendig, eine Verlängerung der unter Ziffer i) genannten Frist für einen 
bestimmten Wirtschaftszweig und für einen begrenzten Zeitraum beschließen.  
Bei der Verfügung und Durchführung derartiger Maßnahmen gewährt die 
Slowakische Republik, soweit möglich, den Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft eine Präferenzbehandlung und in keinem Fall eine weniger 
günstige Behandlung als den Gesellschaften oder Staatsangehörigen aus einem 
Drittland. 
Vor der Einführung dieser Maßnahmen konsultiert die Slowakische Republik den 
Assoziationsrat; sie setzt sie frühestens einen Monat nach der Bekanntgabe der 
von der Slowakischen Republik geplanten konkreten Maßnahmen im 
Assoziationsrat in Kraft, sofern kein nicht wieder gut zu machender Schaden droht, 
der Sofortmaßnahmen erforderlich macht. In diesem Fall konsultiert die 
Slowakische Republik den Assoziationsrat sofort nach deren Einführung. 
Die Slowakische Republik kann derartige Maßnahmen nach Ablauf des sechsten 
Jahres nach Inkrafttreten des Abkommens beziehungsweise für die in den 
Anhängen XVIa und XVIb aufgeführten Wirtschaftszweige nach Ablauf der in Artikel 
7 genannten Übergangszeit nur mit Zustimmung des Assoziationsrates und unter 




(1) Dieses Kapitel gilt nicht für den Luft- und Binnenschiffsverkehr sowie den 
Seekabotageverkehr. 
(2) Der Assoziationsrat kann Empfehlungen für die Förderung der Niederlassung und 





(1) Unbeschadet des Kapitels I dieses Titels sind die Begünstigten der von der 
Slowakischen Republik beziehungsweise der Gemeinschaft zugestandenen 
Niederlassungsrechte berechtigt, im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften 
des Aufnahmelandes auf dem Gebiet der Slowakischen Republik beziehungsweise 
der Gemeinschaft Personal zu beschäftigen oder von ihren Tochtergesellschaften 
beschäftigen zu lassen, das die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der 
Gemeinschaft beziehungsweise der Slowakischen Republik besitzt, sofern es sich 
dabei um in Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal im Sinne des Absatzes 2 
handelt und es ausschließlich von diesen Begünstigten oder ihren 
Tochtergesellschaften beschäftigt wird. Die Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse für 
dieses Personal gelten nur für den jeweiligen Beschäftigungszeitraum. 
(2) In Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal der Begünstigten der 
Niederlassungsrechte, nachstehend "Organisation" genannt, sind 
a) Führungskräfte einer Organisation, die in erster Linie die Organisation leiten und 
allgemeine Anweisungen hauptsächlich von dem Vorstand oder den Aktionären 
erhalten; zu ihren Kompetenzen gehören: 
- die Leitung der Organisation oder einer Abteilung oder Unterabteilung der 
Organisation; 
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- die Überwachung und Kontrolle der Arbeit des anderen aufsichtsführenden 
Personals und der anderen Fach- und Verwaltungskräfte; 
- die persönliche Befugnis zur Einstellung und Entlassung oder zur Empfehlung der 
Einstellung und Entlassung oder sonstiger Personalentscheidungen; 
b) Personal einer Organisation mit hohen oder ungewöhnlichen 
- Qualifikationen für bestimmte Arbeiten oder Aufgaben, die spezifische technische 
Kenntnisse erfordern; 
- Kenntnissen, die für Betrieb, Forschungsausrüstung, Verfahren oder Verwaltung 
der Organisation notwendig sind. Dieses Personal kann auch Angehörige 
zulassungspflichtiger Berufe umfassen. 
Dieses Personal muss von der betreffenden Organisation mindestens ein Jahr vor 




(1) Dieses Kapitel gilt vorbehaltlich der Beschränkungen, die aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind. 
(2) Dieses Kapitel gilt nicht für Tätigkeiten, die im Gebiet einer Vertragspartei dauernd 




Dieses Kapitel und Kapitel III dieses Titels gelten auch für Gesellschaften, die von 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen der Slowakischen Republik und von 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen der Gemeinschaft gemeinsam kontrolliert 








Amtsblatt Nr. L 051 vom 26/02/1999 S. 0003 – 0206 
In Slowenien: Amtsblatt RS, Nr. 44 – Internationale Abkommen, Nr. 13 vom 24. Juli 1997 
 
Titel 
Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den im Rahmen der 
Europäischen Union handelnden Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten 




KAPITEL II Niederlassungsrecht 
 
Artikel 45  
 
(1) Slowenien erleichtert während der in Artikel 3 genannten Übergangszeit 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft die Aufnahme von 
Geschäftstätigkeiten in seinem Gebiet. Zu diesem Zweck gewährt es vom 
Inkrafttreten dieses Abkommens an  
i) für die Niederlassung von Gesellschaften der Gemeinschaft eine Behandlung, die 
nicht weniger günstig ist als die Behandlung, die es seinen eigenen Gesellschaften 
oder den Gesellschaften eines Drittlandes gewährt, sofern letztere die günstigere 
Behandlung ist, außer in den in Anhang IXa aufgeführten Bereichen, in denen diese 
Behandlung spätestens am Ende der in Artikel 3 genannten Übergangszeit gewährt 
wird, und  
ii) für die Geschäftstätigkeit der in Slowenien niedergelassenen 
Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen von Gesellschaften der 
Gemeinschaft eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, 
die es seinen eigenen Gesellschaften und Zweigniederlassungen oder den 
slowenischen Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen von Gesellschaften 
eines Drittlands gewährt, sofern letztere die günstigere Behandlung ist.  
(2) Slowenien erlässt während der in Absatz 1 genannten Übergangszeiten keine 
neuen Vorschriften und trifft keine Maßnahmen, die hinsichtlich der Niederlassung 
von Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft in seinem Gebiet und 
ihrer anschließenden Geschäftstätigkeit eine Benachteiligung gegenüber seinen 
eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen bewirken.  
(3) Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten gewähren vom Inkrafttreten dieses 
Abkommens an - für die Niederlassung slowenischer Gesellschaften eine 
Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, die die 
Mitgliedstaaten ihren eigenen Gesellschaften oder Gesellschaften eines Drittlands 
gewähren, sofern letztere die günstigere Behandlung ist, - für die Geschäftstätigkeit 
der in ihrem Gebiet niedergelassenen Tochtergesellschaften und 
Zweigniederlassungen slowenischer Gesellschaften eine Behandlung, die nicht 
weniger günstig ist als die Behandlung, die die Mitgliedstaaten ihren eigenen 
Gesellschaften und Zweigniederlassungen oder einer in ihrem Gebiet 
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niedergelassenen Tochtergesellschaft und Zweigniederlassung einer Gesellschaft 
eines Drittlands gewähren, sofern letztere die günstigere Behandlung ist.  
(4) Die in den Absätzen 1 und 3 beschriebene Behandlung gilt vom Ende der in Artikel 
3 genannten Übergangszeit an für die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von 
Staatsangehörigen.  
(5) Die in Absatz 1 vorgesehenen Bestimmungen über die Inländerbehandlung für die 
Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft gelten nicht für die in Anhang IXb 
aufgeführten Bereiche und Tätigkeiten.  
(6) Der Assoziationsrat prüft während der in Absatz 1 Ziffer i) genannten Übergangszeit 
regelmäßig die Möglichkeit für eine beschleunigte Gewährung der 
Inländerbehandlung für die in Anhang IXa aufgeführten Bereiche und für die 
Einbeziehung der in Anhang IXb aufgeführten Bereiche und Tätigkeiten in den 
Geltungsbereich der Absätze 1 und 3. Diese Anhänge können durch Beschluss des 
Assoziationsrates geändert werden. Nach Ablauf der in Absatz 1 Ziffer i) genannten 
Übergangszeit kann der Assoziationsrat ausnahmsweise und falls notwendig auf 
Antrag Sloweniens beschließen, die Ausnahmeregelung für bestimmte in Anhang 
IXa aufgeführte Bereiche und Tätigkeiten für einen begrenzten Zeitraum zu 
verlängern.  
(7) Unbeschadet der Bestimmungen dieses Artikels  
a) haben Staatsangehörige der Gemeinschaft und Tochtergesellschaften und 
Zweigniederlassungen von Gesellschaften der Gemeinschaft vom Inkrafttreten 
dieses Abkommens an das Recht, Immobilien in Slowenien zu nutzen und zu 
mieten.  
b) haben Tochtergesellschaften von Gesellschaften der Gemeinschaft ferner das 
Recht, Immobilien zu erwerben und zu verkaufen, und die gleichen Rechte wie die 
slowenischen Staatsangehörigen und Gesellschaften in bezug auf die natürlichen 
Ressourcen, die landwirtschaftlich genutzten Flächen und die Forste, sofern diese 
Rechte für die Ausübung der Erwerbstätigkeiten, für die sie sich niedergelassen 
haben, erforderlich sind.  
c) gewährt Slowenien Staatsangehörigen der Gemeinschaft und 
Zweigniederlassungen von Gesellschaften der Gemeinschaft die unter Buchstabe 
b) genannten Rechte vor dem Ende der ersten Stufe der Übergangszeit.  
 
Artikel 46  
 
(1) Dieses Kapitel gilt nicht für den Luft- und den Binnenschiffs- sowie den 
Seekabotageverkehr.  
(2) Der Assoziationsrat kann Empfehlungen für die Förderung der Niederlassung und 
der Geschäftstätigkeit in den in Absatz 1 genannten Bereichen aussprechen.  
 
Artikel 47  
 
Im Sinne dieses Abkommens  
a) ist eine "Gesellschaft der Gemeinschaft" beziehungsweise "Gesellschaft 
Sloweniens" eine Gesellschaft, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats beziehungsweise Sloweniens gegründet wurde und ihren 
satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung im 
Gebiet der Gemeinschaft beziehungsweise Sloweniens hat. Hat eine nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise Sloweniens gegründete 
Gesellschaft nur ihren satzungsmäßigen Sitz im Gebiet der Gemeinschaft 
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beziehungsweise Sloweniens, so gilt diese Gesellschaft als Gesellschaft der 
Gemeinschaft beziehungsweise Sloweniens, sofern ihre Geschäftstätigkeiten eine 
echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft eines der Mitgliedstaaten 
beziehungsweise Sloweniens aufweisen;  
b) ist eine "Tochtergesellschaft" einer Gesellschaft eine Gesellschaft, die von der 
ersten Gesellschaft tatsächlich kontrolliert wird;  
c) ist eine "Zweigniederlassung" einer Gesellschaft eine geschäftliche Niederlassung 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit, die den Anschein der Dauerhaftigkeit, z. B. als 
Erweiterung einer Muttergesellschaft, und eine Geschäftsführung hat und materiell 
dafür ausgestattet ist, Geschäfte mit Dritten zu tätigen, so dass diese Dritten - 
wissend, dass nötigenfalls eine rechtliche Verbindung zur Muttergesellschaft, deren 
Hauptverwaltung sich im Ausland befindet, besteht - nicht unmittelbar mit der 
Muttergesellschaft zu verhandeln brauchen, sondern Geschäfte mit der 
geschäftlichen Niederlassung tätigen können, die deren Erweiterung darstellt;  
d) ist "Niederlassung"  
i) im Falle der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme selbständiger 
Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung von Unternehmen, insbesondere von 
Gesellschaften, die sie tatsächlich kontrollieren. Die Ausübung einer selbständigen 
Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit umfasst nicht die Suche oder Annahme einer 
Beschäftigung auf dem Arbeitsmarkt der anderen Vertragspartei und verleiht nicht 
das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt der anderen Vertragspartei. Die 
Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht für diejenigen, die nicht ausschließlich 
eine selbständige Tätigkeit ausüben;  
ii) im Falle der Gesellschaften der Gemeinschaft oder der Gesellschaften 
Sloweniens das Recht auf Aufnahme von Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung 
von Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen in Slowenien 
beziehungsweise in der Gemeinschaft;  
e) ist "Geschäftstätigkeit" die Ausübung von Erwerbstätigkeiten;  
f) umfassen "Erwerbstätigkeiten" grundsätzlich gewerbliche, kaufmännische, 
freiberufliche und handwerkliche Tätigkeiten;  
g) ist "Staatsangehöriger der Gemeinschaft" beziehungsweise "Staatsangehöriger 
Sloweniens" eine natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines der 
Mitgliedstaaten beziehungsweise Sloweniens besitzt.  
h) Hinsichtlich des internationalen Seeverkehrs, einschließlich intermodaler 
Transporte, bei denen ein Teil der Strecke auf See zurückgelegt wird, gelten dieses 
Kapitel und Kapitel III auch für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten 
beziehungsweise Sloweniens, die außerhalb der Gemeinschaft beziehungsweise 
Sloweniens niedergelassen sind, und für Schifffahrtsgesellschaften, die außerhalb 
der Gemeinschaft beziehungsweise Sloweniens niedergelassen sind und von 
Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats beziehungsweise Sloweniens kontrolliert 
werden, sofern ihre Schiffe in diesem Mitgliedstaat beziehungsweise in Slowenien 
gemäss den dort geltenden Rechtsvorschriften registriert sind.  
i) sind "Finanzdienstleistungen" im Sinne dieses Abkommens die in Anhang IXc 
aufgeführten Tätigkeiten. Der Assoziationsrat kann den Geltungsbereich dieses 
Anhangs erweitern oder ändern.  
 
Artikel 48  
 
(1) Vorbehaltlich des Artikels 45 und mit Ausnahme der in Anhang IXc aufgeführten 
Finanzdienstleistungen kann jede Vertragspartei die Niederlassung und die 
Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und Staatsangehörigen in ihrem Gebiet 
reglementieren, soweit diese Regelungen die Gesellschaften und 
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Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen nicht benachteiligen.  
(2) Hinsichtlich der Finanzdienstleistungen wird eine Vertragspartei ungeachtet 
etwaiger sonstiger Bestimmungen dieses Abkommens nicht daran gehindert, aus 
Gründen der Aufsichtspflicht Maßnahmen einschließlich Maßnahmen zum Schutz 
von Investoren, Einlegern, Versicherungsnehmern oder Personen, denen 
gegenüber ein Erbringer von Finanzdienstleistungen treuhänderische 
Verpflichtungen hat, oder zur Sicherung der Integrität und Stabilität seines 
Finanzsystems zu treffen. Solche Maßnahmen dürfen nicht als Mittel zur Umgehung 
der Verpflichtungen der Vertragspartei aufgrund dieses Abkommens benutzt 
werden.  
(3) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es eine Vertragspartei zur 
Offenlegung von Angaben über die Geschäftstätigkeit und von Konten einzelner 
Kunden oder sonstiger vertraulicher oder schutzbedürftiger Informationen, die sich 
im Besitz öffentlicher Stellen befinden.  
 
Artikel 49  
 
(1) Die Artikel 45 und 48 schließen nicht aus, dass eine Vertragspartei für die 
Niederlassung und Geschäftstätigkeit von Zweigniederlassungen von 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei, die im Gebiet der ersten Vertragspartei 
nicht registriert sind, eine Sonderregelung anwendet, die wegen rechtlicher oder 
technischer Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederlassungen und den 
Zweigniederlassungen der in ihrem Gebiet registrierten Gesellschaften oder, im 
Falle der Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen Gründen gerechtfertigt 
ist.  
(2) Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das unbedingt notwendige Maß 
hinaus, wie es sich aus derartigen rechtlichen oder technischen Unterschieden 
oder, im Falle der Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen Gründen ergibt.  
 
Artikel 50  
 
(1) Eine im Gebiet Sloweniens niedergelassene Gesellschaft der Gemeinschaft 
beziehungsweise eine im Gebiet der Gemeinschaft niedergelassene Gesellschaft 
Sloweniens ist berechtigt, im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften des 
Aufnahmelandes im Gebiet Sloweniens beziehungsweise der Gemeinschaft 
Personal zu beschäftigen oder von ihren Tochtergesellschaften oder 
Zweigniederlassungen beschäftigen zu lassen, das die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaats der Gemeinschaft beziehungsweise Sloweniens besitzt, sofern es 
sich dabei um in Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal im Sinne des Absatzes 
2 handelt und es ausschließlich von Gesellschaften, Tochtergesellschaften oder 
Zweigniederlassungen beschäftigt wird. Die Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse für 
dieses Personal gelten nur für den jeweiligen Beschäftigungszeitraum.  
(2) In Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal der obengenannten Gesellschaften, 
im folgenden "Organisationen" genannt, ist "gesellschaftsintern versetztes 
Personal" im Sinne des Buchstabens c), das zu nachstehenden Kategorien gehört, 
sofern die Organisation eine juristische Person ist und die betreffenden Personen 
mindestens in dem der Versetzung vorausgehenden Jahr von ihr beschäftigt 
worden sind oder an ihr beteiligt gewesen sind (ohne die Mehrheitsbeteiligung zu 
besitzen):  
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a) Führungskräfte einer Organisation, die in erster Linie die Niederlassung leiten und 
allgemeine Weisungen hauptsächlich vom Vorstand oder den Aktionären 
beziehungsweise gleichgestellten Personen erhalten; zu ihren Kompetenzen 
gehören:  
- die Leitung der Niederlassung oder einer Abteilung oder Unterabteilung der 
Niederlassung; 
- die Überwachung und Kontrolle der Arbeit des anderen aufsichtsführenden 
Personals und der anderen Fach- und Verwaltungskräfte;  
- die persönliche Befugnis zur Einstellung und Entlassung oder zur Empfehlung der 
Einstellung und Entlassung oder sonstiger Personalentscheidungen;  
b) Personal einer Organisation mit ungewöhnlichen Kenntnissen, die für Betrieb, 
Forschungsausrüstung, Verfahren oder Verwaltung der Niederlassung notwendig 
sind. Bei der Bewertung dieser Kenntnisse kann neben besonderen Kenntnissen 
bezüglich der Niederlassung eine hohe Qualifikation für bestimmte Arbeiten oder 
Aufgaben, die spezifische technische Kenntnisse erfordern, sowie die Zugehörigkeit 
zu einem zulassungspflichtigen Beruf berücksichtigt werden.  
c) Das "gesellschaftsintern versetzte Personal" umfasst die natürlichen Personen, die 
von einer Organisation im Gebiet der einen Vertragspartei beschäftigt und zur 
Ausübung von Erwerbstätigkeiten vorübergehend in das Gebiet der anderen 
Vertragspartei versetzt werden; die betreffende Organisation muss ihre 
Hauptniederlassung im Gebiet der einen Vertragspartei haben, und die Versetzung 
muss in eine Niederlassung (Zweigniederlassung, Tochtergesellschaft) dieser 
Organisation erfolgen, die im Gebiet der anderen Vertragspartei tatsächlich 
gleichartige Erwerbstätigkeiten ausübt.  
(3) Die Einreise von Staatsangehörigen Sloweniens beziehungsweise der 
Gemeinschaft in das Gebiet der Gemeinschaft beziehungsweise Sloweniens und 
deren vorübergehender Aufenthalt in diesem Gebiet wird gestattet, sofern es sich 
um Vertreter von Gesellschaften handelt, die Führungskräfte im Sinne von Absatz 2 
Buchstabe a) sind und für die Errichtung einer Tochtergesellschaft oder 
Zweigniederlassung einer Gesellschaft Sloweniens beziehungsweise die Errichtung 
einer Tochtergesellschaft oder Zweigniederlassung einer Gesellschaft der 
Gemeinschaft in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft beziehungsweise in 
Slowenien zuständig sind, und sofern: - diese Führungskräfte nicht im Direktverkauf 
beschäftigt sind oder Dienstleistungen erbringen und - die Gesellschaft ihre 
Hauptniederlassung außerhalb der Gemeinschaft beziehungsweise Sloweniens hat 
und in dem betreffenden Mitgliedstaat der Gemeinschaft beziehungsweise in 
Slowenien keine weiteren Vertreter, Büros, Zweigniederlassungen oder 
Tochtergesellschaften hat.  
 
Artikel 51  
 
Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsangehörigen Sloweniens die 
Aufnahme und Ausübung reglementierter Berufstätigkeiten in Slowenien 
beziehungsweise in der Gemeinschaft zu erleichtern, prüft der Assoziationsrat, 
welche Schritte zur gegenseitigen Anerkennung der Befähigungsnachweise 







Artikel 52  
 
Slowenien kann während der ersten vier Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens beziehungsweise für die in Anhang IXa aufgeführten Sektoren 
während der in Artikel 3 genannten Übergangszeit Maßnahmen einführen, die von 
den Bestimmungen dieses Kapitels über die Niederlassung von Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft abweichen, wenn bestimmte Industrien - eine 
Umstrukturierung durchführen oder - ernsten Schwierigkeiten gegenüberstehen, die 
insbesondere schwerwiegende soziale Probleme in Slowenien hervorrufen, oder - 
einen Verlust oder einen drastischen Rückgang des gesamten Marktanteils der 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen Sloweniens in einem bestimmten 
Wirtschafts- und Industriezweig in Slowenien erfahren oder - sich in Slowenien erst 
im Aufbau befinden. Derartige Maßnahmen:  
i) treten spätestens zwei Jahre nach Ablauf des vierten Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Abkommens beziehungsweise für die in Anhang IXa aufgeführten Sektoren 
nach Ablauf der in Artikel 3 genannten Übergangszeit außer Kraft und  
ii) müssen vertretbar und notwendig sein, um Abhilfe zu schaffen, und  
iii) dürfen nur die Niederlassungen betreffen, die in Slowenien nach dem 
Inkrafttreten derartiger Maßnahmen gegründet werden sollen, und dürfen keine 
Diskriminierung der Geschäftstätigkeit der Gesellschaften oder Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft, die bei der Einführung einer bestimmten Maßnahme bereits in 
Slowenien niedergelassen waren, gegenüber den Gesellschaften oder 
Staatsangehörigen Sloweniens bewirken. Der Assoziationsrat kann ausnahmsweise 
auf Antrag Sloweniens und falls notwendig eine Verlängerung der unter Ziffer i) 
genannten Fristen für einen bestimmten Sektor um einen begrenzten Zeitraum 
beschließen. Bei der Verfügung und Durchführung derartiger Maßnahmen gewährt 
Slowenien, soweit möglich, den Gesellschaften und Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft eine Präferenzbehandlung und in keinem Fall eine weniger günstige 
Behandlung als den Gesellschaften oder Staatsangehörigen eines Drittlands. Vor 
der Einführung dieser Maßnahmen konsultiert Slowenien den Assoziationsrat; es 
setzt sie frühestens einen Monat nach der Mitteilung der von Slowenien geplanten 
konkreten Maßnahmen an den Assoziationsrat in Kraft, es sei denn, dass ein nicht 
wiedergutzumachender Schaden droht, der Sofortmassnahmen erforderlich macht. 
In diesem Fall konsultiert Slowenien den Assoziationsrat unverzüglich nach deren 
Einführung. Nach Ablauf des vierten Jahres nach Inkrafttreten dieses Abkommens 
beziehungsweise nach Ablauf der in Artikel 3 genannten Übergangszeit für die in 
Anhang IXa aufgeführten Sektoren kann Slowenien derartige Maßnahmen nur mit 
Zustimmung des Assoziationsrates und unter den von diesem festgelegten 
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KAPITEL II Niederlassungsrecht  
 
Artikel 45  
 
(1) Die Tschechische Republik erleichtert während der in Artikel 7 genannten 
Übergangszeit Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft die 
Aufnahme von Geschäftstätigkeiten in ihrem Gebiet. Zu diesem Zweck gewährt sie  
i) vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die Niederlassung von 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine Behandlung, die 
nicht weniger günstig ist als die Behandlung ihrer eigenen Staatsangehörigen und 
Gesellschaften; ausgenommen sind die in den Anhängen XVIa und XVIb 
aufgeführten Wirtschaftszweige und Themen, bei denen eine solche Behandlung 
spätestens am Ende der in Artikel 7 genannten Übergangszeit gewährt wird; und 
 ii)vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die Geschäftstätigkeit der in der 
Tschechischen Republik niedergelassenen Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die 
Behandlung ihrer eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen. 
iii) Unbeschadet der Bestimmungen unter den Ziffern i) und ii) wird die unter den 
Ziffern i) und ii) vorgesehene Inländerbehandlung für Staatsangehörige der 
Gemeinschaft, die in der Tschechischen Republik eine selbständige Tätigkeit 
aufnehmen, erst vom Beginn des sechsten Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens an gewährt. 
(2) Die Tschechische Republik erlässt während der in Absatz 1 genannten 
Übergangszeiten keine neuen Vorschriften oder Maßnahmen, die hinsichtlich 
Niederlassung und Geschäftstätigkeit der Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft in ihrem Gebiet eine Benachteiligung gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen bewirken. 
(3) Die Mitgliedstaaten gewähren vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die 
Niederlassung von Gesellschaften und Staatsangehörigen der Tschechischen 
Republik eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung ihrer 
eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen, und für die Geschäftstätigkeit der 
in ihrem Gebiet niedergelassenen Gesellschaften und Staatsangehörigen der 
Tschechischen Republik eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die 
Behandlung ihrer eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen. 
(4) Im Sinne dieses Abkommens  
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a) bedeutet "Niederlassung" 
i) im Fall der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme und Ausübung 
selbständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung und Leitung von 
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften, die sie tatsächlich kontrollieren. 
Die Ausübung einer selbständigen Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit durch 
Staatsangehörige umfasst nicht die Suche oder Annahme einer Beschäftigung auf 
dem Arbeitsmarkt der anderen Vertragspartei. 
Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten nicht für diejenigen, die nicht 
ausschließlich eine selbständige Tätigkeit ausüben; 
ii) im Fall der Gesellschaften das Recht auf Aufnahme und Ausübung von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung und Leitung von Tochtergesellschaften, 
Zweigniederlassungen und Agenturen; 
b) bedeutet "Tochtergesellschaft" einer Gesellschaft eine Gesellschaft, die tatsächlich 
von der ersten Gesellschaft kontrolliert wird; 
c) umfassen "Erwerbstätigkeiten" insbesondere gewerbliche Tätigkeiten, 
kaufmännische Tätigkeiten, handwerkliche Tätigkeiten und freiberufliche 
Tätigkeiten. 
(5) Der Assoziationsrat prüft während der in Absatz 1 Ziffern i) und ii) genannten 
Übergangszeiten regelmäßig die Möglichkeit für eine beschleunigte Gewährung der 
Inländerbehandlung in den in den Anhängen XVIa und XVIb aufgeführten 
Wirtschaftszweigen und für die Einbeziehung der in Anhang XVIc aufgeführten 
Bereiche oder Themen in den Geltungsbereich der Absätze 1, 2 und 3 dieses 
Artikels. Diese Anhänge können durch Beschluss des Assoziationsrates geändert 
werden. 
Nach Ablauf der in Absatz 1 Ziffern i) und ii) genannten Übergangszeiten kann der 
Assoziationsrat ausnahmsweise auf Antrag der Tschechischen Republik und falls 
notwendig eine Verlängerung der Ausnahmeregelung für bestimmte in den 
Anhängen XVIa und XVIb aufgeführte Bereiche oder Themen für  einen begrenzten 
Zeitraum beschließen. 
(6) Die Bestimmungen über die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft und der Tschechischen 
Republik in den Absätzen 1, 2 und 3 dieses Artikels gelten nicht für die in Anhang 
XVIc aufgeführten Bereiche oder Themen. 
(7) Unbeschadet dieses Artikels haben im Gebiet der Slowakischen Republik 
niedergelassene Gesellschaften der Gemeinschaft vom Inkrafttreten dieses 
Abkommens an das Recht auf Erwerb, Nutzung, Anmietung und Verkauf von 
Grundbesitz und hinsichtlich der natürlichen Ressourcen, der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche und der Forstwirtschaft das Recht auf Pacht, sofern diese Rechte 
unmittelbar für die Ausübung der Erwerbstätigkeiten, für die sie sich niedergelassen 
haben, erforderlich sind. 
Die Tschechische Republik gewährt in der Tschechischen Republik 
niedergelassenen Zweigniederlassungen Agenturen von Gesellschaften der 
Gemeinschaft diese Rechte spätestens am Ende des sechsten Jahres nach 
Inkrafttreten dieses Abkommens, sofern dies für die Ausübung der 
Erwerbstätigkeiten, für die sie sich niedergelassen haben, erforderlich ist. 
Die Tschechische Republik gewährt Staatsangehörigen der Gemeinschaft, die eine 
selbständige Tätigkeit in der Tschechischen Republik ausüben, diese Rechte 
spätestens am Ende der in Artikel 7 genannten Übergangszeit, sofern dies für die 





Artikel 46  
 
(1) Vorbehaltlich des Artikels 45 und mit Ausnahme der in Anhang XVIa aufgeführten 
Finanzdienstleistungen kann jede Vertragspartei die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und Staatsangehörigen in ihrem Gebiet 
reglementieren, soweit diese Regelungen die Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen nicht benachteiligen. 
(2) Hinsichtlich der in Anhang XVIa aufgeführten Finanzdienstleistungen berührt dieses 
Abkommen nicht das Recht der Vertragsparteien, Maßnahmen zu ergreifen, die zur 
Durchführung der Währungspolitik der Vertragspartei oder aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen erforderlich sind, um den Schutz von Investoren, Kontoinhabern, 
Versicherungsnehmern oder von Personen, gegenüber denen eine Verbindlichkeit 
aufgrund eines Treuhandgeschäfts besteht, oder die Integrität und Stabilität des 
Finanzsystems sicherzustellen. Diese Maßnahmen dürfen Gesellschaften und 
Staatsangehörige der anderen Vertragspartei gegenüber den eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen nicht aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
benachteiligen. 
 
Artikel 47  
 
Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsangehörigen der 
Tschechischen Republik die Aufnahme und Ausübung reglementierter 
Berufstätigkeiten in der Tschechischen Republik beziehungsweise in der 
Gemeinschaft zu erleichtern, prüft der Assoziationsrat, welche Schritte zur 
gegenseitigen Anerkennung der Befähigungsnachweise erforderlich sind. Er kann 
zu diesem Zweck alle zweckdienlichen Maßnahmen ergreifen. 
 
Artikel 48  
 
Artikel 46 schließt nicht aus, dass eine Vertragspartei für die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Zweigniederlassungen und Agenturen von Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei, die im Gebiet der ersten Vertragspartei nicht registriert 
sind, eine Sonderregelung anwendet, die wegen rechtlicher oder technischer 
Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederlassungen und Agenturen und den 
Zweigniederlassungen und Agenturen der in ihrem Gebiet registrierten 
Gesellschaften oder, im Fall der Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen gerechtfertigt ist. Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das 
unbedingt notwendige Maß hinaus, wie es sich aus derartigen rechtlichen oder 
technischen Unterschieden oder, im Falle der in Anhang XVIa aufgeführten 
Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen Gründen ergibt. 
 
Artikel 49  
 
(1) Als "Gesellschaft der Gemeinschaft" beziehungsweise "Gesellschaft der 
Tschechischen Republik" im Sinne dieses Abkommens gilt eine Gesellschaft oder 
eine Firma, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise 
der Tschechischen Republik gegründet wurde und ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung im Gebiet der Gemeinschaft 
beziehungsweise der Tschechischen Republik hat. Hat die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise der Tschechischen 
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Republik gegründete Gesellschaft oder Firma jedoch nur ihren satzungsmäßigen 
Sitz im Gebiet der Gemeinschaft beziehungsweise der Tschechischen Republik, so 
müssen ihre Geschäftstätigkeiten eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der 
Wirtschaft eines der Mitgliedstaaten beziehungsweise der Tschechischen Republik 
aufweisen. 
(2) Dieses Kapitel und Kapitel III dieses Titels gelten auch im internationalen 
Seeverkehr für Staatsangehörige oder Schifffahrtsgesellschaften der 
Mitgliedstaaten beziehungsweise der Tschechischen Republik, die außerhalb der 
Gemeinschaft beziehungsweise der Tschechischen Republik niedergelassen sind 
und von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats beziehungsweise der 
Tschechischen Republik kontrolliert werden, wenn ihre Schiffe in diesem 
Mitgliedstaat beziehungsweise in der Tschechischen Republik gemäss den jeweils 
geltenden Rechtsvorschriften registriert sind. 
(3) Als Staatsangehöriger der Gemeinschaft beziehungsweise der Tschechischen 
Republik im Sinne dieses Abkommens gilt jede natürliche Person, die die 
Staatsangehörigkeit eines der Mitgliedstaaten oder der Tschechischen Republik 
besitzt. 
(4) Die Bestimmungen dieses Abkommens schließen nicht aus, dass jede 
Vertragspartei alle notwendigen Maßnahmen ergreift, um zu verhindern, dass ihre 
Maßnahmen betreffend den Zugang von Drittländern zu ihrem Markt durch die 
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(1) Ungarn erleichtert während der in Artikel 6 genannten Übergangszeit 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 48 
die Aufnahme von Geschäftstätigkeiten in seinem Gebiet. Zu diesem Zweck 
gewährt es 
i) schrittweise und spätestens am Ende der in Artikel 6 genannten ersten Stufe für 
die Niederlassung von Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft 
eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung seiner eigenen 
Staatsangehörigen und Gesellschaften; ausgenommen sind die in den Anhängen 
XIIa und XIIb aufgeführten Wirtschaftszweige, in denen eine solche Behandlung 
spätestens am Ende der in Artikel 6 genannten Übergangszeit gewährt wird; und 
ii) vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die Geschäftstätigkeit der in Ungarn 
niedergelassenen Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine 
Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung seiner eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen. Sollten die bestehenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften bei Inkrafttreten dieses Abkommens für bestimmte 
Erwerbstätigkeiten in Ungarn keine derartige Behandlung der Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft vorsehen, so ändert Ungarn diese Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, um eine derartige Behandlung spätestens am Ende 
der in Artikel 6 genannten ersten Stufe zu gewährleisten. 
(2) Ungarn erlässt während der in Absatz 1 genannten Übergangszeiten keine neuen 
Vorschriften oder Maßnahmen, die hinsichtlich Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit der Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft in 
seinem Gebiet eine Benachteiligung gegenüber seinen eigenen Gesellschaften und 
Staatsangehörigen bewirken. 
(3) Die Mitgliedstaaten gewähren vom Inkrafttreten dieses Abkommens an für die 
Niederlassung ungarischer Gesellschaften und Staatsangehöriger im Sinne des 
Artikels 48 eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung ihrer 
eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen, und für die Geschäftstätigkeit der 
in ihrem Gebiet niedergelassenen ungarischen Gesellschaften und 
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Staatsangehörigen eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die 
Behandlung ihrer eigenen Gesellschaften und Staatsangehörigen. 
(4) Unbeschadet der Absätze 1, 2 und 3 wird die in den Absätzen 1 und 3 vorgesehene 
Inländerbehandlung für Zweigniederlassungen, Agenturen und Staatsangehörige, 
die eine selbstständige Tätigkeit aufnehmen, erst vom Beginn der in Artikel 6 
genannten zweiten Stufe an gewährt. 
(5) Im Sinne dieses Abkommens 
a) bedeutet "Niederlassung" 
i) im Fall der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme und Ausübung 
selbstständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung und Leitung von 
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften, die sie tatsächlich kontrollieren. 
Die Ausübung einer selbstständigen Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit durch 
Staatsangehörige umfasst nicht die Suche oder Annahme einer Beschäftigung auf 
dem Arbeitsmarkt und verleiht nicht das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt der 
anderen Vertragspartei. Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten nicht für 
diejenigen, die nicht ausschließlich eine selbstständige Tätigkeit ausüben; 
ii) im Fall der Gesellschaften das Recht auf Aufnahme und Ausübung von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung und Leitung von Tochtergesellschaften, 
Zweigniederlassungen und Agenturen; 
b) bedeutet "Tochtergesellschaft" einer Gesellschaft eine Gesellschaft, die tatsächlich 
von der ersten Gesellschaft kontrolliert wird; 
c) umfassen "Erwerbstätigkeiten" insbesondere gewerbliche Tätigkeiten, 
kaufmännische Tätigkeiten, handwerkliche Tätigkeiten und freiberufliche 
Tätigkeiten. 
(6) Der Assoziationsrat prüft während der in Absatz 1 Ziffer i) genannten 
Übergangszeiten regelmäßig die Möglichkeit für eine beschleunigte Gewährung der 
Inländerbehandlung in den in den Anhängen XIIa und XIIb aufgeführten 
Wirtschaftszweigen und für die Einbeziehung der in Anhang XIIc aufgeführten 
Bereiche oder Themen in den Geltungsbereich der Absätze 1, 2 und 3. Diese 
Anhänge können durch Beschluss des Assoziationsrates geändert werden. Nach 
Ablauf der in Absatz 1 Ziffer i) genannten Übergangszeiten kann der 
Assoziationsrat ausnahmsweise auf Antrag Ungarns und, falls notwendig, eine 
Verlängerung der Ausnahmeregelung für bestimmte in den Anhängen XIIa und XIIb 
aufgeführten Bereiche oder Themen für einen begrenzten Zeitraum beschließen. 
(7) Die Bestimmungen über die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Ungarns in den 
Absätzen 1, 2, 3 und 4 dieses Artikels gelten nicht für die in Anhang XIIc 
aufgeführten Bereiche oder Themen. 
(8) Unbeschadet dieses Artikels haben im Gebiet Ungarns niedergelassene 
Gesellschaften der Gemeinschaft vom Inkrafttreten dieses Abkommens an das 
Recht auf Erwerb, Nutzung, Anmietung und Verkauf von Grundbesitz und 
hinsichtlich der natürlichen Ressourcen, der landwirtschaftlichen Nutzfläche und der 
Forstwirtschaft das Recht auf Pacht, sofern diese Rechte unmittelbar für die 
Ausübung der Erwerbstätigkeiten, für die sie sich niedergelassen haben, 
erforderlich sind. Dieses Recht gilt nicht für die Niederlassung im 
Immobiliengeschäft und im Geschäft mit natürlichen Ressourcen. Ungarn gewährt 
Zweigniederlassungen und Agenturen von Gesellschaften der Gemeinschaft und 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft, die eine selbstständige Tätigkeit in Ungarn 
ausüben, diese Rechte spätestens am Ende der in Artikel 6 genannten ersten 
Stufe. Dieses Recht gilt nicht für die Niederlassung im Immobiliengeschäft und im 





(1) Vorbehaltlich des Artikels 44 und mit Ausnahme der in Anhang XIIa aufgeführten 
Finanzierungsdienstleistungen kann jede Vertragspartei die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und Staatsangehörigen in ihrem Gebiet 
reglementieren, soweit diese Regelungen die Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsangehörigen nicht benachteiligen. 
(2) Hinsichtlich der in Anhang XIIa aufgeführten Finanzdienstleistungen berührt dieses 
Abkommen nicht das Recht der Vertragsparteien, Maßnahmen zu ergreifen, die zur 
Durchführung der Währungspolitik der Vertragspartei oder aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen erforderlich sind, um den Schutz von Investoren, Kontoinhabern, 
Versicherungsnehmern oder von Personen, gegenüber denen eine Verbindlichkeit 
aufgrund eines Treuhandgeschäfts besteht, oder die Integrität und Stabilität des 
Finanzsystems sicherzustellen. Diese Maßnahmen dürfen Gesellschaften und 
Staatsangehörige der anderen Vertragspartei gegenüber den eigenen 




Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsangehörigen Ungarns die 
Aufnahme und Ausübung reglementierter Berufstätigkeiten in Ungarn 
beziehungsweise in der Gemeinschaft zu erleichtern, prüft der Assoziationsrat, 
welche Schritte zur gegenseitigen Anerkennung der Befähigungsnachweise 





Artikel 45 schließt nicht aus, dass eine Vertragspartei für die Niederlassung und 
Geschäftstätigkeit von Zweigniederlassungen und Agenturen von Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei, die im Gebiet der ersten Vertragspartei nicht registriert 
sind, eine Sonderregelung anwendet, die wegen rechtlicher oder technischer 
Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederlassungen und Agenturen und den 
Zweigniederlassungen und Agenturen der in ihrem Gebiet registrierten 
Gesellschaften oder, im Fall der Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen gerechtfertigt ist. Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das 
unbedingt notwendige Mass hinaus, wie es sich aus derartigen rechtlichen oder 
technischen Unterschieden oder, im Fall der in Anhang XIIa aufgeführten 




(1) Als "Gesellschaft der Gemeinschaft" beziehungsweise "ungarische Gesellschaft" im 
Sinne dieses Abkommens gilt eine Gesellschaft oder eine Firma, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise Ungarns gegründet wurde 
und ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre 
Hauptniederlassung im Gebiet der Gemeinschaft beziehungsweise Ungarns hat. 
Hat die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise Ungarns 
gegründete Gesellschaft oder Firma jedoch nur ihren satzungsmäßigen Sitz im 
Gebiet der Gemeinschaft beziehungsweise Ungarns, so müssen ihre 
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Geschäftstätigkeiten eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft 
eines der Mitgliedstaaten beziehungsweise Ungarns aufweisen. 
(2) Dieses Kapitel und Kapitel III dieses Titels gelten auch im internationalen 
Seeverkehr für Staatsangehörige oder Schifffahrtsgesellschaften der 
Mitgliedstaaten beziehungsweise Ungarns, die außerhalb der Gemeinschaft 
beziehungsweise Ungarns niedergelassen sind und von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats beziehungsweise Ungarns kontrolliert werden, wenn ihre Schiffe in 
diesem Mitgliedstaat beziehungsweise in Ungarn gemäss den jeweils geltenden 
Rechtsvorschriften registriert sind. 
(3) Als Staatsangehöriger der Gemeinschaft beziehungsweise Ungarns im Sinne 
dieses Abkommens gilt jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines 
der Mitgliedstaaten oder Ungarns besitzt. 
(4) Die Bestimmungen dieses Abkommens schließen nicht aus, dass jede 
Vertragspartei alle notwendigen Maßnahmen ergreift, um zu verhindern, dass ihre 
Maßnahmen betreffend den Zugang von Drittländern zu ihrem Markt durch die 




Als "Finanzdienstleistungen" im Sinne dieses Abkommens gelten die in Anhang 
XIIa aufgeführten Tätigkeiten. Der Assoziationsrat kann den Geltungsbereich von 




Ungarn kann während der in Artikel 6 genannten ersten Stufe oder für die in den 
Anhängen XIIa und XIIb aufgeführten Wirtschaftszweige während der in Artikel 6 
genannten Übergangszeit Maßnahmen einführen, die von den Bestimmungen 
dieses Kapitels über die Niederlassung von Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft abweichen, wenn bestimmte Industrien 
- eine Umstrukturierung durchführen oder 
- ernsten Schwierigkeiten gegenüberstehen, die insbesondere schwerwiegende 
soziale Probleme in Ungarn hervorrufen, oder 
- einen Verlust oder einen drastischen Rückgang des gesamten Marktanteils der 
ungarischen Gesellschaften oder Staatsangehörigen in einem bestimmten 
Wirtschafts- und Industriezweig in Ungarn erfahren oder 
- sich in Ungarn erst im Aufbau befinden. 
Derartige Maßnahmen 
- treten spätestens zwei Jahre nach Ablauf der in Artikel 6 genannten ersten Stufe 
oder für die in den Anhängen XIIa und XIIb aufgeführten Wirtschaftszweige nach 
Ablauf der in Artikel 6 genannten Übergangszeit außer Kraft und 
- sind vertretbar und notwendig, um Abhilfe zu schaffen, und 
- betreffen nur die Niederlassungen, die in Ungarn nach dem Inkrafttreten derartiger 
Maßnahmen begründet werden sollen, und bewirken keine Diskriminierung der 
Geschäftstätigkeit der Gesellschaften oder Staatsangehörigen der Gemeinschaft, 
die bei der Einführung einer bestimmten Maßnahme bereits in Ungarn 
niedergelassen waren, gegenüber den ungarischen Gesellschaften oder 
Staatsangehörigen. 
Bei der Verfügung und Durchführung derartiger Maßnahmen gewährt Ungarn, 
soweit möglich, den Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine 
Präferenzbehandlung und in keinem Fall eine weniger günstige Behandlung als den 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen aus einem Drittland. Vor der Einführung 
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dieser Maßnahmen konsultiert Ungarn den Assoziationsrat; es setzt sie frühestens 
einen Monat nach der Notifizierung der von Ungarn geplanten konkreten 
Maßnahmen im Assoziationsrat in Kraft, sofern kein nicht wiedergutzumachender 
Schaden droht, der Sofortmaßnahmen erforderlich macht. In diesem Fall konsultiert 
Ungarn den Assoziationsrat sofort nach ihrer Einführung. Ungarn kann derartige 
Maßnahmen nach Ablauf der in Artikel 6 genannten ersten Stufe oder für die in den 
Anhängen XIIa und XIIb aufgeführten Wirtschaftszweige nach Ablauf der in Artikel 6 
genannten Übergangszeit nur mit Zustimmung des Assoziationsrates und unter den 




(1) Dieses Kapitel gilt nicht für den Luft- und Binnenschiffsverkehr sowie den 
Seekabotageverkehr. 
(2) Der Assoziationsrat kann Empfehlungen für die Förderung der Niederlassung und 





(1) Unbeschadet des Kapitels I dieses Titels sind die Begünstigten der von Ungarn 
beziehungsweise der Gemeinschaft zugestandenen Niederlassungsrechte 
berechtigt, im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften des Aufnahmelandes 
im Gebiet Ungarns beziehungsweise der Gemeinschaft Personal zu beschäftigen 
oder von ihren Tochtergesellschaften beschäftigen zu lassen, das die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats beziehungsweise Ungarns besitzt, sofern 
es sich dabei um in Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal im Sinne des 
Absatzes 2 handelt und es ausschließlich von diesen Begünstigten oder ihren 
Tochtergesellschaften beschäftigt wird. Die Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse für 
dieses Personal gelten nur für den jeweiligen Beschäftigungszeitraum. 
(2) In Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal der Begünstigten der 
Niederlassungsrechte, nachstehend "Organisation" genannt, sind: 
a) Führungskräfte einer Organisation, die in erster Linie die Organisation leiten und 
allgemeine Anweisungen hauptsächlich von dem Vorstand oder den Aktionären 
erhalten; zu ihren Kompetenzen gehören 
- die Leitung der Organisation oder einer Abteilung oder Unterabteilung der 
Organisation, 
- die Überwachung und Kontrolle der Arbeit des anderen aufsichtsführenden 
Personals und der anderen Fach- und Verwaltungskräfte, 
- die persönliche Befugnis zur Einstellung und Entlassung oder zur Empfehlung der 
Einstellung und Entlassung oder sonstiger Personalentscheidungen; 
b) Personal einer Organisation mit hohen oder ungewöhnlichen 
- Qualifikationen für bestimmte Arbeiten oder Aufgaben, die spezifische technische 
Kenntnisse erfordern, 
- Kenntnissen, die für Betrieb, Forschungsausrüstung, Verfahren oder Verwaltung 
der Organisation notwendig sind. 
Dieses Personal kann auch Angehörige zulassungspflichtiger Berufe umfassen. 
Dieses Personal muss von der betreffenden Organisation mindestens ein Jahr vor 






(1) Dieses Kapitel gilt vorbehaltlich der Beschränkungen, die aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind. 
(2) Dieses Kapitel gilt nicht für Tätigkeiten, die im Gebiet einer Vertragspartei dauernd 




Dieses Kapitel und Kapitel III dieses Titels gelten auch für Gesellschaften, die von 
ungarischen Gesellschaften oder Staatsangehörigen und von Gesellschaften oder 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft gemeinsam kontrolliert werden oder sich in 
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